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In der Kammerversammlung am 28. märz 2014 in chemnitz steht die Ersatzwahl 
eines vorstandsmitgliedes an. Die Ankündigung der Kammerversammlung und 
Aufforderung zum Einreichen von wahlvorschlägen fi nden sie ab  seite 4

Kammerversammlung 2014

Die Rechtsanwaltskammer sachsen bietet auch im nächsten Jahr ein umfang-
reiches fort- und weiterbildungsprogramm an. Als Anlage zu diesem heft er-
halten sie den seminarkatalog für das Jahr 2014.

Fortbildungsprogramm für das Jahr 2014

bis zum Jahresende ist die Erfüllung der fortbildungspfl icht als fachanwalt 
gem. § 15 fAO nachzuweisen. mit der Anerkennung rechtsförmlicher und ge-
richtlicher verfahren beschäftigte sich die Abteilung des vorstandes.    seite 33

Hinweise für Fachanwälte

Die bundesministerin für Justiz berief die beisitzer aus den Reihen der Rechts-
anwälte für den senat für Anwaltssachen und entschied über Anträge zur Zu-
lassung beim bgh als Rechtsanwalt. mehr zu den personalien, die auch die 
sächsische Anwaltschaft betreffen, erfahren sie auf    seite 6

Sächsische Anwälte beim BGH 
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Der Seminarkatalog 2014 der RAK Sachsen liegt diesem Heft bei.
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es erscheint so naheliegend: Normen sollten am besten von 
ausgewiesenen Fachleuten gesetzt, ihnen bevorzugt die Recht-
setzung überlassen werden. Und wenn wir von etwas Ahnung 
haben, fachlich richtig kompetent sind, können wir Gesetze 
nicht nur kritisieren, sondern wir fühlen uns mitunter auch be-
rufen, das „bessere Gesetz“ zu formulieren, es der Legislative 
mal zu zeigen, wie man so etwas macht.

So ähnlich müssen die LAG-Präsidenten, die mindestens einmal 
jährlich zu einer Präsidentenkonferenz zusammenkommen, ge-
dacht haben, als sie auf ihrer Jahreskonferenz 2012 eine Streit-
wertkommission, besetzt mit ihren Spezialisten für Streitwerte, 
meist den Vorsitzenden der Kammern, die geschäftsplanmäßig 
mit Beschwerdeentscheidungen insbesondere auch zu Streit-
werten, oft seit Jahren, befasst sind, berufen haben und als sie 
auf ihrer Konferenz im Mai 2013 in Chemnitz das Kommissions-
ergebnis zur Veröffentlichung freigegeben haben. Der frühere 
Präsident und die jetzige Präsidentin des Hessischen LAG haben 
die Veröffentlichung besorgt (Bader/Jörchel in NZA 2013, 809). 
Seitdem berufen sich Gerichte, schon der Einfachheit halber, 
meist ohne materiell-rechtliche Begründung auf die sog. Ein-
heitliche Streitwerttabelle der LAG-Präsidenten.

Natürlich kommt der einheitlichen Streitwerttabelle keine Ge-
setzeskraft zu – aber die Normwirkung ist die Gleiche. Die LAG-
Präsidenten wussten, dass im arbeitsgerichtlichen Instanzenzug 
und nach dem ArbGG kein Spruchkörper vereinheitlichend 
wirken, insbesondere das BAG nicht im Wege der Rechtsbe-
schwerde befinden kann. Ihnen war bewusst, dass nach den 
verbindlichen Verfahrensregeln regional sehr unterschiedliche 
Entscheidungen zu Streitwerten getroffen wurden – wohlge-
merkt, korrekt aus den gesetzlichen Vorgaben abgeleitet. Und 
genau diese regionale Unterschiedlichkeit sollte aufgehoben, 
angepasst, nivelliert werden – was eben das ArbGG nicht vor-
sieht, wofür es durchaus gute Gründe gibt. 

Angesichts der hierarchischen – und zweifellos auch fachlichen 
– Autorität des - allerdings demokratisch nicht legitimierten - 
Gremiums „LAG-Präsidentenkonferenz“ oder nur „Streitwert-
kommission der LAG-Präsidenten“ oder gar des „Vorsitzenden 
der Streitwertkommission der Arbeitsgerichtsbarkeit“ (ein 
solcher Briefbogen wurde zumindest zeitweise in der Außen-
korrespondenz auch gegenüber den Rechtsanwaltskammern 
verwendet) dürfte es einem Richter der Arbeitsgerichtsbarkeit 
schwer fallen, nicht den Weg des geringsten Widerstands zu 
gehen, sich gar gegen den Streitwertkatalog zu entscheiden, 
was dann voraussichtlich in seiner Beschwerdekammer unter 
Berufung auf den Streitwertkatalog aufgehoben würde. Das ist 
die von den LAG-Präsidenten erstrebte faktische Normsetzung.

Die Grenzüberschreitung der Judikative hin in den Kompetenz-
bereich der Legislative wird auch nicht dadurch geheilt, dass 
nun im Nachgang das Verfahren bedauert, die bereits veröf-
fentlichte Fassung nur als Entwurf deklariert und generös offe-
riert wird, hierüber könne nun unter Beteiligung ausgewählter 
Vertreter der Anwaltschaft diskutiert werden, damit dann auf 
der nächsten Präsidentenkonferenz eine finale („Gesetzes“-)
Fassung verkündet werden kann. (Anmerkung nur am Rande: 
Es geht auch nur Verkündung, wie bei einem Urteil, Veröffentli-

chung im Bundesge-
setzblatt und damit 
verbundenes Inkraft-
treten des „Streit-
wert-Gesetzes“ wird 
nicht möglich sein.) 
Das ist ein pseu-
dodemokratisches 
Verfahren, das über 
die Unzuständigkeit 
der LAG-Präsidenten 
nicht hinwegtäu-
schen kann. 

Eigentlich haben 
wir in der Bundes-
republik gute Er-
fahrungen mit der 
Gewaltenteilung 
im Rechtsstaat ge-
macht. Das förm-
liche Verfahren zur Normsetzung durch die Legislative führt 
zur Beteiligung betroffener Gruppen und gesellschaftlicher 
Schichten, damit auch einer Ausbalancierung unterschiedlicher 
Interessen, Anliegen und Sichtweisen. Vielleicht erzwingt der 
so generierte Kompromiss gelegentlich einen Mangel an Klar-
heit, aber die fachliche Klarheit judikativer Kompetenzträger 
demonstriert den fehlenden Kompromiss. 

Es wird auch nicht ausgewiesen, warum die LAG-Präsidenten 
sich durchweg für möglichst niedrige Streitwerte entschieden 
haben. Das könnte ja sinnvoll sein, beispielsweise um Rechtssu-
chende möglichst nur mit geringen Gerichtskosten zu belasten; 
ob es politisch gewollt ist, erscheint bei der Kassenlage der 
öffentlichen (Justiz-)Haushalte zweifelhaft. Man müsste dann 
aber auch bedenken, dass in Wechselwirkung das anwaltliche 
Gebührensystem auf den Kopf gestellt wird – und zwar ent-
gegen der im 2. Kostenrechtsmodernisierungsgesetz nieder-
geschlagenen gesetzgeberischen Wertung, dass Anwaltsge-
bühren endlich nach oben anzupassen sind.  Politischer Wille 
muss in der Auseinandersetzung und Diskussion entwickelt 
werden. Mit den LAG-Präsidenten kann hierüber aber nicht dis-
kutiert werden, weil sie zur Rechtserkenntnis, nicht Normset-
zung berufen sind; es ist verständlich, dass sie ihren politischen 
Gestaltungswillen nicht ausweisen. 

Handwerkliche Fehler sind wohl der Tribut, wenn man sich von 
der Rechtserkenntnis löst und zur Rechtsgestaltung zu wech-
seln trachtet. Man wundert sich, wenn in den Streitwertkatalog 
der LAG-Präsidenten Wertungen contra legem aufgenommen 
werden, er hierauf geradezu basiert. Hierzu zwei Beispiele:  

a) Der Hilfswert nach § 23 Abs. 3 S. 2 RVG ist kein Regelwert.  
b) Der Vierteljahresbetrag nach § 42 Abs. 3 S. 1 GKG ist eine 
Deckelung des eigentlich nach § 42 Abs. 2 GKG anzuneh-
menden Dreijahresbetrages, um im Sonderfall des Rechtsstreits 
über „das Bestehen, das Nichtbestehen oder die Kündigung 
des Arbeitsverhältnisses“ dem entlassenen Arbeitnehmer eine 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
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Prozessführung zu ermöglichen. Keineswegs ist dies als Rela-
tivierung für alle arbeitsgerichtlichen Verfahren anzunehmen.

BRAK (Stellungnahme 20/2013 aus Oktober) und DAV (NZA 
2013, 1112) haben in mehreren Stellungnahmen nachhaltig so-
wohl das Verfahren, mit dem ein einheitlicher Streitwertkatalog 
erstellt und publiziert wurde, wie auch die inhaltliche Positio-
nierung als Nivellierung auf niedrigem Niveau kritisiert. In der 
Annahme, dass die LAG-Präsidenten von ihrem Vorhaben nicht 
abrücken, muss inhaltlich in Details Stellung genommen und 
natürlich auch jedes Diskussionsangebot aufgegriffen werden. 
Hierzu liegen profunde Stellungnahmen, die die anwaltliche 
Sichtweise pronocieren, vor. Im übrigen wird sicherlich im Ein-
zelfall die verfassungsgerichtliche Überprüfung – nur nicht im 
Normenkontrollverfahren – zu erwägen sein.

Es ist zu konstatieren, dass Fachleute nicht zwingend der bes-
sere Gesetzgeber sind; dieser Ausflug der Judikative in die 
Legislative erscheint jedenfalls als gründlich misslungen. Nun 

bleibt zu hoffen, dass die Grenzziehungen der Gewaltenteilung 
zukünftig wieder Beachtung finden.

Mit dem letzten Heft von KAMMER aktuell im Jahr 2013 in-
formieren wir wieder über die Arbeit des Vorstands und die 
aktuelle Entwicklung. Sie finden u.a. einen Bericht über Erfah-
rungen mit dem elektronischen Rechtsverkehr am Sozialgericht 
Dresden. Ganz besonders empfehle ich Ihrer Aufmerksamkeit 
das beigefügte Fortbildungsprogramm 2014 mit kostengün-
stigen und qualifizierten Angeboten, um der anwaltlichen Wei-
terbildungsverpflichtung ortsnah und kompetent nachkommen 
zu können. 

Ihre Anregungen und Kritik greifen wir im Vorstand gerne auf.

Mit freundlichem kollegialem Gruß

Ihr Roland Gross
Vizepräsident

Der 

SEMINARKATALOG 
2014

der Rechtsanwaltskammer Sachsen 
liegt dieser Ausgabe 

von KAMMER aktuell bei.
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Ankündigung der Kammerversammlung 2014

Die ordentliche Kammerversammlung der Rechtsanwaltskammer Sachsen findet statt am 

Freitag, den 28. März 2014, 10:00 Uhr, 

im Mercure Hotel Kongress Chemnitz, Brückenstrasse 19, 09111 Chemnitz.

Wir bitten Sie, diesen Termin bereits jetzt vorzumerken. 

Vorläufige Tagesordnung: 

1.	 Eröffnung und Begrüßung durch den Präsidenten der Rechtsanwaltkammer Sachsen

2.	F eststellung der Beschlussfähigkeit

3.	G rußworte der Gäste

4.	 Jahresbericht des Präsidenten der RAK Sachsen für 2013

5.	 Aussprache zum Jahresbericht des Präsidenten

6.	 Kassenbericht des Schatzmeisters 

7.	 Aussprache zum Kassenbericht des Schatzmeisters

8.	 Rechnungsprüferbericht 

9.	B eschlussfassung über	 • Entlastung des Vorstandes für das Geschäftsjahr 2013

				    • Bestätigung des Kassenberichts des Schatzmeisters 

10.	 Ersatzwahl des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer Sachsen 

11.	B eschlussfassung über den Mitgliedsbeitrag für das Jahr 2015

12.	H aushaltsplan 2015 und Beschlussfassung 

13.	�B eschlussfassung über	 • �Änderung der Gebührenordnung der Rechtsanwaltskam-
mer Sachsen

				    • �Änderung der Entschädigungsordung der Rechtsanwalts-
kammer Sachsen

14.	V erschiedenes 

Gemäß § 6 Abs. 3 der Geschäftsordnung der Rechtsanwaltskammer Sachsen sind alle Mitglieder der 
Rechtsanwaltskammer Sachsen aufgerufen, weitere Tagesordnungspunkte vorzuschlagen oder anzukündi-
gen. Vorschläge und Anträge, die eingangsbefristet bis zum 17.01.2014 bei der Geschäftsstelle der Rechts-
anwaltskammer Sachsen eingehen und die geforderten Unterschriften von mindestens 10 Mitgliedern tra-
gen, werden in die Tagesordnung aufgenommen. 

Im Anschluss an die Kammerversammlung beginnen die Sächsischen Anwaltstage im Mercure Hotel Kon-
gress Chemnitz.
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Die Bundesjustizministerin, Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger, berief 
zwei sächsische Anwälte an den Bun-
desgerichtshof: 

Dr. Wolfgang Kau, Fachanwalt für Bau- 
und Architektenrecht, aus Dresden, ist 
seit dem 1. November 2013 als Beisitzer 
für den Senat für Anwaltssachen beim 
Bundesgerichtshof (BGH) tätig. Die Bei-
sitzer aus den Reihen der Rechtsanwälte 

werden gemäß § 107 Abs. 1 BRAO für 
die Dauer von fünf Jahren berufen. 
Dr. Kau studierte Rechtswissenschaften 
in Bonn und Freiburg. Nach dem ersten 
Staatsexamen war Dr. Kau 1984/85 als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter am Insti-
tut für öffentliches Recht der Universität 
Freiburg tätig. Seine anwaltliche Tätigkeit 
nahm Dr. Kau nach seiner Promotion im 
Verfassungsrecht im Jahre 1988 auf. Im 
Jahr 1991 folgte ein Studienaufenthalt 

am Kings’ College in London und 
1992 die Qualifikation als Solicitor 
(England & Wales). Seit 1992 ist Dr. 
Kau als Rechtsanwalt in Dresden 
tätig, seit 2005 als Partner bei Kier-
meier Haselier, Grosse.

Für seine neue Tätigkeit im An-
waltssenat des BGH kann Dr. Kau 
auf eine langjährige Tätigkeit (seit 
dem Jahr 2000) als ehrenamtlicher 
Richter im 1. Senat beim Säch-
sischen Anwaltsgerichtshofs des 
OLG Dresden zurückblicken. An 
dessen Stelle wird mit Wirkung 
zum 1. Januar 2014 Rechtsan-
wältin Dr. Anja Anders, Dresden, 
zur ehrenamtlichen Richterin am 
Sächsischen Anwaltsgerichtshof 
ernannt.

Neben Rechtsanwalt Dr. Kau sind mit 
Wirkung ebenfalls  zum 1. November 
2013 als Beisitzer im Senat für Anwalts-
sachen  erstmals Rechtsanwältin Gunhild 
Schäfer, LL.M. und erneut Rechtsanwalt 
und Notar Dr. Max Brauer für die Dauer 
von fünf Jahren berufen worden.

Dr. Christian Zwade, Fachanwalt für 
Steuerrecht und Fachanwalt für Bank- 
und Kapitalmarktrecht, ist seit 18. Ok-
tober 2013 als Rechtsanwalt beim BGH 
zugelassen. 
Dr. Zwade studierte Rechtswissen-
schaften in Bayreuth und Regensburg. Er 
ist seit 1995 zur Rechtsanwaltschaft zu-
gelassen sowie Gründer und geschäfts-
führender Gesellschafter der ZWADE 
Rechtsanwaltsgesellschaft in Dresden. 
Bis Oktober 2013 war Dr. Zwade Vor-
sitzender des Vorprüfungsausschusses 
Bank- und Kapitalmarktrecht bei der 
Rechtsanwaltskammer Sachsen. 

Neben Dr. Zwade wurden sechs weitere 
Rechtsanwälte und eine Rechtsanwältin 
neu an den BGH berufen. Drei nicht er-
nannte Bewerber aus der 34 Personen 
umfassenden Wahlvorschlagsliste der 
BRAK hatten einstweilige Anordnung 
beantragt, um ihre Zulassung zu er-

Nach der Berufung zum Beisitzer beim Anwaltsse-
nat des BGH: Dr. Max Brauer, Staatssekretärin Dr. 
Birgit Grundmann (BMJ), Gunhild Schäfer und Dr. 
Wolfgang Kau (v.l.) Foto: BMJ

Sächsische Anwälte beim BGH 

Ersatzwahl für vorzeitig ausgeschiedenes Vorstandsmitglied

Die Kammerversammlung hat im Jahr 2014 gemäß § 89 
Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung mit §§ 64 ff. BRAO die Auf-
gabe, wegen vorzeitigen Ausscheidens eines Vorstandsmit-
glieds ein neues Vorstandsmitglied zu wählen (Ersatzwahl, 
§ 69 Abs. 3 Satz 1 BRAO). Die Ersatzwahl ist notwendig, 
da Rechtsanwalt Dr. Bernd Gerber während der laufenden 
Wahlperiode verstarb. Die Kammerversammlung wählte 
Dr. Gerber als Mitglied des Vorstandes bis zum 31.03.2017. 
Für die restliche Amtszeit ist daher ein neues Vorstandsmit-
glied zu wählen. 

Wir bitten alle Kolleginnen und Kollegen, bis zum 

17. Januar 2014

Kandidatenvorschläge einzureichen. Die Wahlvorschläge 
müssen die Unterschriften von mindestens 10 Mitgliedern 
tragen und sollen eine kurze Vorstellung des Kandidaten 
enthalten, § 10 Abs. 2 GO RAK Sachsen. Die Vorschläge 

müssen der Geschäftsstelle der Rechtsanwaltskammer 
Sachsen bis zum 17. Januar 2014 schriftlich zugehen. Nach 
Ablauf dieser Frist können eingehende Wahlvorschläge 
nicht mehr berücksichtigt werden. 
Jedes Mitglied der Rechtsanwaltskammer Sachsen kann 
mehre Vorschläge einreichen und unterstützen und sich 
auch selbst zur Wahl vorschlagen. 

Um die Kandidaten und Kandidatinnen in der nächsten 
Ausgabe von KAMMERaktuell vorzustellen, sollten die 
Wahlvorschläge enthalten:

• �Passfoto  
• �Vorstellung der/ des Kandidaten/in in Kurzform 

(max. halbe DIN A4-Seite) mit folgenden Angaben:
• �Geburtsdatum, Geburtsort
• �Beruflicher Werdegang  
• �ggf. anwaltsbezogene Mitgliedschaften 
• �ggf. berufspolitische Vorstellungen
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Das Jahr 2013 brachte für das Seminar-
wesen eine personelle Veränderung. 
Aufgrund der Elternzeit von Frau Rechts-
anwältin Dietzmann (geb. Trinks) be-
treut seit März Rechtsanwalt Freund als 
zuständiger Referent das Seminarwesen 
mit der bewährten Unterstützung von 
Frau Uhlmann. 

Unverändert blieb das Ziel, Ihnen eine 
qualitativ gute und trotzdem preiswerte 
und ortsnahe Fortbildungsmöglichkeit 
zu offerieren. Auch für 2014 bemühen 
wir uns, neben allgemeinen Themen, 
die Rechtsgebiete der im Kammerbe-
zirk signifikant vertretenen Fachanwalt-
schaften mit einem Angebot für die 
Pflichtfortbildung nach § 15 FAO zu 
besetzen. Die Weiterbildung Ihrer Kanz-
leimitarbeiterinnen und -mitarbeiter 

kommt ebenfalls nicht zu 
kurz. Neben aktuellen An-
geboten z.B. zum Kosten-
recht und „Dauerbrennern“ 
wie aktueller Rechtspre-
chung in diversen Rechtsge-
bieten haben wir das Semi-
narangebot inhaltlich für Sie 
überarbeitet. 

Neue Themen sind z.B. Re-
cherche in sozialen Medien, 
Lesen und Verstehen von 
Bilanzen, Kriminaltechnik 
im Schusswaffenbereich, 
Litigation-PR oder die Ge-
bührenoptimierung im Sozi-
alrecht. Im 1. Quartal 2014 werden wir 
eine Fortbildung gemeinsam mit BRAK 

und DIMR zum Thema Men-
schenrechte anbieten.
Für Ihre Anregungen sind 
wir jederzeit offen und 
verweisen im Ergebnis des 
Vorstehenden auf unseren 
als Sonderheft beiliegenden 
Seminarplan 2014 mit ins-
gesamt bislang 111 Veran-
staltungen, die Sie schrift-
lich bzw. per Fax mit den 
abgedruckten Formularen 
oder auch online über die 
Homepage buchen können. 
Wir schreiben unser Semi-
narangebot im Rahmen des 
Onlinebuchungssystems 

laufend fort, besuchen Sie uns doch ein-
mal unter www.rak-sachsen.de im Be-
reich „Für Mitglieder“.

Seminarangebot der RAK Sachsen

RA Freund

Durch das Entstehen einer weitere Ar-
beitsgemeinschaft in der Referendaraus-
bildung am Landgericht Leipzig  zum 
neuen Einstellungsjahrgang  erhöht sich 
der Bedarf an Anwaltsdozenten ab No-
vember 2014. Die Rechtsanwaltskammer 
möchte alle an der Juristenausbildung 
interessierten Kolleginnen und Kollegen 
aufrufen, sich zur Teilnahme zu melden.
Für die Anwaltskurse I und II werden in 
den folgenden Bereichen Dozenten ge-
sucht:
•	 Zivilprozessrecht, 
•	V erwaltungsrecht, 
•	S trafrecht, 
•	V erkehrsrecht, 
•	�G rundzüge des anwaltlichen Vergü-

tungsrechts, 
•	V ertragsgestaltung, 

•	G esellschaftsrecht, 
•	F amilien- und Erbrecht, 
•	 Arbeitsrecht,
•	 Zwangsvollstreckungsrecht, 
•	 Anwaltliches Berufsrecht,
•	 Anwaltshaftung,
•	�B etriebswirtschaftliche und steuer-

rechtliche Grundzüge der Anwaltstä-
tigkeit, 

•	�M ethodische und stilistische Grund-
lagen einschließli ch Mediation, 

•	 Insolvenzrecht,
•	F reiwillige Gerichtsbarkeit.

Derzeit sind bereits 58  Anwaltsdozenten 
tätig. Wir freuen uns, diesen Kreis er-
weitern zu können. Die Geschäftsstelle  
steht für ihre Bewerbung bereit. Über 
Eckdaten und Umfang informiert Sie der 

zuständige Referent, Hendryk Loose (Tel. 
0351 318 59 43).

Klausurenkurs und Anwaltsklausur

Für den Klausurenkurs Leipzig suchen 
wir zeitnah einen Kollegen mit Korrek-
turerfahrung zum Auswerten und Be-
sprechen der Übungsklausuren. 

Außerdem besteht ein großer Bedarf 
an Klausuraufgaben mit anwaltlichen 
Themen für die Zweite Staatsprüfung 
(Anwaltsklausuren). Hierfür können alle 
Kolleginnen und Kollegen geeignete Ak-
tenstücke in die entsprechende Aufga-
benform bringen und dem Landesjustiz-
prüfungsamt zur Verfügung stellen 

Dozenten gesucht! 

reichen. Der Anwaltssenat hat mit Be-
schlüssen vom 11.10.2013 alle Anträge 
auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 
zurückgewiesen (AnwZ 2/13, AnwZ 4/13 
und AnwZ 5/13). Die Entscheidungen 
sind auf der Homepage des BGH einseh-
bar. 

Beide Personalien gehen auf Vorschlä-
ge der Rechtsanwaltskammer Sachsen 
zurück. In seiner am 25.10.2013 veröf-

fentlichten Pressemitteilung äußerte Dr. 
Abend (Präsident der Rechtsanwaltskam-
mer Sachsen), dass beide Ernennungen 
die hohe Anerkennung und Qualität der 
sächsischen Anwaltschaft zeigten. Die 
Bestellung sei ein großer Erfolg für die 
anwaltliche Selbstverwaltung und für die 
Rechtssuchenden in den neuen Ländern. 

Wir wünschen Dr. Kau und Dr. Zwade 
viel Erfolg bei ihrer neuen Tätigkeit.

Dr. C. Zwade
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SAVE THE DATE! 
 

 
 

 

 

SÄCHSISCHE ANWALTSTAGE 2014 in Chemnitz 
 

"Die Zeiten ändern sich - WIR sind fit!" 
 

am	
  28.03.2014/29.03.2014	
  
	
  Mercure	
  Hotel,	
  Brückenstraße	
  19,	
  09111	
  Chemnitz	
  

	
  
gemeinsam	
  mit	
  der	
  Mitgliederversammlung	
  der	
  Rechtsanwaltskammer	
  

Sachsen	
  
 
-­‐	
  Chefsache	
  Mandantenakquisition	
  	
  
	
  	
  	
  -­‐	
  alles	
  an	
  der	
  Akquise	
  ist	
  lernbar,	
  nur	
  der	
  Wille	
  nicht!	
  
	
  	
  	
  	
  	
  trainiert	
  Johanna	
  Busmann,	
  Hamburg	
  
-­‐	
  Kommunikation,	
  Mandantenbindung	
  und	
  	
  
	
  	
  	
  Beschwerdemanagement	
  am	
  Telefon	
  für	
  Refas,	
  	
  
	
  	
  	
  	
  	
  trainiert	
  Johanna	
  Busmann	
  
-­‐	
  Sicheres	
  Auftreten	
  als	
  Anwalt	
  -­‐	
  Rhetorik	
  vor	
  Gericht	
  	
  
	
  	
  	
  	
  	
  trainiert	
  Gerd	
  Ley,	
  Dresden	
  
-­‐	
  Familienrecht	
  und	
  Rechtsanwältsvergütungsrecht,	
  	
  
	
  	
  	
  	
  	
  RA	
  Wolfgang	
  Schwackenberg,	
  Oldenburg	
  
-­‐	
  Arbeitsrecht,	
  	
  
	
  	
  	
  	
  	
  RiLAG	
  Dr.	
  Andreas	
  Spilger,	
  Chemnitz	
  
-­‐	
  Verkehrsrecht,	
  Referent	
  wird	
  zeitnah	
  bekannt	
  gegeben	
  
-­‐	
  Mitgliederversammlung	
  des	
  AnwaltVerband	
  Sachsen	
  e.V.	
  	
  
-­‐	
  Fachmesse,	
  besondere	
  Angebote	
  für	
  junge	
  Anwältinnen	
  und	
  Anwälte	
  	
  
	
  	
  	
  und	
  vieles	
  mehr 



aktuell 03/2013

KAMMER aktuell          9 

Die Spenden an die Hülfskasse sind steuerabzugsfähig.
Die Hülfskasse ist wegen Förderung mildtätiger Zwe-
cke nach dem Freistellungsbescheid vom 11. Juli 2011, 
Steuer-Nr. 17/432/06459, nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des KStG 
von der Körperschaftssteuer befreit.

Für Spenden ab 200,00 Euro stellt der Verein unaufge-
fordert Quittungen aus, für kleinere Beträge gern auf 
Wunsch.

                          Kl. Johannisstraße 6/V 
          20457 Hamburg 
          Tel. (040) 36 50 79 
          Fax (040) 37 46 45 
          Huelfskasse.Rae@t-online.de
          www.Huelfskasse.de 
       

         

Aufruf zur Weihnachtsspende 2010                                           Im November 2010
         

Sehr geehrte Frau Kollegin, 
sehr geehrter Herr Kollege, 

aufgrund der großen Hilfsbereitschaft der Anwaltschaft im gesamten Bundesgebiet konnten im 
vergangenen Jahr wieder zahlreiche in Not geratene Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte und 
deren Angehörige unterstützt werden. Im Namen aller bedanke ich mich bei den Spendern sehr 
herzlich. 

Zu Weihnachten 2009 erhielten bundesweit 230 Unterstützte in 26 Kammerbezirken jeweils € 650,00 
aus dem Weihnachtsspendenaufkommen, d. h. ein Gesamtbetrag von € 149.500,00 wurde an 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte bzw. deren Familien ausgekehrt. Zusätzlich konnten sich 59 
Kinder über Buchgutscheine freuen. 

Wir hoffen, durch Ihre Hilfe auch in diesem Jahr die finanzielle Situation, besonders der älteren 
Rechtsanwälte oder deren Witwen, etwas zu erleichtern. Viele leben in Altenheimen und erhalten nur 
ein Taschengeld von weniger als € 100,00 im Monat. Aber ebenfalls jüngere erkrankte Kolleginnen 
und Kollegen sind für diesen einmaligen Betrag aus der Weihnachtsspendenaktion sehr dankbar. 

Daher unser Aufruf:             Helfen Sie auch in diesem Jahr mit Ihrer Spende! 

Sollte Ihnen im Kollegenkreis ein Notfall bekannt sein, benachrichtigen Sie uns bitte. Wir helfen gern! 

Mit kollegialen Grüßen 

Hülfskasse Deutscher Rechtsanwälte 

Ihr     

- Bernd-Ludwig Holle - 
Vorstandsvorsitzender 
    

P.S.: Jede Spende ist steuerabzugsfähig. Für Spenden über € 200,00 erhalten Sie unaufgefordert eine Spen-
denquittung. Für Spenden bis einschließlich € 200,00 reicht als Nachweis der Kontoauszug des 
Kreditinstituts und die gleichzeitige Vorlage des Einzahlungsbelegs. Auf Wunsch werden auch für 
Beträge bis € 200,00 Spendenbescheinigungen ausgestellt. 

  
Präsident                                                      Vorstandsvorsitzender                                        Geschäftsführerin 
Rechtsanwalt u. Notar a. D. Dr. Wolfram Schröder, Lübeck       Rechtsanwalt Bernd-Ludwig Holle, Hamburg         Christiane Quade 

Bankverbindungen: Deutsche Bank Hbg. Konto 0 309 906 (BLZ 200 700 00)  .  Postbank Hbg. Konto 474 03-203 (BLZ 200 100 20) 

Weihnachtsspendenaktion 2013 der HÜLFSKASSE 

Auch in diesem Jahr ruft der caritative Verein der Anwaltschaft „Hülfskasse Deutscher Rechts-
anwälte“ wieder zu Spenden zugunsten von notleidenden Menschen innerhalb der Anwaltschaft 
auf. Im letzten Jahr konnte der Verein aufgrund der großzügigen Spendenbereitschaft einen 
Gesamtbetrag von 136.025,00 Euro an 221 Bedürftige auszahlen. Im Namen aller Unterstützten 
dankt der Vorstandsvorsitzende der Hülfskasse, Herr Rechtsanwalt B.-L. Holle, allen Kolleginnen 
und Kollegen, die diese solidarische Hilfe ermöglicht haben, sehr herzlich. 

Das Spendenkonto der Hülfskasse Deutscher Rechtsanwälte lautet:
Deutsche Bank Hamburg, Kto.-Nr. 0309906, BLZ 200 700 00.

Zudem bittet die Hülfskasse darum ihr Notfälle zu nennen, um Rechtsanwältinnen, Rechtsan-
wälten und deren Hinterbliebenen in schwierigen Lebensumständen, verursacht z. B. durch 
Krankheit, unbürokratisch finanziell helfen zu können.

Kl. Johannisstraße 6
20457 Hamburg
Tel.: (040) 36 50 79
Fax: (0 40) 37 46 56
E-Mail: huelfskasse.rae@t-online.de
www.huelfskasse.de

Handlungsbedarf für Rechtsanwälte 

Am 1. Februar 2014 werden die natio-
nalen Verfahren für den Überweisungs- 
und Lastschriftverkehr abgeschaltet. An 
ihre Stelle tritt SEPA – kurz für Single 
Euro Payments Area. Mit den SEPA-Zah-
lungsverfahren in Euro werden alle Last-
schriften und Überweisungen in Euro 
innerhalb der 27 EU-Mitgliedsstaaten 
sowie in Norwegen, Liechtenstein, Is-
land, Schweiz und Monaco einheitlich 
abgewickelt.

Die bisher genutzte Kontonummer und 
Bankleitzahl entfällt. Künftig wird die 
internationale Kontonummer (IBAN) und 
die internationale Bankleitzahl (BIC) für 
Überweisungen und Lastschriften ver-
wendet. Viele Banken haben bereits die 
Kontoauszüge, das Onlinebanking und 

die Bankkarten um diese Angaben er-
weitert. 

Besonderheiten beim 
SEPA-Lastschriftverkehr

Zur Teilnahme am SEPA-Lastschriftver-
fahren benötigt der Lastschrifteinreicher 
eine Gläubiger-Identifikationsnummer 
(Gläubiger-ID), eine neue Inkassoverein-
barung mit seinem Kreditinstitut und ein 
Lastschriftmandat des Zahlungspflichti-
gen. Das Mandat ist die Ermächtigung 
für den Zahlungsempfänger, fällige Zah-
lungen einzuziehen und gleichzeitig eine 
Weisung an die Bank des Zahlungspflich-
tigen, die Zahlung einzulösen. 

Die Gläubiger-ID kann über die Inter-
netpräsenz der Deutschen Bundesbank 

(www.glaeubiger-id.bundesbank.de) be-
antragt werden. 

SEPA-Basislastschriftverfahren
 
Für den Lastschriftverkehr mit Verbrau-
chern steht das SEPA-Basislastschriftver-
fahren (B2C) zur Verfügung. Dieses ist 
dem bisherigen Einzugsermächtigungs-
verfahren sehr ähnlich, wird allerdings 
ausschließlich beleglos (online) angebo-
ten.

Anders als beim bisherigen Einzugser-
mächtigungsverfahren muss der Zah-
lungspflichtige spätestens 14 Tage vor 
dem ersten Lastschrifteinzug über den 
konkreten Termin und die genaue Höhe 
der Kontobelastung informiert werden. 

SEPA – Änderungen im Zahlungsverkehr
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Eine gute Nachricht für alle Rechtsan-
wälte, die bereits das Einzugsermächti-
gungsverfahren genutzt haben: Mit der 
Änderung der „Bedingungen für Zah-
lungen mittels Lastschrift im Einzugser-
mächtigungsverfahren und SEPA-Basis-
lastschriftverfahren“ zum 9. Juli 2012 
wurde der Grundstein für die Weiternut-
zung bereits erteilter  Einzugsermächti-
gungen als SEPA-Lastschriftmandate ge-
legt. Sofern die Einzugsermächtigungen 
schriftlich erteilt wurden, können diese 
als SEPA-Lastschriftmandate genutzt 
werden. Der Rechtsanwalt muss jedoch 
für jedes Lastschriftmandat eine Man-
datsreferenz vergeben und den Zah-
lungspflichtigen über Höhe und Zeit-
punkt der Kontobelastung informieren. 
Mit dieser Vorabinformation muss dem 
Zahlungspflichtigen gleichzeitig auch die 
Gläubiger-ID und die Mandatsreferenz 
mitgeteilt werden, da diese bisher nicht 
Bestandteil der bestehenden Einzugser-
mächtigungen waren. Neu abgeschlos-
sene SEPA-Lastschriftmandate enthalten 
diese Angaben bereits. 

Im Folgenden sei auf die Mandatsgültig-
keit sowie Fristen hingewiesen: 

• �Das Mandat gilt grundsätzlich unbefri-
stet, es sei denn der Zahlungspflichtige 

widerruft es. Es verfällt 36 Monate nach 
dem ersten bzw. letzten Einzug wegen 
Nichtnutzung.

• �Ein Erstattungsanspruch des Zahlungs-
pflichtigen ohne Angabe von Gründen 
besteht innerhalb von 8 Wochen ab 
Belastungsbuchung.

• �Erfolgt eine Belastung ohne gültiges 
SEPA-Lastschriftmandat, beträgt der 
Erstattungsanspruch des Zahlungs-
pflichtigen bis zu 13 Monate ab Bela-
stungsbuchung.

SEPA-Firmenlastschriftverfahren

Firmenkunden (Nichtverbraucher) kön-
nen untereinander neben dem SEPA-
Basislastschriftverfahren (B2C) und des 
bisherigen Abbuchungsauftragsverfah-
rens das SEPA-Firmen-lastschriftverfah-
ren (B2B) nutzen. Dieses Verfahren ist 
ausschließlich zwischen Firmenkunden 
erlaubt, da der Zahlungspflichtige auf 
seinen Erstattungsanspruch verzichtet. 

Bisherige Abbuchungsaufträge können 
nicht für den Einzug von SEPA-Firmen-
lastschriften weitergenutzt werden. Der 
Zahlungsempfänger muss ein neues SE-
PA-Firmenlastschrift-mandat vom Zah-
lungspflichtigen einholen. 

Der Zahlungspflichtige muss vor der er-
sten Einlösung das Firmenlastschriftman-
dat bei seinem Kreditinstitut bestätigen 
(Mitteilung relevanter Mandatsdaten 
bzw. Kopie des Mandats). 

Was sollten Sie jetzt schon tun?

• �Geschäftsunterlagen/Rechnungen an-
passen (IBAN und BIC angeben)

• �Kundenstammdaten, Verträge und 
Formulare auf IBAN und BIC umstellen

• �Organisation und Abläufe überprüfen
• �Software (Finanzbuchhaltung, Electro-

nic Banking) an das SEPA-Datenformat 
(ISO 20022 XML-Standard) anpassen

• �Zahlungen beleglos einreichen
• �eigene Kunden rechtzeitig über Ände-

rungen informieren

zusätzlich bei Teilnahme am Lastschrift-
verfahren:

• �Gläubiger-ID bei der Deutschen Bun-
desbank beantragen

• �Vorlage bestehender Einzugsermäch-
tigungen überprüfen, gegebenenfalls 
SEPA-Lastschriftmandate einholen

• �neue Inkassovereinbarung mit dem 
Kreditinstitut schließen

• �Vorabinformationen an Zahlungs-
pflichtige senden 

entwicklungen 03/2013

Am 13.06.2013 lud das Sozialgericht 
Dresden in Person der Vizepräsidentin 
Frau Steinmann-Munzinger Rechtsan-
waltschaft und Behörden zum Erfah-
rungsaustausch. Vertreten waren auch 
Frau Schmidt vom Landessozialgericht, 
welche dort die technische Betreuung 
des EGVP leitet sowie Frau Thoma als 
stellvertretende Geschäftsleiterin des 
Sozialgerichtes Dresden und letztlich 
Herr Gehrisch für die Leitstelle Informati-
onstechnologie des Freistaates Sachsen. 
Im Publikum waren neben zahlreichen 
Rechtsanwälten die Landeshauptstadt 
Dresden mit ihrem Rechtsamtsleiter 
Herrn Weber anwesend.

Das Sozialgericht Dresden nimmt seit 
dem April 2011 am elektronischen 
Rechtsverkehr (ERV) im Rahmen eines Pi-
lotprojektes teil. Im Jahreszeitraum Juni 
2012 bis Mai 2013 schwankte die Zahl 
der monatlichen Eingänge über das elek-
tronische Gerichts- und Verwaltungs-
postfach (EGVP) zwischen etwa 950 
und 1.300 Eingängen mit steigender 
Tendenz. Die Zugangsquote der Anwalt-
schaft über das EGVP beträgt immerhin 
bereits 14,86 %. Im Detail nehmen der-
zeit 23 Anwaltskanzleien, 3 Behörden 
(u.a. LH Dresden und Unfallkasse Sach-
sen) sowie 6 Bürger dem Sozialgericht 
gegenüber mittels EGVP am ERV teil.

Insbesondere aus der Anwaltschaft wur-
de die Gelegenheit genutzt, diverse De-
tailprobleme anzusprechen. Wobei zu-
nächst hervorzuheben ist, dass jeder Re-
deteilnehmer die Teilnahmemöglichkeit 
am ERV gegenüber dem Sozialgericht 
Dresden ausdrücklich lobte. Angespro-
chen wurden daher nur Details, welche 
weniger einen kritischen, sondern mehr 
einen helfenden Charakter aufwiesen. 
Auch das Sozialgericht Dresden fand Ge-
legenheit, diverse Verfahrensdetails den 
Rechtsanwälten gegenüber anzuspre-
chen. Hier ist es insbesondere wichtig, 
dass die Kollegenschaft die Bedienungs-
anleitung des EGVP, vor allem hinsicht-
lich der Erstellung von Nachrichten, aus-

Erfahrungs- und Informationsaustausch zum elektronischen 
Rechtsverkehr bei dem Sozialgericht Dresden
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reichend verinnerlicht, da sich dann eine 
erhebliche Arbeitserleichterung für das 
Sozialgericht Dresden ergibt, weil hän-
dische Ausbesserungen entfallen kön-
nen.

Wermutstropfen bei dem ERV bleibt bis-
lang die Thematik des Medienbruches. 
Zwar wird jedes Dokument am Sozial-
gericht in elektronischer Form in der 
Fachanwendung EUREKA vorgehalten. 
Die tatsächliche Arbeit findet jedoch 
weiterhin mit einer papiergebundenen 
Akte statt, da EUREKA keine vollwertige 
elektronische Akte im Rechtssinne ver-
körpert. Der Medienbruch findet damit 
an der Schnittstelle zwischen EGVP und 
den Geschäftsstellen statt. Umgekehrt 
sind etwaige papiergebundene Eingän-
ge natürlich für die am ERV teilneh-
menden Kanzleien durch das Gericht zu 
digitalisieren. 

Die Kanzleien selbst, welche am ERV teil-
nehmen, verfügen offenbar bereits über 
eine elektronische Akte. Gleichwohl 
hat die Anwaltschaft kritisiert, dass die 
Anbieter der verschiedensten Rechtsan-
waltssoftware doch eher zögerlich den 
ERV umsetzen und in ihre Produkte ein-
binden.

Ein großes Problem für den ERV stellt 
weiter die Tatsache dar, dass innerhalb 
der öffentlichen Hand zwischen den 
einzelnen Behörden oder Behördenebe-
nen ebenfalls unterschiedliche Software 
jeweils eingesetzt wird, so dass nahezu 
bei jedem Übergang von Ebene zu Ebene 
oder Teilnehmer zu Teilnehmer Medien-
brüche oder doch erhebliche Aufwände 
bei der Einbindung von Dokumenten in 
den ERV eintreten. 

Letztendlich bestätigte sich nach Mei-
nung aller Anwesenden, dass in den 
Fachgerichtsbarkeiten der ERV gleich-
wohl den momentanen Möglichkeiten 
entsprechend weit fortgeschritten und 
akzeptiert ist. Dies verstellt jedoch nicht 
den Blick auf die weiterhin vorhandenen 
Probleme und die Tatsache, dass der 
Weg, den der ERV vor sich hat, noch sehr 
lang sein wird. Insbesondere bis zu dem 
Zeitpunkt, an dem zwingend und in jede 
Richtung elektronisch gehandelt werden 
soll im Rechtsverkehr.

Rechtsanwalt
Jörg Freund
Referent Berufsrecht, 
Ausbildung, Semi-
nare

Nach Auswertung der STAR-Umfrage 
2012 legte das Institut für Freie Berufe 
Nürnberg die Ergebnisse zur Einkom-
menssituation der Anwaltschaft des 
Kammerbezirks Sachsen für das Wirt-
schaftsjahr 2010 vor.

Auszug aus dem darstellenden Bericht 
der Umfrage – Die vollständige Umfrage 
mit allen grafischen Darstellungen kann 
in der Geschäftsstelle der RAK Sachsen 
abgefragt werden:

Basis der präsentierten Daten bildet die 
Stichprobenerhebung 2012 für das Sta-
tistischeBerichtssystem für Rechtsan-
wälte (STAR), in die Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte, die ihre Tätigkeit in 
eigener Kanzlei oder in abhängiger Stel-
lung als angestellte Anwälte, als freie 
Mitarbeiter oder als Syndikusanwälte 
ausüben, einbezogen wurden. Für den 
Kammerbezirk Sachsen antworteten 
753 der 2.384 ausgewählten Anwälte; 
dies entspricht einer Rücklaufquote von 
31,7 %. Neben den Rechtsanwälten der 
Kammer Sachsen wurden in den neuen 
Bundesländern insgesamt 814 weitere 
Anwälte in den Kammerbezirken Me-
cklenburg-Vorpommern und Sachsen-
Anhalt angeschrieben, von denen 203 
ihren Fragebogen ausgefüllt einsandten.

Die anderen Kammern in den neuen 
Bundesländern kommen schließlich auf 
eine bereinigte Rücklaufquote von 27,5 
%. Die grafischen Darstellungen liefern 
eine Darstellung der ökonomischen Situ-
ation auf Basis der erhobenen Zahlen für 
2010. Dabei werden die Daten der Kam-
mer Sachsen den entsprechenden Daten 
der anderen Ost-Kammern gegenüber-
gestellt.

In Hinblick auf die Übertragbarkeit der 
Ergebnisse auf die Gesamtheit der Kam-
mermitglieder muss darauf hingewiesen 
werden, dass eine insgesamt repräsen-
tative Erhebung nicht zwingend für alle 
Teilgruppen Allgemeingültigkeit bean-
spruchen kann.

Für den Kammerbezirk Sachsen zeigt 
sich, dass der Frauenanteil bei den be-
fragten Rechtsanwälten mit 42,6 % hö-
her ist als in der Kammerstatistik vom 
1.1.2011 (35,5 %). Bei der Altersvertei-
lung lassen sich dagegen nur geringfü-
gige Unterschiede erkennen: So liegt 
der Anteil der unter 40-Jährigen in der 
STAR-Befragung mit 52,7 % fast genau-
so hoch wie in der Kammer Sachsen mit 
53,3 %. Aufgrund bisheriger Ergebnisse, 
nach denen Frauen im Durchschnitt 
schlechtere Wirtschaftsdaten aufweisen 

als ihre männlichen Kollegen, können die 
für den Kammerbezirk Sachsen präsen-
tierten Werte etwas zu niedrig ausfallen.

1. �Personenbezogene  
Honorarumsätze 2010

Der durchschnittliche persönliche Hono-
rarumsatz selbstständig in eigener Kanz-
lei tätiger Vollzeit-Rechtsanwälte betrug 
2010 im Kammerbezirk Sachsen in Ein-
zelkanzleien 114.000 Euro, in Sozietäten 
belief er sich auf 169.000 Euro. Damit 
lag der durchschnittliche Umsatz in Ein-
zelkanzleien in Sachsen um ca. 3.000 
Euro unter dem entsprechenden Durch-
schnittsumsatz in den anderen Ost-
Kammern, während die Sozien in Sach-
sen einen um ca. 25.000 Euro höheren 
durchschnittlichen persönlichen Umsatz 
als ihre Kollegen aus der Vergleichsgrup-
pe generieren konnten.
Im Jahresvergleich zu 2008 konnten 
die Einzelanwälte der Kammer Sach-
sen Umsatzsteigerungen in Höhe von 
durchschnittlich 2,7 % verzeichnen. Ihre 
Kollegen aus den anderen ostdeutschen 
Kammern hingegen mussten im Mittel 
Umsatzeinbußen von 6,4 % hinnehmen. 
Bei den Sozien waren ausschließlich Um-
satzzuwächse zu verbuchen.

STAR: Daten zur wirtschaftlichen Lage der Anwälte 
in der Rechtsanwaltskammer Sachsen 2010
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So nahm 2010 gegenüber 2008 bei den 
Sozietätspartnern der Kammer Sachsen
der persönliche Umsatz im Schnitt um 
18,2 % zu, während sich für die Sozien 
aus den anderen Ost-Kammern im Jah-
resvergleich ein Umsatzplus von 12,5 % 
feststellen lässt.

2. Personenbezogene Gewinne 2010

Der durchschnittliche persönliche Jah-
resüberschuss selbstständig in eigener 
Kanzlei tätiger Vollzeit-Rechtsanwälte in 
der Kammer Sachsen war 2010 in Einzel-
kanzleien mit 48.000 Euro nur geringfü-
gig niedriger als in den Einzelkanzleien 
der anderen ostdeutschen Kammern 
(49.000 Euro). In Sozietäten lag der Wert 
im Kammerbezirk Sachsen mit 76.000 
Euro über dem entsprechenden Wert 
der Vergleichskammern (73.000 Euro).  
Die Betrachtung des persönlichen Stun-
deneinkommens selbstständiger Voll-
zeitanwälte ergibt ein ähnliches Bild: So 
kommen Einzelanwälte in der Kammer 
Sachsen im Durchschnitt auf ein Stun-
deneinkommen von 19 Euro, die Rechts-
anwälte aus Einzelkanzleien in den an-
deren Ost-Kammern auf 20 Euro pro 
Stunde. Bei den Partnern in Sozietäten 
ergeben sich für das Jahr 2010 ebenfalls 
nur geringe Unterschiede zwischen den 
beiden betrachteten Gruppen. In der 
Kammer Sachsen erwirtschafteten die 
Sozien mit 30 Euro pro Arbeitsstunde 
nur geringfügig mehr als ihre Kollegen 
in den anderen Ost-Kammern mit einem 
Stundeneinkommen von 29 Euro. 

Bei den Gewinnen zeigen sich 2010 im 
Vergleich zu 2008 für alle Teilgruppen 
positive Entwicklungen: So nahm der 
durchschnittliche persönliche Überschuss 
der Einzelanwälte Sachsens und der an-
deren Ost-Kammern jeweils um 4,3 % 
zu. Die Sozien in Sachsen verzeichneten 

bei den persönlichen Überschüssen im 
Jahresvergleich einen Anstieg um 24,6 
%, während bei ihren Kollegen aus der 
Vergleichsgruppe der Gewinn um 28,1 % 
anstieg. Die Höhe des durchschnittlichen 
persönlichen Stundeneinkommens blieb 
bei den Einzelkanzleien 2010 gegenüber 
2008 sowohl in Sachsen als auch in den 
anderen ostdeutschen Kammern unver-
ändert. In den Sozietäten hingegen kann 
im Jahresvergleich eine Erhöhung des 
Stundeneinkommens registriert werden. 
So nahmen die durchschnittlichen Über-
schüsse pro Stunde bei den Sozien der 
Kammer Sachsen um 25 %, bei ihren 
Kollegen aus den anderen Ost-Kammern 
um 20,8 % zu.

3. �Kanzleiumsätze, Kanzleikosten 
und -überschüsse

Mit 57 % lag 2010 der Anteil der Kosten 
am Umsatz in Einzelkanzleien in Sachsen 
nur geringfügig über dem Kostenanteil 
in Einzelkanzleien aus den anderen Ost-
Kammern (56 %). Ein ähnliches Bild lässt 
sich bei den Sozietäten feststellen: Mit 
einem Kostenanteil von 57 % am Um-
satz rangieren die Sozietäten in Sach-
sen nur wenig höher als die Sozietäten 
der ostdeutschen Vergleichskammern, 
deren Anteil der Kosten im Schnitt 56 
% betrug (vgl. Abbildungen 4 und 5). 
Gegenüber dem Vergleichsjahr 2008 
blieb der Anteil der Kosten am Umsatz 
in Einzelkanzleien der Kammer Sachsen 
im Jahr 2010 gleich, während er in Ein-
zelkanzleien der anderen Ost-Kammern 
um 9 Prozentpunkte sank. Betrachtet 
man die Anteile der einzelnen Kosten 
in den Jahren 2008 und 2010, lässt sich 
erkennen, dass diese Entwicklung insbe-
sondere auf die gesunkenen Anteile an 
Sachkosten zurückzuführen ist. In den 
Sozietäten des Kammerbezirks Sachsen 
nahm der Kostenanteil am Umsatz 2010 

im Vergleich zu 2008 um durchschnitt-
lich 8 Prozentpunkte zu. Grund hierfür 
dürften vor allem gestiegene Personal-
kostenanteile sein. In den Sozietäten der 
Vergleichsgruppe dagegen verringerte 
sich der Kostenanteil am Umsatz um 3 
Prozentpunkte.

4. �Jahreseinkommen 2010 von ange-
stellten bzw. frei mitarbeitenden 
Rechtsanwälten

Das Jahreseinkommen angestellter 
Rechtsanwälte in Sachsen 2010 lag un-
ter Einbeziehung eines etwaigen 13./ 
14. Monatsgehalts und sonstiger frei-
williger betrieblicher Leistungen bzw. 
geldwerten Vorteilen bei 38.000 €. Für 
die angestellten Anwälte in den anderen 
Ost-Kammern werden aufgrund sehr ge-
ringer Fallzahlen keine Ergebnisse zum 
durchschnittlichen Jahreseinkommen 
ausgewiesen. Für Rechtsanwälte, die 
in Vollzeitarbeit als freie Mitarbeiter in 
einer Anwaltskanzlei tätig sind lag das 
durchschnittliche Jahreshonorar frei mit-
arbeitender Rechtsanwälte in der Kam-
mer Sachsen 2010 bei 43.000 Euro. Für 
die freien Mitarbeiter der anderen ost-
deutschen Kammern werden auch hier 
aufgrund der niedrigen Fallzahl keine 
Ergebnisse zum Durchschnittshonorar 
berichtet. Jahresvergleiche sind daher 
nur für die Kammer Sachsen möglich. So 
gingen in Sachsen 2010 im Vergleich zu 
2008 die Gehälter der angestellten An-
wälte um 9,5 % zurück, während das 
durchschnittliche Jahreshonorar frei mit-
arbeitender Rechtsanwälte um 26,5 % 
zunahm. Es wird allerdings darauf hinge-
wiesen, dass die Fallzahlen bei den freien 
Mitarbeitern in Sachsen sowohl für 2008 
als auch für 2010 recht gering ausfallen; 
damit sind bei ihnen die getroffenen 
Aussagen lediglich als Tendenzen zu ver-
stehen. 
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1. Freiberufl iche Vertrauensdienst-
leistungen in der überstaatlichen 
Bewertung durch die GfK1 - Ärzte, 
Rechtsanwälte und Journalisten

In Zeiten der finanzkrise, begleitet von 
einer außerordentlichen verunsicherung 
der bürger, sind die freien berufe („Libe-
ral professions“, „professions Liberales“, 
„Liberi professioni“, „vriije beroepen“, 
„Liberale Erhvervs“ usw.) mit ihren ver-
trauensdienstleistungen besonders ge-
fordert.
„Die aktuelle Statistik zu den Selbststän-
digen in den Freien Berufen belegt ihren 
Status als Zukunfts- und Wachstumsmar-
ke. Offenbar haben auch die krisenhaf-
ten Erscheinungen auf den Finanzmärk-
ten und in der Wirtschaft die Nachfrage 
nach Vertrauensdienstleistungen stimu-
liert.  Zum Jahresbeginn ist die Zahl der 
Selbstständigen in den Freien Berufen 
auf rund 1.192.000 gestiegen. Dies ist 
ein Plus von knapp 4,3 Prozent gegenüber 
dem Vorjahreswert von 1.143.000.“2

1  Die gfK sE (gesellschaft für Konsumfor-
schung) mit sitz in nürnberg ist das größte 
deutsche marktforschungsinstitut.

2  bundesverband der freien berufe (hrsg). 
pressemitteilung vom 11.06.2012, s. 1

Vertrauens- und Imagezuweisungen in Freien Berufen
Bundesrechtsanwaltskammer
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Eine besonderheit unter den berufs-
prestigeerhebungen stellt der „gfK-
vertrauensindex“ dar.3 Die Ergebnisse 

3  vgl. gfK sE, corporate communications 
(hrsg.) (2011): wohltätigkeitsorganisationen 
und Richter gewinnen international an ver-
trauen. pressemitteilung vom 17.06.2011. 
nürnberg   
Im folgenden werden die drei in die befra-
gung einbezogenen freien berufe berichtet: 
Ärzte, Rechtsanwälte und Journalisten. Die 
Erhebung wird in 19 Ländern durchgeführt, 
davon in 15 europäischen staaten (belgien, 
bulgarien, Deutschland, frankreich, groß-
britannien, Italien, niederlande, polen, 

von gfK custom 
Research bestä-
tigen das nicht 
nur in Deutsch-
land, sondern 
auch im interna-
tionalen Kontext 
exorbitant gute 
prestige zunächst 
der Ärzteschaft 
(allerdings hinter 
der in der Rang-
liste führenden 
feuerwehr). 

Die deutschen Rechtsanwälte kommen 
hier im vergleich der einbezogenen staa-
ten Europas sowie den UsA in Deutsch-

portugal, Rumänien, spanien, schweden, 
Tschechische Republik, Türkei, Ungarn) so-
wie in den UsA, brasilien, Kolumbien und 
Indien. Die benennung „Total“ bezieht sich 
auf die gesamtheit der genannten staaten, 
„westeuropa“ auf die in Klammern ge-
nannten Länder ohne bulgarien, polen, 
Rumänien, Tschechische Republik, Ungarn). 
Insgesamt wurden 2011 die Antworten von 
19.261 befragten in die berichterstattung 
einbezogen.
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2. Prestige und Image der Freien 
Berufe im innerdeutschen Vergleich

Das Allensbacher Institut für Demosko-
pie führt seit 1966 repräsentative Quer-
schnittstudien der bevölkerung durch, 
die das prestige ausgewählter berufe 
erfassen. Im spektrum der freien beru-
fe ist dabei besonders interessant, wie 
trotz der beeinträchtigungen der berufs-
ausübung von Ärzten die bewertungen 
in der Zeitreihe ausfallen: hier zeigt sich 
eine Entwicklung von 81% im Jahr 1991 
über 71% in 2005 und 82% im Jahr 

2011. Lediglich 1986 war dieser wert mit 
84% höher.4 Dies würde wohl bedeuten, 

dass der berufsstand nicht für die (fehl-)
Entwicklungen im gesundheitssystem 
verantwortlich gemacht wird! bei der 
beurteilung von Ergebnissen der Allens-
bach-studien wird häufi g vernachlässigt, 
dass in den erschlossenen meinungsbil-
dern methodisch bedingte Unterschiede

gegeben sind.5

4  vgl. IfD: Institut für Demoskopie Allensbach 
(1997): Allensbacher Jahrbuch für Demo-
skopie 1993 – 1997. band 10. Allensbach, 
s. 965

5  so wurde die Rangliste für 2005 folgende 
Jahre durch den Umstand beeinfl usst, dass 
erstmals die berufe polizist und Kranken-
schwester in die Erhebung eingebracht 
wurden. beide berufe erhielten sehr hohe 
bewertungen, wodurch die Einstufungen 
der hier vertretenen freien berufe, mit Aus-
nahme der Ärzte beeinfl usst wurden (vgl. 
forsa 2011, spiegel 2011, Riegl 2010).

neben dem berufsprestige wird gerne 
auch die Zufriedenheit mit der Leistung 
von berufen als maßstab für Einstellungs-
messungen genommen. so waren 2010 
in Deutschland 95% der patienten mit 
ihren Ärzten zufrieden.6 Zu ähnlichen Er-
gebnissen führte auch eine studie des In-
stituts für Qualität und wirtschaftlichkeit 
im gesundheitswesen im Rahmen eines 
internationalen vergleiches der gesund-
heitsversorgung7. „Die beiden studien 
zeigen, dass die Deutschen keineswegs 
ständige nörgler sind, sondern dass sie 
zwischen den medizinischen Leistungen 
auf der einen und der gesundheitspoli-
tik auf der anderen seite sehr gut unter-
scheiden können“.8 

Die Dimension „Zufriedenheit“ lässt sich 
weder eindeutig dem prestige noch dem 
Image zuweisen, hat aber für die pres-
tigebildung nicht nur bei Ärzten erheb-
liche bedeutung. so wurde im Rahmen 
einer praxisstudie der fachhochschule 
wiesbaden festgestellt, „dass die patien-
tenzufriedenheit in Deutschlands Zahn-
arztpraxen im Allgemeinen sehr hoch 
ist“9. Darüber hinaus wurde deutlich, 
„dass die Zufriedenheit des patienten zu 
einem großen Teil von faktoren abhängt, 
die über die zahnmedizinische fachkom-
petenz des behandlers hinausgehen“10. 
gemeint waren faktoren, die man unter 
der sozialen Kompetenz der Zahnärztin-
nen und Zahnärzte subsumieren könn-
te.11 Auch hier steht ein heilberuf unter 
sonst schwierigen bedingungen auf dem 
prüfstand der gesellschaft: „steigende 
gesundheitskosten und immer neue Re-

6  vgl. Techniker-Krankenkasse (hrsg.) (2010): 
studie: Arzt und patient auf Augenhöhe? 
Deutschlands patienten wollen mitreden. 
http://www.tk-online.de/tk/pressemittei-
lungen/gesundheit-und-service/224996 
(14.09.2010)

7  Teilnahme am „commonwealth fund Inter-
national health policy survey“ 
vgl. Koch, K./schürmann, c./sawicki, p. 
(2010): Das deutsche gesundheitswesen 
im internationalen vergleich: Die perspek-
tive der patienten. In: Deutsches Ärzteblatt, 
107. Jg., heft 24, s. 427f.

8  horner, T. (2010): Unzufrieden mit gesund-
heitssystem. In Deutschland sind patienten 
kritischer als in anderen Ländern. In: baye-
risches Zahnärzteblatt, Juli/August 2010, s. 
19

9  fischer, b. (2010): praxisstudie der fach-
hochschule wiesbaden. http://www.
spitta.de/produkt-familien/praxisma-
nagement/praxisf%fchrung/1904_
index+m58e1c56846e.html (05.11.2010)

10   Ebd.
11   Ebd.

 

 

 

mit den Journalisten fi ndet hier ein beruf 
Erwähnung, der im Rahmen grundlegen-
der veränderungen in der medienland-
schaft in besonderer weise gefordert ist. 
Auch hier zeigt sich für Deutschland ein 
deutlich überdurchschnittlich positiver 
wert. 

land auf die höchste bewertung mit ei-
ner Ausprägung von 71%. 
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formvorschläge wecken die Fragen: Wo 
bleibt der Patient und welche Qualitäten 
werden heute erwartet? In einer aktu-
ellen Qualitäts- und Zufriedenheitsmes-
sung erzielen Zahnärzte mit einem No-
tendurchschnitt von 1,5 einen Spitzenruf 
bei Patienten (1 = exzellent/sehr gut), der 
sich in den letzten 11 Jahren noch um 
6 % verbesserte. Zugleich haben jedoch 
die Patienten noch beachtliche Zusatz-
wünsche und sehen Verbesserungsbe-
darf bei Zahnärzten, z.B. 47 % schon 
beim ersten Eindruck am Empfang. 72 
% der Patienten sind nach ihren Pra-
xisbeurteilungen inzwischen bei ihrem 
idealen Zahnarzt angekommen, denn sie 
vergeben die maximalen 4 und 5 Quali-
tätssterne als Prädikat; 1999 waren dies 
erst 58 %“12. Eine im Jahr 2011 durch-
geführt Befragung zum Image der Zahn-
ärzte bestätigt diese Befunde sowohl im 
Selbst- als auch im Fremdbild, aber auch 
die hohe Prävalenz der „Zahnarztangst“; 
interessant ist hier, dass mit den Indika-
toren „Zufriedenheitsempfinden“, „Ver-
trauensmaß“ und „Einschätzung der Be-
handlungsqualität“ operiert wird.13

Eine weitere Studie zeigt die hohe Zu-
friedenheit der Patienten mit der fach-
lichen Arbeit ihrer Zahnärzte. Zu dieser 
Feststellung kam die Hauptversammlung 
des Deutschen Arbeitskreises für Zahn-
heilkunde (DAZ) 2009 im Rahmen der 
Präsentation der Ergebnisse des Projek-
tes „Qualitätsmanagement“. Hierbei 
gaben 96,1% der befragten Patienten 
an, dass ihre Fragen zur Behandlung 
von den Zahnärztinnen und Zahnärzten 
stets bereitwillig und verständlich beant-
wortet werden, dass die zahnärztlichen 
Untersuchungen (96,5%) stets gründlich 
durchgeführt wurden und die Behand-
lungsergebnisse (94,6%) umfassend be-
sprochen wurden.14

12 �Riegl, G. F. (2010): Große Zahnarzt-Image-
studie 2010. http://www.zmk-aktuell.de/
management/praxisfuehrung/story/gros-
se-zahnarzt-imagestudie-2010/print.html 
(05.11.2010)

13 �Vgl. Micheelis, W./Süßlin, W. (2012): Ein-
stellungen und Bewertungen der Bevöl-
kerung zur zahnärztlichen Versorgung in 
Deutschland. Ergebnisse einer bundeswei-
ten Umfrage 2011. Institut der Deutschen 
Zahnärzte (Hrsg.), IDZ-Information Nr. 
1/12, S. 7f

14 �Vgl. Gebuhr, K. (2009): Studie: Zahnarzt-
patienten sind hoch zufrieden. Brendan-
Schmittmann-Stiftung legte Auswertung 
von Patientenbefragungen im Rahmen 
des DAZ-QS-Projektes vor. In: DAZ aktuell 
online, 01.10.2009.

Mit den Steuerberatern 
sei noch ein Beruf er-
wähnt, der in der Wirt-
schafts- und Finanzkrise 
besonders gefordert 
war und ist. Hier kommt 
das Marktforschungs-
institut IRES zu folgen-
dem Ergebnis: „Die Ge-

samtzufriedenheit der Mandanten mit 
ihrem Steuerberater erreichte 2009 ein 
Allzeithoch“.15

Im Jahr 2008 führte das Institut für Freie 
Berufe Nürnberg im Auftrag des Bun-
desverbandes der Freien Berufe eine Un-
tersuchung zum Selbst- und Fremdbild 
der Freien Berufe durch.16 Hierzu wur-
de zusammenfassend festgestellt, dass 
Freiberufler sich stark mit freiberuflichen 
Werten identifizieren, stärker noch als 
Verbraucher sie nachfragen.17 

Verbraucher schätzen freiberufliche 
Leistungen durchweg als „gut“ ein. 
Zusammen mit „sehr gut“ stellen die-
se Antworten jeweils die Mehrheit dar. 
Schlechte Beurteilungen kommen mit 
maximal neun Prozent in sehr geringem 
Umfang vor; ist eine Einschätzung nicht 
„gut“, so ist sie häufiger ambivalent 
(„weder noch“) als schlecht. Am relativ 
schlechtesten ist die Einschätzung von 
Eigenverantwortlichkeit und Unabhän-
gigkeit der Freiberufler, wo die Ambiva-
lenz dem Anteil der „gut“-Antworten 
mit 43 Prozent entspricht. Ebenfalls ge-
stehen drei Viertel der Verbraucher den 
Freien Berufen die Selbstverwaltung zu, 
und knapp 60 Prozent halten Freiberuf-
ler für verantwortungsbewusster, inte-
grer und vertrauenswürdiger als andere 
Menschen.

Würde man sich hingegen etwa am 
„VDE-Report 2009“18 für Deutschland 
orientieren, so wäre die Rangfolge der 
angesehensten Berufe: Ärzte, Natur-

15 �Vgl. Schwarzer, E. (2010): Das Bild des 
Steuerberaters aus Sicht seiner Man-
danten. In: LSWB info 5/2010, S. 33

16 �Vgl. Oberlander, W./Moczall, A. (2008): 
Selbst- und Fremdbild der Freien Berufe. 
Ergebnisse einer Doppelbefragung von 
Selbständigen in Freien Berufen und Ver-
brauchern im Juli 2008 im Auftrag des 
Bundesverbandes der Freien Berufe. Nürn-
berg, S. 5ff.

17 �Vgl. Oberlander, Moczall: a.a.O, S. 40
18 �Vgl. VDE: Verband der Elektrotechnik 

Elektronik Informationstechnik e.V. (Hrsg.) 
(2009): VDE-Trendreport 2009. Frankfurt 
am Main

wissenschaftler, Ingenieure und Lehrer 
(gleichauf), Juristen und Architekten (in-
nerdeutsche Vergleich auch mit anderen 
Berufen finden Sie im zweiten Teil).
Zur Abrundung sei noch eine Befragung 
von Reader´s Digest19 erwähnt, bei der 
in Vertrauenszuweisungen die Apothe-
ker als erster Freier Beruf mit einem sehr 
hohen Wert von 89% auf dem dritten 
Rang nach Feuerwehrleuten und Pilo-
ten in Erscheinung treten. Weitere Freie 
Berufe sind wie folgt gelistet: Ärzte (5. 
mit 85%), Rechtsanwälte (13. mit 45%), 
Journalisten (16. mit 29%). Auch hier 
zeigt sich, wie durch Auswahl der Berufe 
oder Fragestellung Einfluss auf Ergebnis-
se genommen wird. So sind in anderen 
Befragungen (GfK, Allensbach) Piloten 
nicht in den Auswahllisten enthalten. 
Gleichwohl sind die genannten Freien 
Berufe stets gut vertreten, wenn auch 
mit den skizzierten Abweichungen. 

Zu diesem Thema wäre etwa auf die 
„Bürgerbefragung öffentlicher Dienst 
2011“ hinzuweisen20, die grundsätzlich 
von einer Imageverbesserung des öf-
fentlichen Dienstes und der öffentlich 
Bediensteten ausgeht. Hier rangieren die 
Ärzte unter 30 Berufsgruppen hinter den 
Kranken- und Altenpflegern auf Rang 
drei. Die Berufsgruppe der Mitarbeiter 
in Kindertagesstätten - in vergleichbaren 
Befragungen nicht aufgerufen - nimmt 
den fünften Platz ein.21 Hier ist vor allem 
festzuhalten, dass die Prestigevergabe 
mit sehr homogenen Explikationen ver-
bunden ist. Der Einfluss einzelner Berufs-
merkmale oder soziodemographischer 
Faktoren erscheint zumindest unzurei-
chend berücksichtigt. Ursächlich hierfür 
wiederum erscheinen vor allem Defizite 
in der Theoriebildung.

Dr. Willi Oberlander

19 �Reader´s Digest Trusted Brands (2012), 
„Trust in professions“, www.rdtrusted-
brands.com/tables/community.shtml 
(30.11.2012)			    
Die Erhebung wurde unter der Bezeich-
nung „Reader´s Digest European Trusted 
Brand 2008“ in Europa mit 25.000 Be-
fragten durchgeführt. Es wurden 20 Be-
rufe zur Wahl gestellt.

20 �Zitka, F. (2011): Bürgerbefragung öffent-
licher Dienst. Einschätzungen, Erfah-
rungen und Erwartungen. Bundesleitung 
des dbb beamtenbund und tarifunion 
(Hrsg.), Berlin, S.18ff.

21 �Die Frage lautete hier: „Wie hoch sind 
die folgenden Berufe des öffentlichen 
Dienstes bei Ihnen angesehen?“ 
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Das gesetz gegen unseriöse geschäfts-
praktiken wurde am 08.10.2013 im 
bundesgesetzblatt verkündet und ist 
am 09.10.2013 in Kraft getreten. Ausge-
nommen davon sind Art. 1 nr. 1 a, nr. 2, 
4 und Art. 3 des gesetzes gegen unseri-
öse geschäftspraktiken. Diese treten erst 
am 01. november 2014 in Kraft. 

Ziel des gesetzes ist es, unseriöse ge-
schäftspraktiken im bereich Inkasso-
wesen, Telefonwerbung und Abmahn-
wesen einzudämmen. Daher wurden 
gezielt Änderungen im Rechtsdienstlei-
stungsrecht vorgenommen, um den ver-
braucher zu schützen. 

neu ist neben den Änderungen u.a. im 
Rechtsdienstleistungsgesetz und des 
Urheberrechtsgesetzes die Einführung 

des § 43 d bRAO ebenfalls erst ab dem 
01. november 2014. § 43d bRAO regelt 
die Darlegungs- und Informationspfl ich-
ten von Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälten soweit sie Inkassodienstlei-
stungen erbringen. 

Trotz umfangreicher bemühungen der 
bundesrechtsanwaltskammer, wie einer 
stellungnahme anlässlich der Anhörung 
im Rechtsausschuss und hintergrundge-
sprächen mit Rechtspolitikern, konnte 
die Einführung des von Anbeginn durch 
die bRAK kritisierten § 43 d Abs. 1 satz 
2 bRAO nicht abgewendet werden. Die 
Informationspfl ichten für Rechtsanwälte 
treten erst nach einer Übergangsfrist von 
einem Jahr in Kraft, um etwaige EDv-
Umstellungen zu ermöglichen. 

Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte (EGMR)

Im bundesministerium für Justiz ist auch 
in diesem Jahr wieder ein bericht über 
die Rechtsprechung des Europäischen 
gerichtshofs für menschenrechte und 
die Umsetzung seiner Urteile in verfah-
ren gegen die bundesrepublik Deutsch-
land im Jahr 2012 erstellt worden. 
Außerdem wurde dieses Jahr erneut im 
Auftrag des bundesministeriums für Ju-
stiz ein bericht über die Rechtsprechung 
des EgmR in verfahren gegen andere 
staaten als Deutschland im Jahr 2012 
erstellt. 
Die berichte enthalten eine Zusammen-
fassung der Rechtsprechungstätigkeit 
des gerichtshofes des Jahres 2012 in 
bezug auf beschwerden gegen Deutsch-
land und gesondert auf die Rechtspre-
chung in anderen fällen. 
Die berichte fi nden sie unter www.rak-
sachsen.de.

Gesetz gegen unseriöse Geschäftspraktiken 
teilweise in Kraft getreten 
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Die jährlichen verwaltungsrechtstage als 
gemeinsame veranstaltung des säch-
sischen Oberverwaltungsgerichtes, des 
sächsischen städte- und gemeinde-
tages, des sächsischen Landkreistages 
und der RAK sachsen fanden dieses Jahr 
am 07. und 08. Juni 2013 an gewohnter 
stelle im imposanten gebäude des säch-
sischen Oberverwaltungsgerichtes in 
bautzen statt. 
Umrahmt von den vorbereitungen zum 
18. bautzener Theatersommer trafen 
sich über 60 Teilnehmer aus Anwalt- und 
Richterschaft, Kommunen und Landkrei-
sen, um sich zu aktuellen fragen des 
verwaltungsrechtsrechts fortzubilden 
und auszutauschen.
nach der begrüßung durch den Oberbür-
germeister der stadt bautzen christian 
schramm, zugleich präsident des Deut-
schen städte- und gemeindebundes, 
eröffnete prof. Dr. michael Eichbereger, 
Richter am bundesverfassungsgericht 
den Reigen der Referate. Er führte zum 
Thema „Effektiver Rechtsschutz und 

behördliches Letztentscheidungsrecht“ 
aus.

weitere vorträge waren u.a.:
•  Der slowakische braunbär und die 

Klagebefugnis:  Triangelklänge zum 
Erfordernis der subjektiven Rechtsver-
letzung

•  Regionalpläne als steuerungsinstru-
ment für die Zulässigkeit von winde-
nergieanlagen – Zugleich motor für die 
Energiewende?

•  Kooperatives verwaltungshandeln: 
verwaltungshelfer, betriebsführer, be-
treiber, Konzessionsmodell – Aktuelles 
zur Einschaltung von privaten Dritten 
in die kommunale Aufgabenerfüllung

nach den vorträgen des ersten veran-
staltungstages besuchten die Teilneh-
mer und Referenten die gedenkstätte 
bautzen. Tief beeindruckt von den dort 
dargestellten persönlichen schicksalen 
und der unmittelbaren wirkung des ge-
bäudes auf jeden Einzelnen fand im An-

schluss ein gemein-
sames Abendessen 
in der bautzener 
Altstadt statt.

Zum wiederhol-
ten mal zeigten 
die sächsischen 
verwaltungs-
rechtstage, dass 
die möglichkeit 
des Austausches 
zwischen den 
verschiedenen 
„mitspielern“ des verwaltungs-
rechts sehr positiv angenommen wird 
und die sächsischen verwaltungsrechts-
tage eine feste größe im jährlichen ver-
anstaltungskalenders geworden sind.

Daher notieren sie sich bitte: Die säch-
sischen verwaltungsrechtstage 2014 
fi nden am 16. und 17. Juni 2014 am 
sächsischen Oberverwaltungsgericht in 
bautzen statt. 

Sächsische Verwaltungsrechtstage 2013

schluss ein gemein-
sames Abendessen 

„mitspielern“ des verwaltungs-

BAUTZEN | 7. –  8. JUNI 2013

TAGUNG S P ROG R AMM

  SÄCHSISCHE 
VERWALTUNGSRECHTSTAGE

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht, der Sächsische Städte- und Gemeindetag, der Sächsische Landkreistag und die Rechtsanwaltskammer Sachsen veranstalten am 

7. und 8. Juni 2013 die
 

Sächsischen Verwaltungsrechtstage 2013
in Bautzen.

Wir freuen uns, Sie als Tagungsteilnehmer begrüßen zu können.

Tagungsort: Sächsisches OberverwaltungsgerichtOrtenburg 9
02625 Bautzen.

SÄCHSISCHER LANDKREISTAG

Rechtsanwaltskammer Sachsen01099 Dresden 
Glacisstraße 6

Telefon: +49 (351) 318 59 0Fax: +49 (351) 336 08 99
E-Mail: info@rak-sachsen.de Internet: www.rak-sachsen.de

Veranstalter der Sächsischen Verwaltungsrechtstage:
  

Sächsisches 
Oberverwaltungsgericht
Sakske wyše
zarjadniske sudnistwo
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Durch Vermittlung der Deutschen Ge-
sellschaft für Internationale Zusammen-
arbeit (GIZ) GmbH empfing die RAK 
Sachsen am 22. August 2013 eine De-
legation hochrangiger Vertreter aus 
Turkmenistan. Der Schatzmeister und 
Vizepräsident der RAK Sachsen, Dr. Chri-
stoph Munz, und die Geschäftsführerin 
Jacqueline Lange begrüßten u.a. Herrn 
Pirnazar Hudaynazarov, Vorsitzenden des 
Ausschusses für Schutz der Menschen-
rechte im Parlament Turkmenistans, Frau 
Asmangul Hapyzova, Beraterin in der 
Sachverständigenabteilung im Parlament 
Turkmenistans, Frau Aysoltan Atayeva, 
Leitende Beraterin der Abteilung Gesetz-

gebung beim Justizministerium Turkme-
nistans, Frau Bestyr Eyvanova, Vorsitzen-
de des Anwaltskollegiums Aschgabat, 
Frau Yazdursun Gurbannazarova, Direk-
torin des Institutes für Demokratie und 
Menschenrechte beim Präsidenten Turk-
menistans und Herrn Jörg Pudelka, Leiter 
des Regionalprogramms „Förderung der 
Rechtsstaatlichkeit in Zentralasien“.
Die GIZ unterstützt die turkmenische Re-
gierung bei der Überarbeitung und Neu-
fassung der gesetzlichen Verfahrensvor-
schriften für Zivilverfahren in Anlehnung 
an die deutsche ZPO. Bislang finden 
noch die Regelungen der sowjetischen 
Zivilprozessordnung Anwendung. Turk-

menistan war bis 1991 Teil der Union der 
sozialistischen Sowjetrepubliken.
Dr. Christoph Munz übergab eine Über-
sicht zur anwaltlichen Selbstverwaltung 
in Deutschland und den Aufgaben ei-
ner örtlichen Rechtsanwaltskammer, 
der Bundesrechtsanwaltskammer und 
der Anwaltsgerichtsbarkeit. Die turkme-
nischen Gäste zeigten sich sehr interes-
siert an der Organisation der deutschen 
Anwaltschaft und bedankten sich mit 
einheimischen Geschenken. Dem Vor-
trag in der Geschäftsstelle schloss sich 
ein Besuch in einer Dresdner Anwalts-
kanzlei an.

Besuch der ZPO-Delegation aus Turkmenistan

Turkmenische Delegation in der Geschäftsstelle der RAK Sachsen

In der Zeit vom 16. bis 19.10.2013 hat 
der Verband Europäischer Rechtsan-
waltskammern sein Halbjahrestreffen in 
Cluj-Napoca in Rumänien abgehalten. Im 
Vorfeld der Veranstaltung wurden einige 
Vorbehalte und Vorurteile gegen den 
Veranstaltungsort, der fast allen Beteilig
ten unbekannt war, geäußert. Diese er-
wiesen sich als völlig unbegründet. Cluj-
Napoca ist eine Stadt mit ca. 300.000 
Einwohnern im Nordwesten Rumäniens 
und verfügt über einen internationalen 

Flughafen mit direkter Anbindung in 
verschiedene europäische Länder. Der 
Kongress war perfekt organisiert, keiner 
der Teilnehmer ist Opfer von Kleinkrimi-
nalität geworden, selbst die Taxifahrer 
haben regelmäßig und unaufgefordert 
ihre Taxameter eingeschaltet. 

In fachlicher Hinsicht hat sich die Tagung 
am Donnerstag und am Freitag mit dem 
Generalthema „Zugang zum Recht“ be-
schäftigt. Der erste Tag war durch Vor-

träge zum Thema alternativer Konflikt-
lösungen (Mediation, Schiedsgerichts-
barkeit und kooperative Prozessführung) 
sowie mit einer Darstellung der tatsäch-
lichen Hindernisse auf dem Weg des Bür-
gers zur Rechtsdurchsetzung geprägt. 
Dabei war von besonderem Interesse die 
Darstellung der Referentin aus Österrei-
ch über das dortige Modell der koope-
rativen Prozessführung als eine Alter-
native zu gerichtsnaher Mediation und 
streitigem Verfahren. Einzelheiten hierzu 

Tagung des Verbandes Europäischer Rechtsanwaltskammern (FBE)
in Cluj-Napoca, Rumänien
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sollen in der nächsten Ausgabe der Kam-
mermitteilungen publiziert werden.

Referenten verschiedener Länder stellten 
darüber hinaus dar, wie beispielswei-
se Gerichtsgebühren in verschiedenen 
Staaten eingesetzt werden, um die „Pro-
zessfreudigkeit“ der Rechtssuchenden 
zu verringern und in welchem Umfang 
tatsächliche Hindernisse auf dem Weg 
des Bürgers zur Rechtsfindung bestehen. 

Der zweite Kongresstag hatte die Ein-
flussmöglichkeiten der Rechtsanwalts-
kammern zur Verbesserung des Zugangs 
zum Recht zum Thema. Dabei wurden 
aus der Sicht verschiedener Länder Vo-
raussetzungen und Probleme bei der 
Prozessführung erörtert, wobei dem 
Aspekt des Opferschutzes in strafrecht-
lichen Verfahren besondere Aufmerk-
samkeit gewidmet wurde.

Am Samstag, den 19.10.2013 fand die 
Generalversammlung des FBE statt; dort 
wurden mehrere Resolutionen verab-
schiedet.

Zum Thema Cloud Computing fordert 
der FBE alle Rechtsanwaltskammern auf, 
diese Thematik zu diskutieren und ihre 
Mitglieder für die damit verbundenen Ri-
siken zu sensibilisieren. Dabei soll beson-

deres Augenmerk auf die Vertraulichkeit 
der Daten gerichtet werden, insbeson-
dere im Zusammenhang mit der Frage, 
ob diese Daten im Ausland gespeichert 
werden dürfen. Die Mitgliedskammern 
wurden aufgerufen, zu prüfen, ob sie 
Empfehlungen und Richtlinien zur Ver-
tragsgestaltung mit den IT-Partnern be-
schließen können und regelmäßige Fort-
bildungsveranstaltungen zur Thematik 
der Datensicherheit oder zu Verschlüsse-
lungstechniken durchzuführen.

Weiterhin hat die Generalversammlung 
an die Gesetzgeber verschiedener Län-
der appelliert, den Zugang zu Prozessko-
stenhilfe und Beratungshilfe oder ähn-
licher Einrichtungen nicht zu gefährden. 
In einer Reihe europäischer Länder lässt 
sich eine Tendenz feststellen, die Rechte 
der Bürger auf kostenfreien Zugang zum 
Recht unter dem Vorwand der Sparpoli-
tik zu beschneiden.

Weiterhin wurde eine Resolution zur 
Unterstützung der Rechtsanwaltskam-
mern in Italien in ihrem „Kampf gegen 
die Schließung einer großen Anzahl von 
Gerichten in Italien“ verabschiedet.

Besonders interessant war dann am 
Samstagnachmittag ein Besuch im Ap-
pellationsgerichtshof der Provinz Trans-

silvanien mit einer kurzen Darstellung 
einer Richterin über die Arbeitssituation 
bei den dortigen Gerichten. Beeindru-
ckend war in diesem Zusammenhang, 
dass in einem ehemals kommunistischen 
Staat im Gerichtssaal auf dem Richter-
tisch ein Kruzifix und eine Bibel lagen, 
die dort zur Beeidigung von Zeugen ver-
wendet werden. Die jeweiligen Prozess-
ordnungen sehen zwar auch die Mög-
lichkeit einer Vereidigung ohne religiöse 
Formel vor, die Regel ist jedoch die Ver-
eidigung auf das Kruzifix und die Bibel.

Neben der berufspolitisch anregenden 
Diskussion war die Veranstaltung auch 
für die Rechtsanwaltskammer in Cluj-
Napoca von großer Bedeutung, weil, wie 
die Präsidentin in ihrer Abschiedsrede 
darstellte, eine solche Zusammenkunft 
ein Symbol dafür, dass Rumänien in den 
Kreis der europäischen Rechtsgemein-
schaft aufgenommen wurde, darstellt.

Dr. Christoph Munz
Schatzmeister des 
Verbandes
Europäischer 
Rechtsanwaltskam-
mern

Vom 18. - 21. 09.2013 veranstaltete der 
Deutsche Familiengerichtstag e.V. den 
20. Deutschen Familiengerichtstag.

Es ist eine gute Tradition, dass sich aller 
zwei Jahre im September Fachleute aus 
den verschiedenen Bereichen des Fami-
lienrechts in Brühl zu einem Erfahrungs-
austausch treffen.

Nachdem der letzte Familiengerichtstag 
noch unmittelbar unter dem Eindruck 
der Reformen des Unterhaltsrechts, Ver-
sorgungsausgleich und Verfahrensrechts 
stand, war nunmehr die Gelegenheit 
gegeben, sich wieder stärker der gesell-
schaftlichen Entwicklung in den famili-
ären Strukturen und deren Einfluss auf 
das bestehende Recht zu widmen.

Letztendlich sind inzwischen Verände-
rungen in allen Bereichen des Familien-
rechts zu beobachten. Dies ist auch der 

Grund, um das Erreichte zu überprüfen, 
rechtzeitig und sachgerecht auf andere 
Lebenswirklichkeiten zu reagieren.

Es fanden wieder 24 Arbeitskreise statt. 
Diese befassten sich u.a. mit dem Thema 
Unterhalt, Leistungsfähigkeit und Selbst-
behalt, internationales Unterhaltsrecht 
(materiell, Verfahren, Vollstreckung), 
Unterhalt beim Wechselmodell, Betreu-
ungsunterhalt – Anspruch und Wirklich-
keit.

Auch mit der seit Jahren geforderten 
Harmonisierung von Sozial-, Steuer- und 
Unterhaltsrecht befasste sich ein Arbeits-
kreis.

Darüber hinaus gab es Arbeitskreise zum 
Versorgungsausgleich, insbesondere 
zum Reformbedarf beim reformierten 
Versorgungsausgleich, zur betrieblichen 
Altersvorsorge im Versorgungsausgleich.

Den Familienrechtlern ist bekannt, dass 
die Anzahl der Verfahren, die sich mit 
Umgang und elterlicher Sorge befassen, 
zugenommen hat und auch diesem The-
menkreis wandte sich der Deutsche Fa-
miliengerichtstag zu.

Ein Arbeitskreis befasste sich mit Kin-
dern in nichtehelichen Lebensgemein-
schaften, mit Kindern zwischen Um-
gang, Ergänzungspfleger und Beistand, 
Inobhutnahme und Sorgerechtsentzug, 
Umgang und Umgangsverweigerung 
und letztendlich auch mit internationa-
len Sorgerechtskonflikten.

Auch im Hinblick auf das Gesetz zur 
Stärkung der Rechte des leiblichen, nicht 
rechtlichen Vaters vom 04.07.2013 be-
fasste sich ein Arbeitskreis mit der Frage 
der Stellung und der Rechte und Pflich-
ten der rechtlichen, sozialen und leib-
lichen Eltern.

20. Deutscher Familiengerichtstag in Brühl
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Die Arbeitskreise wurden von hochkarä-
tigen Familienrechtlern und Psychologen 
geleitet und natürlich ist vielen von uns, 
die sich mit dem Familienrecht befassen, 
Herr Dr. Rainer Hoppenz bekannt wie 
auch Dr. Mathias Grandel.

Am Wochenende vom 26./27.10.2013 
hat der Vorstand des Deutschen Famili-
engerichtstage, dem ich angehöre, die 
Arbeitskreisergebnisse ausgewertet und 
Thesen entwickelt, die als sogenannte 
Brühler Schriften zum Familienrecht – 
nunmehr schon die 18. - im Internet un-
ter www.dfgt.de veröffentlicht werden.

Die durchgeführten Diskussionen 
zeigten, dass doch sehr unterschiedliche 
Auffassungen zu verschiedenen Themen 
– auch regional geprägt - vorhanden 
sind. 

Gerade das Thema Umgang zwischen 
Wochenend- und Wechselmodell sowie 
Unterhalt beim Wechselmodell zeigte, 
dass zwischen der psychologischen He-
rangehensweise und den Problemen, 
die beim Unterhaltsrecht für die Juristen 
auftreten, noch viel Diskussionsbedarf 
gegeben ist.

Die Plenarvorträge von Herrn Prof. Dr. 
Heribert Prantl „Familie ist kein Stillle-
ben“ und von Herrn Prof. Dr. Michael 
Coester „Reformen im Kindschafts-
recht“ veranlassten manchmal zum 
Schmunzeln, zeigten jedoch auch, dass 
der Reformbedarf beim Familienrecht 
noch keinesfalls abgeschlossen ist.

Last but not least nutzten auch viele 
von unseren Kollegen die Möglichkeit, 
hier eine Fortbildung wahrzunehmen, so 
dass auch auf Antrag die entsprechende 

Bescheinigung für die Fachanwaltsfort-
bildung ausgestellt wird.

Im Jahr 2015 wird erneut der Familien-
gerichtstag stattfinden. Es wäre mir eine 
Freude, wenn noch mehr Kollegen auch 
aus unserem Kammerbezirk teilnehmen 
würden, um auch unsere Auffassungen 
und Anschauungen letztendlich mit ein-
bringen zu können.

Dagmar Perlwitz
Mitglied des Vor-
standes des deut-
schen Familienge-
richtstages

Was macht der geneigte Leser bei 35 
Grad Außentemperatur und gleisendem 
Sonnenschein mitten in der Woche? … 
Nichts anderes als sonst auch, könnte 
man meinen. Akten bearbeiten, Telefo-
nate führen, Termine wahrnehmen. Alles 
also Routine? 
Nein, wenn es ein besonderer Termin 
ist. So geschehen am 19. Juni 2013. 
Nach 2012 bereits in zweiter Auflage 

der Berufsinformationstag-Rechtsanwalt 
in Zusammenarbeit mit der Rechtsan-
waltskammer Sachsen, dem Landgericht 
Dresden und der Deutschen Anwalt- und 
Notar- Versicherung. Über 20 Kanzleien 
nahmen die Gelegenheit wahr, sich den 
Referendarinnen und Referendaren als 
Ansprechpartner für die Referendaraus-
bildungsstationen vorzustellen. Trotz 
sommerlicher Extremhitze nutzten fast 

60 Referendare 
diese ganz beson-
dere Informations-
möglichkeit.
Eröffnet durch den 
Präsidenten der 
Rechtsanwalts-
kammer Sachsen, 
Dr. Martin Abend, 
bot diese Veran-
staltung unserem 
zukünftigen beruf-
lichen Nachwuchs 
vielfältige Infor-
mationen rund 
um den Beruf des 
Rechtsanwaltes. 
Unterteilt in zwei 
Kolloquien wur-
den wesentliche 
Kriterien zur Grün-
dung einer eige-
nen beruflichen 

Anwaltsexistenz erörtert. Das Themen-
spektrum war dabei naturgemäß weit 
gefächert. Während in Kolloquium I der 
Erfahrungsaustausch mit bereits tätigen 
Rechtsanwälten im Vordergrund stand, 
erfuhren die Referendare im Kolloquium 
II vieles zum Thema Kanzleigründung, 
Zulassung, Absicherung und Finanzen. 
Besetzt durch Kammermitglieder, Gä-
ste und den Geschäftsführerinnen von 
Rechtsanwaltskammer und Rechtsan-
waltsversorgungswerk boten beide Kol-
loquien umfassende Ansprechstationen 
für alle Fragen rund um den Anwaltsbe-
ruf.
Dass diese Veranstaltung bei den Refe-
rendaren auf ein sehr positives Echo fiel, 
zeigten die hohe Teilnehmerzahl und die 
vielfältigen Gespräche zwischen unseren 
Kammermitgliedern und den Referenda-
ren. Dabei gilt ein besonderer Dank auch 
den Unterstützern der diesjährigen Ver-
anstaltung; der Deutschen Anwalt- und 
Notar- Versicherung, der Goethebuch-
handlung und RA-Micro Dresden. Bo-
ten die Genannten doch neben eigener 
Information auch die Möglichkeit zum 
Pausensnack und zur Erfrischung. 
Wünschen wir daher diesem positiven 
Beispiel kollegialer Zusammenarbeit alles 
Gute für die Zukunft.

Rechtsanwalt Jörg Ebert, Dresden

Referendarmesse am 19. Juni 2013 in Dresden

Impression von der Referendarmesse
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Neues aus Brüssel und Europa

EuGH-Urteil zur freien Wahl des 
Rechtsanwalts durch den  
Versicherungsnehmer

In seinem Urteil vom 7. November 2013 
in der Rechtssache Sneller gegen DAS (C-
442/12) hat der EuGH festgestellt, dass 
ein Rechtsschutzversicherer, der in sei-
nen Versicherungspolicen vorsieht, dass 
die Rechtsberatung grundsätzlich von 
den eigenen internen Rechtsberatern er-
folgt, sich nicht ausbedingen kann, dass 
die Kosten eines vom Versicherten selbst 
gewählten externen Rechtsanwalts nur 
dann übernahmefähig sind, wenn die 
Versicherung der Beauftragung zuge-
stimmt hat. Im vorliegenden Fall hatte 
Herr Sneller sich in seiner Klage gegen 
den Rechtsschutzversicherer DAS da-
rauf berufen, dass er nach Art. 4 Abs. 
1 der Richtlinie zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
die Rechtsschutzversicherung (87/344/
EWG) das Recht habe, seinen Anwalt 
frei zu wählen. Der EuGH kommt in sei-
nem Urteil zu dem Schluss, dass Art. 4 
Abs. 1 der Richtlinie es nicht zulässt, dass 
sich ein Rechtsschutzversicherer, der in 
seinen Versicherungsverträgen festlegt, 
dass in Gerichts- oder Verwaltungsver-
fahren grundsätzlich Rechtsbeistand von 
Mitarbeitern des eigenen Unternehmens 
gewährt wird, nicht darüber hinaus aus-
bedingen kann, dass die Kosten eines 
vom Versicherten gewählten Rechtsbe-
raters nur dann übernahmefähig sind, 
wenn der Versicherer der Meinung 
ist, dass der Fall durch einen externen 
Rechtsvertreter bearbeitet werden mus-
ste. Außerdem stellte der EuGH fest, dass 
es diesbezüglich keine Rolle spielt, ob für 
das betreffende Verfahren rechtlicher 
Beistand vorgeschrieben ist oder nicht.

Stellungnahme BRAK/DAV zur Er-
richtung einer Europäischen Staats-
anwaltschaft

In ihrer gemeinsamen Stellungnahme 
zum Verordnungsentwurf zur Errich-
tung einer Europäischen Staatsanwalt-
schaft bedauern BRAK und DAV, dass 
der vorliegende Vorschlag nicht europä-
isch genug ist, da nach der derzeitigen 
Ausgestaltung dieser lediglich die Unter-
schiede der Rechtsordnungen der Mit-
gliedstaaten festigt, anstatt sie zu ver-
einheitlichen. Dies führt dazu, dass die 

Strafverfolgung grenzübergreifend zwar 
erleichtert wird, die Verteidigung jedoch 
dabei auf der Strecke bleibt. BRAK und 
DAV fordern daher eine einheitliche eu-
ropäische Verfahrensordnung für Ver-
fahren, in die der Europäische Staatsan-
walt involviert ist. Insbesondere fordern 
BRAK und DAV jedoch, dass sämtliche 
Entscheidungen und Maßnahmen der 
Europäischen Staatsanwaltschaft einer 
europäischen gerichtlichen Kontrolle 
unterliegen müssen, welche der Vor-
schlag derzeitig vollständig missen lässt. 
Dies erscheint insbesondere angesichts 
des Artikels 263 AEUV unabdingbar, da 
dieser vorsieht, dass der Gerichtshof der 
Europäischen Union die Rechtmäßigkeit 
der Handlungen der Einrichtungen der 
Union überwachen soll. Eine europäische 
gerichtliche Instanz würde auch einem 
möglichen Forum Shopping der Euro-
päischen Staatsanwaltschaft entgegen 
wirken. Bezüglich der Verfahrensrechte 
verweist der Vorschlag lediglich auf die 
bereits verabschiedeten Richtlinien und 
nationales Recht. Dies ist, so BRAK und 
DAV, angesichts der Tatsache, dass sich 
der Beschuldigte einer supranationalen 
Behörde gegenübersieht, nicht ausrei-
chend. Nach dem Prinzip der Waffen-
gleichheit müssen diesem zumindest 
die Mittel zur Verfügung gestellt wer-
den, sich gegen eine solche Behörde 
in mehreren Mitgliedstaaten gleich-
zeitig effizient verteidigen zu können.

Gelbe Karte der Mitgliedstaaten ge-
gen den Europäischen Staatsanwalt

Zum zweiten Mal seit Inkrafttreten des 
Lissabonvertrags haben die Mitglied-
staaten der Europäischen Kommission 
die „gelbe Karte“ gezeigt. Elf Mitglied-
staaten haben mit insgesamt 20 Stim-
men Subsidiaritätsrüge gegen den Kom-
missionsvorschlag zur Errichtung einer 
Europäischen Staatsanwaltschaft einge-
reicht. Die Subsidiaritätsrüge gibt jedem 
Mitgliedstaat die Möglichkeit, ein Geset-
zesvorhaben mit zwei Stimmen, die ent-
sprechend dem einzelstaatlichen Prinzip 
(Einkammer- oder Zweikammersystem) 
verteilt werden, zu rügen. Kommen ge-
nügend Stimmen zusammen, kann die 
Kommission entweder in einer begrün-
deten Stellungnahme darlegen, dass der 
Vorschlag mit dem Subsidiaritätsprinzip 
vereinbar ist, oder diesen zurückziehen. 

Die Kommission wird sich daher nun mit 
den Rügen auseinandersetzen müssen, 
die unter anderem anmahnen, dass die 
Struktur der vorgesehenen Europäischen 
Staatsanwaltschaft zu sehr in die Auto-
nomiebereiche der Mitgliedstaaten ein-
greift oder strafrechtliche Regelungen 
und die Betrugsbekämpfung in den 
alleinigen Kompetenzbereich der Mit-
gliedstaaten fallen und dass ein Ausbau 
und eine Neustrukturierung der bereits 
bestehenden Organisationen wie EU-
ROJUST und OLAF ein milderes Mittel 
darstellen. Von einigen Mitgliedstaaten 
wird zudem bezweifelt, dass die Euro-
päische Staatsanwaltschaft einen Mehr-
wert für die Europäische Union bringt. 
Dass die Kommission den Text zurück-
ziehen wird, wie sie es nach der „gelben 
Karte“ gegen die Monti-II-Verordnung 
getan hat, erscheint unwahrscheinlich.

Unerhörte Vorgänge –  
Anwälte illegal abgehört 

Laut einem Bericht des Nachrichtenma-
gazins „Der Spiegel“ hören Ermittlungs-
behörden entgegen der bestehenden 
Rechtslage auch Gespräche zwischen 
Mandanten und ihren Anwälten ab. 
Der DAV hat mit einer Pressemitteilung 
dieses Verhalten als unerhörten Verstoß 
gegen die rechtsstaatlichen Prinzipien 
abgekanzelt. Nach Ansicht des BGH 
ist dies nicht hinnehmbar. Gegen diese 
Auffassung hat die Bundesanwaltschaft 
Beschwerde eingelegt. Dies stößt eben-
falls auf große Irritation. Es gehört zu 
den Errungenschaften unseres Rechts-
staates, dass sich Bürgerinnen und Bür-
ger immer vertraulich an ihre Anwältin 
bzw. ihren Anwalt wenden können. 
Und zwar unabhängig vom konkreten 
Rechtsgebiet, auf dem der Anwalt tätig 
ist. Daher wird sich der Generalbundes-
anwalt fragen lassen müssen, was er 
denn mit seiner Beschwerde bezweckt.   

Stellungnahme des DAV zum ge-
planten Umsetzungsgesetz  
zur Brüssel-Ia-Verordnung- 
Zivilverfahrensrecht

Der Deutsche Anwaltverein äußert sich 
in seiner Stellungnahme ausführlich zu 
den geplanten Änderungen im Zivil-
verfahrensrecht, welche begleitend zur 
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Durchführung der Brüssel-Ia-Verordnung 
beschlossen werden sollen. Er begrüßt 
grundsätzlich die in dem Referentenent-
wurf enthaltenen Umsetzungsvorschlä-
ge, bewertet die künftig vorgesehene 
Entbehrlichkeit der Vollstreckungsklau-
sel allerdings kritisch, da der Schuldner 
während eines laufenden Berufungs-
verfahrens danach keinerlei Möglich-
keiten hat, sich vor einer eventuellen 
Insolvenz des Gläubigers zu schützen. 

Anhörung zu den freien 
Berufen im EP 

Am 16. Oktober 2013 veranstaltete die 
EVP-Fraktion des EP eine Anhörung zu 
den freien Berufen. Anlass hierfür war 
insbesondere die gerade fertiggestellte 
Überarbeitung der Berufsqualifikations-
anerkennungsrichtlinie. Unter Leitung 
von MdEP Klaus-Heiner Lehne, MdEP 
Dr. Andreas Schwab und MdEP Dr. An-
gelika Niebler diskutierten Vertreter der 
freien Berufe, Professoren, Vertreter 
der Europäischen Kommission und Ver-
treter der nationalen Ministerien über 
die Entwicklungen bezüglich der regle-
mentierten und der freien Berufe. Dr. 
Alexander Lücke, aus dem Bundeswirt-
schaftsministerium, betonte die große 
wirtschaftliche Bedeutung der freien Be-
rufe. In Deutschland generieren die frei-
en Berufe über 10% des BIP. Wichtig sei 
insbesondere die Selbstverwaltung, die 
wichtige Aufgaben der Ausbildung und 
der Qualitätsüberwachung übernehmen, 
was sonst dem Staat zufiele. Dr. Schwab 
betonte insbesondere die Wichtigkeit 
der Unterscheidung von reglementierten 
Berufen und freien Berufen und forderte 
die Verbände auf, auf europäischer Ebe-
ne eine Definition und eine Charta der 
freien Berufe zu erarbeiten. Jürgen Tied-
je, Referatsleiter der Generaldirektion 
MARKT, stellte die zuvor veröffentlichte 
Mitteilung der Europäischen Kommission 
zu den Zugangsbeschränkungen von re-
glementierten Berufen vor und betonte, 
dass diese lediglich den Beginn der Dis-
kussionen darstellen und nicht von den 
reglementierten Berufen als Bedrohung 
angesehen werden sollte. Alle Redner 
waren sich über die besondere gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Bedeu-
tung der freien Berufe einig. RA Ekke-
hart Schäfer, Vizepräsident der BRAK, 
stellte das System der Selbstverwaltung 
der Anwaltschaft in Deutschland sowie 
dessen Bedeutung für eine funktionie-
rende Justiz dar, welche eine wichtige 

Voraussetzung des Wirtschaftswachs-
tums ist. Er betonte, dass Gegenstand 
einer Justizpolitik auch die Sicherung 
und Weiterentwicklung einer starken 
Anwaltschaft sein muss und diese daher 
auch unter den Zuständigkeitsbereich 
der Generaldirektion Justiz fallen sollte.

Recht auf einen Rechtsbeistand -  
Verabschiedung der Richtlinie

Am 7. Oktober 2013 hat der Rat der 
Europäischen Union den Richtlinienvor-
schlag zum Recht auf einen Rechtsbei-
stand und zur Kontaktaufnahme bei 
Festnahme angenommen. Das EP hatte 
dem lange verhandelten Text am 10. 
September 2013 zugestimmt. Gemäß 
der Richtlinie haben Beschuldigte und 
Verdächtige das Recht, ab der ersten 
Befragung durch die Polizei und bis zum 
Ende eines Verfahrens, einen Rechtsan-
walt zu Rate zu ziehen. Der Betroffene 
hat das Recht, sich mit einem Rechts-
anwalt seiner Wahl vertraulich und mit 
ausreichend Zeit vor Befragungen durch 
Polizei oder Richter zu beraten. Hierfür 
hatte sich die BRAK aktiv eingesetzt. 
Der Rechtsanwalt darf weiterhin aktiv an 
Befragungen teilnehmen und muss bei 
polizeilichen Gegenüberstellungen und 
Nachstellungen der Tat anwesend sein.

VERBOT UNLAUTERER PRAKTIKEN GILT 
FÜR KRANKENKASSEN – EUGH 

Gesetzliche Krankenkassen sind „Gewer-
betreibende“ im Sinne der Richtlinie über 
unlautere Geschäftspraktiken 2005/29/
EG und unterliegen somit dem Verbot 
unlauterer Geschäftspraktiken gegenü-
ber Verbrauchern. So entschied der Euro-
päische Gerichtshof am 3. Oktober 2013 
in der RS C-59/12. Im Ausgangsfall hatte 
die BKK ihre Mitglieder über Nachteile 
im Falle eines Krankenkassenwechsels 
informiert, ohne sie auf ein bestehendes 
Sonderkündigungsrecht hinzuweisen. 
Diese Angaben hatte der BGH als irrefüh-
rend bewertet und dem EuGH die Frage 
nach der Anwendbarkeit der Richtlinie 
2005/29/EG auf gesetzliche Krankenkas-
sen vorgelegt. Dieser hat nun, nachdem 
er bereits den weiten sachlichen Anwen-
dungsbereich der Richtlinie in den RS 
C-540/08 und C-435/11 herausgestellt 
hatte, auf den ebenfalls sehr weiten per-
sönlichen Anwendungsbereich der Richt-
linie hingewiesen. Die Qualifizierung 
gesetzlicher Krankenkassen als „Gewer-

betreibende“ entspreche der weiten 
Konzeption des Begriffes im Wortlaut der 
Richtlinie sowie deren Ziel, ein hohes Ver-
braucherschutzniveau zu gewährleisten. 
Der öffentlich-rechtliche Status der Kran-
kenkasse sowie deren in den Allgemein-
interessen liegenden Aufgaben seien 
in diesem Zusammenhang unerheblich.

MEHR MOBILITÄT IN REGLEMENTIERTEN 
BERUFEN ERWÜNSCHT – KOM 

Reglementierte Berufe erfordern be-
sondere Qualifikationen. Übermäßige 
Anforderungen können den Zugang 
zu diesen Berufen jedoch insbesondere 
für qualifizierte Fachkräfte aus anderen 
Mitgliedstaaten behindern, die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen verhindern 
und zu einem hohen Preisniveau für 
Dienstleistungen führen – so die Analy-
se der Kommission. Um diesen Proble-
men zu begegnen, hat die Kommission 
am 2. Oktober 2013 in ihrer Mitteilung 
COM(2013) 676 angekündigt, nationale 
Berufszugangsreglementierungen gem. 
dem Transparenzerfordernis aus Artikel 
59 der Berufsqualifikationsrichtlinie (s. 
EiÜ 07/13, 22/13) zu evaluieren. Maßstab 
hierfür ist der Grundsatz der Nichtdis-
kriminierung sowie das Verhältnismä-
ßigkeitsprinzip. Geprüft werden soll die 
kumulierte Wirkung aller den Beruf be-
treffenden Beschränkungen sowie ggf. 
auch die Pflichtmitgliedschaft in einem 
Berufsverband. Zunächst sollen die Mit-
gliedstaaten ab November 2013 eine 
Liste reglementierter Berufe und der Zu-
gangsbedingungen erstellen, um diese in 
einem zweiten Schritt unter Beteiligung 
der Berufsverbände gegenseitig anhand 
eines von der Kommission erarbeiteten 
Arbeitsplanes nach Wirtschaftszweigen 
gegliedert zu analysieren. Endprodukt 
sind ab Mitte 2015 nationale Aktions-
pläne, in denen Beibehaltung, Änderung 
oder Aufhebung bestehender Regle-
mentierungen oder die Ersetzung durch 
andere Qualitätssicherungsmaßnahmen 
vorgeschlagen werden. 

RECHTSFORM, FREMDBESITZ  
UND GEBÜHREN AUF PRÜFSTAND – KOM

Parallel zu ihrer Mitteilung zu Zugangs-
beschränkungen in den Freien Berufen 
hat die Kommission am 2. Oktober die 
Ergebnisse der sog. „Peer-Review“ zu 
den Bereichen Rechtsform, Fremdka-
pital und Gebühren bei Architekten, 
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Tierärzten, Steuerberatern, Patentanwäl-
ten und Buchprüfern vorgelegt. Die Ana-
lyse kommt zu dem Ergebnis, dass in den 
genannten Berufen mit restriktiven Rege-
lungen in den drei Bereichen erhebliche 
Beschränkungen für Niederlassungsfrei-
heit und Wettbewerb einhergehen. Be-
sonders Verbote von multidisziplinären 
Partnerschaften und hundertprozentige 
Anteilseignervoraussetzungen sowie 
Festpreise werden von den Dienststellen 
der Kommision als möglicher Gegen-
stand von Vertragsverletzungsverfahren 
gesehen. Mit Fragestellungen zum Bin-
nenmarkt für Anwälte befasst sich die 
Kommission bei einer Konferenz am 28. 
Oktober 2013. Eine Anmeldung hier-
für ist bis 16. Oktober 2013 möglich. 

EINSPRUCH GEGEN ZAHLUNGSBEFEHL IST 
KEINE EINLASSUNG – EUGH 
Ein Einspruch gegen einen Europäischen 
Zahlungsbefehl gilt nicht als Einlassung 
im Verfahren, selbst wenn der Beklag-
te in diesem die Unzuständigkeit des 
Gerichts nicht gerügt und sich sachlich 
„einlässt“. Dies entschied der EuGH am 
13. Juni 2013 in der Rs. C-144/12. Im 
Ausgangsverfahren hatte der italienische 
Beklagte seinen Einspruch gegen einen 
in Österreich erwirkten europäischen 
Zahlungsbefehl damit begründet, dass 
die Forderung unberechtigt sei. Erst im 
anschließenden ordentlichen Verfahren 
wandte er die Unzuständigkeit des ös-
terreichischen Gerichts ein. Nach Art. 24 
der Verordnung „Brüssel-I“ Nr. 44/2001 
über die gerichtliche Zuständigkeit wird 
ein Gericht eines Mitgliedstaates zustän-
dig, sofern sich der Beklagte auf das Ver-
fahren einlässt. Der EuGH hat vorliegend 
jedoch verneint, dass eine Einlassung im 
Sinne des Art. 24 der Brüssel-I-VO vor-
liege. Das Europäische Mahnverfahren 
sei kein streitiges Verfahren, der Beklagte 
erhalte erst mit Zustellung vom Zahlungs-
befehl Kenntnis. Der Einspruch habe le-
diglich die Wirkung, das Verfahren zu 
beenden und den Rechtsstreit in einen 
ordentlichen Zivilprozess überzuleiten. 

Eine weitergehende Wirkung des Ein-
spruchs gehe über die in der Verordnung 
zum Europäischen Mahnverfahren Nr. 
1896/2006 vorgesehenen Grenzen hi-
naus. Auch der Umstand, dass der Beklag-
te im Rahmen des von ihm eingelegten 
Einspruchs Vorbringen zur Hauptsache 
erstattet hat, sei insoweit nicht relevant.

EU-WEITES RECHT AUF ANWALT IN STRAF-
VERFAHREN – EP/RAT/DAV
Der Deutsche Anwaltverein (DAV) be-
grüßt, dass es künftig einen EU-weiten 
Mindeststandard für den Zugang zum 
Anwalt in Strafverfahren geben soll. Auf 
einen entsprechenden Richtlinientext ei-
nigten sich Vertreter von Rat und Euro-
päischem Parlament nach knapp zwei-
jährigen Verhandlungen im Trilog am 28. 
Mai 2013 (s. EiÜ 42/12). Verdächtige in 
allen Mitgliedsstaaten sollen demnach 
grundsätzlich die Möglichkeit erhalten, 
sich der Hilfe eines Anwalts zur Vertei-
digung gegen strafrechtliche Beschuldi-
gungen zu bedienen, sobald sie mit den 
Behörden deswegen in Kontakt kom-
men. Um ein Verwässern der Beschul-
digtenrechte durch die Mitgliedsstaaten 
zu verhindern, hatte der DAV mehrfach 
zu dem Vorschlag Stellung genommen 
(s. auch Stellungnahmen 64/2011 und 
59/2012). Zwar wurden von dem im 
ursprünglichen Kommissionsvorschlag 
KOM(2011) 326 über das Recht auf 
Rechtsbeistand in Strafverfahren und 
das Recht auf Kontaktaufnahme bei der 
Festnahme schmerzhafte Abstriche ge-
macht. So etwa bei den Fragen, ob eine 
Befragung ausnahmsweise trotz Abwe-
senheit des Anwalts begonnen werden 
kann und inwiefern die Vertraulichkeit 
der Anwalt-Mandanten-Beziehung ab-
solut geschützt wird. Insgesamt ist der 
erreichte Kompromiss nach Ansicht des 
DAV jedoch ein notwendiger Meilenstein 
zur Schaffung gemeinsamer Verfahrens-
rechte als Gegengewicht zur Zusammen-
arbeit von Polizei und Justiz in der Straf-
verfolgung. Weitere müssen aber folgen. 
Parlament und Rat müssen den Kom-

promiss jetzt noch formell annehmen. 

MEHR VERBRAUCHERSCHUTZ IM EUROPÄ-
ISCHEN KAUFRECHT – EP
In allen Mitgliedstaaten soll das höchste 
Maß an harmonisiertem Verbraucher-
schutz gewährleistet werden. Unter die-
sem Aspekt prüfte der Rechtsausschuss 
des Europäischen Parlaments (JURI) am 
29. Mai 2013 Änderungsanträge zum 
Berichtsentwurf zum Kommissionsvor-
schlag KOM(2011) 635 für eine Verord-
nung über ein Gemeinsames Europä-
isches Kaufrecht (s. EiÜ 10/13). Dabei 
wird auch vorgeschlagen, Definition und 
Verwendung des Begriffs von „Treu und 
Glauben“ zu streichen. Auch der DAV 
betrachtet diese in seiner Stellungnahme 
Nr. 28/13 als missglückt (s. EiÜ 14/13). 
Änderungen werden auch für eine ver-
braucherfreundlichere Gestaltung von 
Anfechtung und Rückabwicklung vor-
gebracht. Demnach sollen Formalien 
gestrichen und insbesondere auf eine 
Anfechtungsmitteilung innerhalb einer 
bestimmten Zeit verzichtet werden. Die 
im Verordnungsvorschlag vorgesehene 
Einbeziehung von mit dem Kaufvertrag 
verbundener Dienstleistung soll zudem 
auf alle Arten von verbundenen Verträ-
gen ausgedehnt werden. Am 30. Mai 
2013 prüfte darüber hinaus auch der 
Ausschuss für Binnenmarkt und Verbrau-
cherschutz (IMCO) Änderungsanträge 
(16-338, 339-517) zum Entwurf einer 
Stellungnahme. Wiederum wird dort die 
Streichung der Definition von „Treu und 
Glauben“ vorgeschlagen. Statt auf die 
Schaffung eines einheitlichen Vertrags-
rechtes legt der Ausschuss das Augen-
merk auf den Verbraucherschutz. Das 
zeigt sich etwa daran, dass Mitglied-
staaten abweichende Regelungen ein-
führen können sollen, wenn dadurch ein 
höherer Verbraucherschutz gewährlei-
stet wird. Die nun anstehenden Abstim-
mungen in den Ausschüssen stehen noch 
nicht fest.
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Folgende strafbewehrte Unterlassungs-
erklärung wurde am 15.05.2013 abge-
geben: 

Frau Heiderose Müller, 
Natonekstraße 30, 04155 Leipzig, 

verpflichtet sich gegenüber der Rechts-
anwaltskammer Sachsen 

1) �es ab sofort zu unterlassen, sich als 
Rechtsanwältin zu bezeichnen;

2) �es ab sofort zu unterlassen, einen 
Briefbogen oder sonstige Schreiben 
zu benutzen, der sie  als Rechtsanwäl-
tin ausweist;

3) �es ab sofort zu unterlassen, vor Ge-
richten oder Behörden als Rechts-
anwältin aufzutreten oder sich als 
Rechtsanwältin bezeichnen zu lassen;

4) �es ab sofort zu unterlassen, die recht-
lichen Interessen Dritter zu vertreten, 
soweit ihr diese Tätigkeit nicht nach 
dem Rechtsdienstleistungsgesetz ge-
stattet ist.

Folgende strafbewehrte Unterlassungs-
erklärung wurde am 13.08.2013 abge-
geben:

Die Wirtschaftskanzlei 
Gruschka & Partner, 

vertr. d. Herrn Rainer Gruschka und 
Herrn Andreas Gall, 

Ernst-Mey-Straße 7a, 04229 Leipzig, 

verpflichtet sich gegenüber der Rechts-
anwaltskammer Sachsen

1) �es ab sofort zu unterlassen, die recht-
lichen Interessen Dritter zu vertreten 
oder Dritte in rechtlichen Angelegen-
heiten zu beraten, soweit ihr diese 
Tätigkeiten nicht nach dem Rechts-
dienstleistungsgesetz gestattet sind;

2) �es ab sofort zu unterlassen, im Fachge-
biet „Steuern und Recht“ Leistungen 
u. a. durch Beratung zu allen Rechts-
fragen bis hin zur Prozessführung zu 
erbringen;

3) �es ab sofort zu unterlassen, im ge-
schäftlichen Verkehr den Namenszu-
satz „& Partner“ zu führen.

Folgende strafbewehrte Unterlassungs-
erklärung wurde am 22.08.2013 abge-
geben:

Herr Bernd Neumärker, 
Pölitzstraße 10, 

09337 Hohenstein-Ernstthal, 

verpflichtet sich gegenüber der Rechts-
anwaltskammer Sachsen

es ab sofort zu unterlassen, die recht-
lichen Interessen Dritter zu vertreten 
oder Dritte in rechtlichen Angelegen-
heiten zu beraten, soweit ihm diese Tä-
tigkeiten nicht nach dem Rechtsdienst-
leistungsgesetz oder als Nebentätigkeit 
zu seiner Maklertätigkeit gestattet sind.

Unterlassungserklärungen gegenüber der RAK Sachsen

Der Rechtsanwaltskammer Sachsen liegt 
eine aktuelle Mitteilung des Staatsmi-
nisteriums der Justiz und für Europa 
(SMJE) vor, wonach bei den sächsischen 
Gerichten und Staatsanwaltschaften zur 
Datenerfassung und Bearbeitung Listen 
mit Kontaktdaten über in Sachsen zu-
gelassene Rechtsanwälte und Rechtsan-
wältinnen geführt werden. Als Rechts-
grundlage für die Einrichtung und den 
Betrieb dieser Dateien führt das SMJE  
§ 13 Abs. 1 und 2 SächsDSG an.

Die sächsische Justiz führt danach soge-
nannte IT-Fachverfahren, wie „Forum-
STAR“ und SolumSTAR“ in der ordent-

lichen Gerichtsbarkeit und „EUREKA-
Fach“ in der Arbeits- und Sozialgerichts-
barkeit. Die Verwaltungs- und Finanzge-
richtsbarkeit nutzen das IT-Fachverfahren 
für die Verwaltungs- und Finanzgerichts-
barkeit („VG/FG“) und alle sächsischen 
Staatsanwaltschaften arbeiten mit „web.
sta 3.1“. In allen Fachverfahren ist die 
verfahrensübergreifende Speicherung 
des Namens des Rechtsanwalts, der 
Adresse und der Erreichbarkeit über Te-
lefon, Telefax und Internet vorgesehen. 
Im Mittelbewirtschaftungsprogramm 
„SaxMBS“ kann auch die Kontoverbin-
dung hinterlegt werden. 

Neben den IT-Fachverfahren führen ein-
zelne Amtsgerichte Listen mit Kontakt-
daten von Rechtsanwälten zum internen 
Gebrauch innerhalb bestimmter Fachab-
teilungen, wie z.B. Verfahrenspfleger, 
Berufsbetreuer, gegenwärtig tätige In-
solvenz- und Zwangsverwalter etc. 

Sofern Sie Interesse an der Aufnahme in 
einer dieser Listen haben und Rechtsan-
wältin/ oder die Aktualität Ihrer bereits 
geführten Daten überprüfen möchten, 
empfehlen wir Ihnen mit den jeweiligen 
Gerichten bzw. Staatsanwaltschaften di-
rekt in Kontakt zu treten. 

Datenerfassung bei sächsischen Gerichten und Staatsanwaltschaften
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Im Anschluss an die letzte Ausgabe der 
KAMMERaktuell (Heft 2/2013, S. 10 ff.) 
soll im zweiten Teil des Beitrags darge-
stellt werden, wann trotz Vorliegen von 
Vermögensverfall eine Gefährdung der 
Interessen der Rechtsuchenden und da-
mit  die Voraussetzungen des § 14 Abs. 
2 Nr. 7 BRAO nicht vorliegen. Anschlie-
ßend soll erläutert werden, in welchen 
Fällen eine Konsolidierung der Vermö-
gensverhältnisse und damit der – nach-
trägliche - Wegfall des Widerrufsgrundes 
des § 14 Abs. 2 Nr. 7 BRAO eingetreten 
ist. Zum Ende des Beitrags soll aufgezeigt 
werden, wie sich das betroffene Mitglied 
nach erfolgtem Widerruf der Zulassung 
aufgrund Vermögensverfalls verhalten 
sollte und welche Konsequenzen sich 
ergeben.

1. �Keine Gefährdung der Interessen 
der Rechtsuchenden

Trotz Vermögensverfalls kommt der 
Widerruf der Anwaltszulassung nach 
§ 14 Abs. 2 Nr. 7 BRAO dann nicht in 
Betracht, wenn durch den eingetre-
tenen Vermögensverfall ausnahmsweise 
nicht die Interessen der Rechtsuchenden 
gefährdet sind. Während bei § 7 Nr. 9 
BRAO im Falle der Versagung der Zulas-
sung eines Bewerbers wegen Vermö-
gensverfalls eine abstrakte Gefährdung 
ausreicht, setzt der Widerruf nach § 14 
Abs. 2 Nr. 7 BRAO eine konkrete Gefähr-
dung voraus (vgl. nur Feuerich/Weyland, 
BRAO, 8. Aufl. § 14 Rdn. 61), wenngleich 
es auf ein Verschulden oder Vertreten-
müssen nicht ankommt. 

Auch wenn nach der gesetzlichen Rege-
lung ein Vermögensverfall zwar regel-
mäßig, aber nicht zwangsläufig und aus-
nahmslos zum Widerruf der Zulassung 
führt, ging die Rechtsprechung in der 
Vergangenheit bis zu der Entscheidung 
des Bundesgerichtshofs vom 18.10.2004 
(AnwZ (B) 43/03, BGH NJW 2005, S. 511 
f.) gewissermaßen von einem „Auto-
matismus“ aus, d.h. bei Vermögensver-
fall wurde immer auch gleichzeitig eine 
Gefährdung der Interessen der Recht-
suchenden angenommen. Bis dahin 
gab es keine Entscheidung, in der der 
Eintritt eines Vermögensverfalls, jedoch 

nicht die (konkrete) Gefährdung der In-
teressen der Rechtsuchenden festgestellt 
wurde. Zum einen wurde von der Recht-
sprechung immer eine Gefahr darin 
gesehen, dass der in finanzielle Schwie-
rigkeiten geratene Rechtsanwalt dazu 
neigen könnte, Mandantengelder zu 
veruntreuen. Zum anderen wurde dahin-
gehend argumentiert, dass immer das 
Risiko existiere, dass im Zusammenhang 
mit Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 
Gläubiger des betroffenen Rechtsan-
walts auf Fremdgelder zugreifen, die sich 
in Gewahrsam des Rechtsanwalts befin-
den und die Mandanten damit das Pro-
zessrisiko einer Vollstreckungsgegenkla-
ge zu tragen hätten; auch im Falle eines 
gegen den Rechtsanwalt eröffneten In-
solvenzverfahrens bestünde die Gefahr, 
dass Mandanten Honorarzahlungen 
an den Anwalt in dem Glauben leisten 
würden, dass diese schuldbefreiende 
Wirkung hätten, was tatsächlich nicht 
der Fall sei. Die von dem Rechtsanwalt in 
diesen Fällen getroffenen Maßnahmen 
zum Ausschluss der Gefahren sollten 
nach damaligem Verständnis dann meist 
nicht greifen, weil sie immer nur eine 
reine Selbstbeschränkung darstellten, 
die die Rechtsanwaltskammer als auf-
sichtführende Behörde nicht überprüfen 
könnte. Anders wurde dies erst mit der 
zuvor zitierten Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs. Dort wurde zum ersten 
Mal in der Rechtsprechung eine Gefähr-
dung der Interessen der Rechtsuchen-
den nach Aufgabe der selbstständigen 
Praxis und gleichzeitigem Eintritt in eine 
Sozietät verneint. Konkret hatte der in 
Vermögensverfall geratene Rechtsan-
walt seinen Beruf bisher ohne jede Be-
anstandung ausgeübt und selbst den In-
solvenzantrag gestellt. Außerdem hatte 
er seine eigene Praxis aufgegeben und 
war nunmehr in einer größeren Kanzlei, 
die berufsrechtlich nicht auffällig gewor-
den war, als Rechtsanwalt angestellt. In 
seinem Anstellungsvertrag hatte er sich 
allerdings weitreichenden Beschrän-
kungen unterworfen. So konnte der 
Rechtsanwalt Mandate nur im Auftrag 
und auf Rechnung der Sozietät anneh-
men; die Übernahme eigener Mandate 
war ihm ebenso wie die Annahme von 
Mandantengeldern untersagt; für den 

Fall, dass es zu Barzahlungen kam, mus-
ste er zwingend eine zweite Person 
hinzuziehen. Zudem war regelt, dass 
der Name des Anwalts weder auf dem 
Kanzleischild noch auf dem Briefbogen 
der Kanzlei erschien. Ferner hatten sich 
die Sozien als Arbeitgeber der Rechts-
anwaltskammer gegenüber schriftlich 
verpflichtet, jede Änderung des Arbeits-
verhältnisses oder dessen Beendigung 
unverzüglich anzuzeigen. Schließlich 
wurde aufgrund vertraglicher Regelung 
der pfändbare Teil des Einkommens des 
betroffenen Rechtsanwalts unmittelbar 
an den Insolvenzverwalter abgeführt. 

In der Folgezeit hat der Bundesgerichts-
hof in weiteren Entscheidungen den 
„Ausnahmecharakter“ des Beschlusses 
vom 18.10.2004 (BGH aaO) immer wie-
der herausgestellt und bis auf einen Fall  
die „Ausweitung“ der Rechtsprechung 
vermieden. So wurde in dem Beschluss 
vom 25.6.2007 – AnwZ (B) 101/05, 
BRAK-Mitt. 2007, 220, bei Vorliegen 
der übrigen Anforderungen, die in dem 
Beschluss vom 18.10.2004 aufgestellt 
wurden, ein Ausnahmefall auch dann 
angenommen, wenn der betroffene 
Rechtsanwalt auf den Kanzleibriefbögen 
der Rechtsanwalts–GmbH, bei der er 
angestellt war, als angestellter Rechts-
anwalt aufgeführt wurde. Andererseits 
wurde in weiteren Entscheidungen das 
Kriterium, dass der betroffene Rechts-
anwalt in einer größeren, d.h. mehr-
köpfigen Sozietät angestellt sein muss, 
bekräftigt. Danach reicht eine Anstel-
lung bei einem Einzelanwalt, der aus 
urlaubs-, krankheits- oder dienstlichen 
Gründen ortsabwesend sein kann und 
deshalb außer Stande ist, eine effektive 
Kontrolle des betroffenen Rechtsanwalts 
zu gewährleisten, nicht aus (vgl. BGH, 
Beschl. v. 5.12.2005, AnwZ [B] 13/05, 
NJW-RR 2006, 559, 560 und Beschl. 
v. 5.12.2005, AnwZ [B] 14/05, AnwBl. 
2006, 281). Das gleiche gilt, wenn der 
in Vermögensverfall geratene angestell-
te Rechtsanwalt an dem Standort einer 
überörtlichen Sozietät ausschließlich von 
einem Mitglied der Sozietät beaufsichti-
gt wird (vgl. BGH, Beschl. v. 15.9.2008 – 
AnwZ [B] 67/07, BRAK-Mitt. 2008, 272). 

Der Vermögensverfall als zweithäuf igster Grund für den Widerruf 
der Zulassung – Teil 2: Keine Gefährdung der Interessen der 
Rechtsuchenden oder Konsolidierung der Vermögensverhältnisse? 
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Seit einer Entscheidung des Bundes-
gerichtshofs vom 8.2.2010 – AnwZ (B) 
67/08, BRAK-Mitt. 2010, 129 - wird 
zudem gefordert, dass der mit den ent-
sprechenden Beschränkungen versehene 
Anstellungsvertrag zum Zeitpunkt der 
Entscheidung schon über einen längeren 
Zeitraum beanstandungsfrei durchge-
führt („gelebt“) worden ist. Die Vorlage 
eines entsprechenden Arbeitsvertrags 
erst im gerichtlichen Verfahren genügt 
danach nicht. 

In der Praxis kann berichtet werden, dass 
es bei der Rechtsanwaltskammer Düssel-
dorf seit der bedeutsamen Entscheidung 
des BGH im Jahre 2004 nur einen Fall 
gab, der die strengen Anforderungen 
des Senats erfüllte und die Ausnahme 
nach § 14 Abs. 2 Nr. 7, 2. Halbs. BRAO 
begründete. Nicht zuletzt daran zeigt 
sich die Schwierigkeit, die in dem Nach-
weis liegt, dass ausnahmsweise nicht die 
Interessen der Rechtsuchenden gefähr-
det sind.

2. �Konsolidierung der Vermögens-
verhältnisse

Bereits im ersten Teil dieses Beitrags 
ist darauf hingewiesen worden, dass 
das Gericht seit der Umstellung auf 
das verwaltungsrechtliche Verfahren 
zum 1.9.2009 bei der Beurteilung der 
Rechtmäßigkeit des Zulassungswider-
rufs - anders als früher - nunmehr auf 
den Zeitpunkt der letzten Behörden-
entscheidung, d.h. Datum des Erlasses 
des Widerrufsbescheides, abstellt. Dies 
bedeutet, dass eine Konsolidierung der 
Vermögensverhältnisse nach Erlass des 
Widerrufsbescheides – und damit der 
spätere Wegfall des Widerrufsgrundes – 
für das Gericht bei seiner Entscheidung 
keine Rolle spielt. Die Frage, ob nach-
träglich die Indizien für Vermögensverfall 
weggefallen sind, ist aber dennoch von 
Bedeutung. Entweder hebt die Rechts-
anwaltskammer als Herrin des Verfah-
rens bei entsprechendem Nachweis der 
Konsolidierung der Vermögensverhält-
nisse die Widerrufsverfügung auf oder 
berücksichtigt diese in einem späteren 
Wiederzulassungsverfahren. In diesem 
Zusammenhang wird empfohlen, dass 
der Nachweis der Konsolidierung der 
Vermögensverhältnisse zeitnah und nicht 
erst kurzfristig z.B. vor den anberaum-
ten Terminen zur mündlichen Verhand-
lung beim Anwaltsgerichtshof erbracht 
wird. Grund hierfür ist, dass meist eine 
umfassende und zeitintensive Prüfung 

der vorgelegten Nachweise und Belege 
erforderlich ist und die Aufhebung der 
Widerrufsverfügung nach dem aktuellen 
Geschäftsverteilungsplan der Rechtsan-
waltskammer Düsseldorf ferner eines 
Vorstandsbeschlusses im Plenum bedarf. 

a) �Konsolidierung bei Eintragungen 
im Schuldnerverzeichnis

War die Eintragung eines Haftbefehls 
oder die Abgabe der Eidesstattlichen 
Versicherung der Grund für den Vermö-
gensverfall und damit für den Widerruf, 
muss zur Konsolidierung die Löschung 
der Eintragung im Schuldnerverzeich-
nis oder zumindest das Vorliegen der 
Voraussetzungen hierfür nachgewiesen 
werden. Denkbar ist auch, dass die Be-
friedigung der Gläubiger der Verbind-
lichkeit, aufgrund derer die Eintragung in 
das Schuldnerverzeichnis erfolgte, durch 
Quittungen etc. belegt wird.

b) �Konsolidierung im Insolvenzver-
fahren

Der Nachweis einer Konsolidierung der 
Vermögensverhältnisse im laufenden 
Insolvenzverfahren gestaltet sich schwie-
rig. Nach eröffnetem Insolvenzverfahren 
entfällt der Widerrufsgrund des Vermö-
gensverfalls nur dann, wenn das Verfah-
ren entweder beendet oder aufgehoben 
oder  die Restschuldbefreiung angekün-
digt worden ist; dabei muss der rechts-
kräftige Beschluss hierüber als Nachweis 
vorgelegt werden. Die bloße Aufstellung 
eines Insolvenzplanes oder die Anord-
nung der Eigenverwaltung reicht nicht 
aus, um konsolidierte Vermögensver-
hältnisse anzunehmen. Jedoch ist immer 
eine Einzelfallprüfung erforderlich, bei 
der der Stand des Insolvenzverfahrens, 
die aktuellen Umsatzzahlen der Kanzlei 
usw. zu berücksichtigen sind. 

c) �Konsolidierung in den übrigen 
Fällen des § 14 Abs. 2 Nr. 7 BRAO

Ist der Rechtsanwalt – ohne im Schuld-
nerverzeichnis eingetragen worden zu 
sein oder sich im Insolvenzverfahren zu 
befinden – in ungeordnete Vermögens-
verhältnisse geraten, was sich z.B. an-
hand von zahlreichen Vollstreckungen 
und Titeln gegen ihn zeigt, muss die Er-
ledigung dieser Verbindlichkeiten nach-
gewiesen werden. Das kann zum einen 
durch Vorlage des entwerteten Titels 
oder eines Zahlungsbelegs geschehen. 
Häufig bestätigt auch der Gläubiger 

bzw. dessen Verfahrensbevollmächtig-
ter, dass die Forderung bezahlt oder 
anderweitig erledigt ist. Auch kann das 
Bestehen von Ratenzahlungsvereinba-
rungen und deren Einhaltung ein Indiz 
dafür sein, dass zumindest bezüglich die-
ser Forderung nicht mehr von ungeord-
neten Vermögensverhältnissen gespro-
chen werden kann. Denkbar ist auch die 
Vorlage von Stundungs- oder Tilgungs-
vereinbarungen mit dem Gläubiger, wo-
bei in diesem Fall – ähnlich wie bei den 
Ratenzahlungen – auch zu belegen ist, 
dass die Vereinbarung eingehalten wird. 

Im Ergebnis muss also der betroffene 
Rechtsanwalt nicht die Erledigung al-
ler Verbindlichkeiten und damit eine 
Reduzierung seiner Schulden auf Null 
nachweisen. Vielmehr reicht es aus, 
dass erkennbar ist, dass die Vermögens-
situation wieder geordnet ist und auch 
eine Zukunftsprognose positiv ausfällt. 
Um letzteres zu erreichen, sollten immer 
neben dem Nachweis der Erledigung 
von Verbindlichkeiten auch die Aktiva, 
insbesondere das laufende Einkommen, 
z.B. anhand einer betriebswirtschaft-
lichen Auswertung (BWA) nachgewiesen 
werden. In diesem Zusammenhang ist 
jedoch darauf hinzuweisen, dass allein 
das Vorhandensein von Vermögen oder 
sonstigen Vermögenswerten nicht aus-
reicht. Vielmehr muss in diesen Fällen 
z.B. eine vorhandene Immobilie veräu-
ßert werden, damit der Erlös zur Tilgung 
der Verbindlichkeiten eingesetzt werden 
kann und wird.

3. �Verhaltensweise nach erfolgtem 
Widerruf aufgrund Vermögens-
verfalls und Konsequenzen

 
Bereits im ersten Teil des Beitrags (Kam-
merMitteilungen 4/2012, S. 392) wur-
den zahlreiche Hinweise gegeben, wie 
sich der betroffene Rechtsanwalt bei 
drohendem Vermögensverfall verhalten 
sollte. Die Ausführungen gelten auch 
für den Fall, in dem der Widerruf be-
reits ausgesprochen wurde. Zwar stellt 
das Gericht im Falle einer Klage bei der 
Beurteilung der Rechtmäßigkeit der Wi-
derrufsverfügung auf den Zeitpunkt des 
Erlasses des Bescheides ab, jedoch ma-
chen die Anstrengungen Sinn, da – wie 
bereits dargestellt – die Rechtsanwalts-
kammer jederzeit als Herrin des Verfah-
rens bis zur Bestandskraft der Verfügung 
(und unter besonderen Voraussetzungen 
auch danach) den Widerrufsbescheid 
aufheben kann, wenn kein Vermögens-
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verfall mehr vorliegt. Auch ist es ratsam, 
sich für ein etwaiges Wiederzulassungs-
verfahren zu „wappnen“, da auch hier 
seitens des Bewerbers nachgewiesen 
werden muss, dass kein Vermögensver-
fall (mehr) vorliegt.

Sollte das Gericht die Rechtmäßigkeit 
der Widerrufsverfügung bestätigen 
und die Klage abweisen, besteht inner-
halb eines Monats nach Zustellung des 
vollständigen Urteils die Möglichkeit, 
schriftlich die Zulassung der Berufung 
bei dem Anwaltsgerichtshof zu beantra-
gen. Innerhalb von zwei Monaten nach 
Zustellung des vollständigen Urteils sind 
die Gründe darzulegen, aus denen die 
Berufung zuzulassen ist. Anders als der 
Antrag ist die Begründung, soweit sie 
nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt 
worden ist, bei dem Bundesgerichtshof 
– Senat für Anwaltssachen – in Karlsruhe 
einzureichen. Dort wird geprüft, ob die 
Voraussetzungen für die Zulassung der 
Berufung vorliegen. Gem.  § 112c Abs. 1 
BRAO i.V.m. § 124 Abs. 2 VWGO ist dies 
nur dann der Fall, wenn ernstliche Zwei-
fel an der Richtigkeit des Urteils beste-
hen, wenn die Rechtssache besondere 
tatsächliche oder rechtliche Schwierig-
keiten aufweist, wenn die Rechtssache 

grundsätzliche Bedeutung hat, wenn 
das Urteil von einer Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs, des Bundesverwal-
tungsgerichts, des gemeinsamen Senats 
der obersten Gerichtshöfe des Bundes 
oder des Bundesverfassungsgerichts ab-
weicht und auf dieser Abweichung be-
ruht oder wenn ein der Beurteilung des 
Berufungsgerichts unterliegender Ver-
fahrensmangel geltend gemacht wird 
und vorliegt, auf dem die Entscheidung 
beruhen kann.

Da einer der genannten Gründe in fast 
allen Fällen nicht vorliegt, wird der An-
trag auf Zulassung der Berufung durch 
den Bundesgerichtshof in der Regel 
abgelehnt. Ohnehin wird in den mei-
sten Fällen der Antrag nur gestellt, um 
bis zum rechtskräftigen Abschluss des 
Verfahrens Zeit zu gewinnen und wei-
ter anwaltlich tätig zu sein. Dies ist auch 
möglich, sofern nicht unmittelbar bei Er-
lass der Widerrufsverfügung oder später 
im Verfahren nachträglich die sofortige 
Vollziehung der Widerrufsverfügung an-
geordnet wurde. 

Wird die Entscheidung des Anwaltsge-
richtshofs mangels Einlegung des zuvor 
genannten Rechtsmittels oder dessen 

Ablehnung rechtskräftig, so endet die 
Mitgliedschaft des betroffenen Anwalts 
mit dem Tag der Zustellung der begrün-
deten Entscheidung. Ab diesem Zeit-
punkt ist der Betroffene weder befugt, 
die Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt“ 
zu führen noch als Rechtsanwalt tätig 
zu sein. Sofern Mandate noch nicht ab-
geschlossen oder auf andere Kollegen 
übertragen worden sind, ist in solchen 
Fällen ggf. die Einrichtung einer Abwick-
lung erforderlich. Diesbezüglich sollte 
man sich rechtzeitig mit der Rechtsan-
waltskammer in Verbindung setzen, da-
mit ein geeigneter Abwickler eingesetzt 
werden kann. 

Auch für Fragen diesbezüglich steht der 
Verfasser des Beitrags unter der Rufnum-
mer 0211-4950235 zu den üblichen Bü-
rozeiten gerne zur Verfügung.

Rechtsanwalt 
Jörg Stronczek
Juristischer Referent 
der Rechtsanwalts-
kammer Düsseldorf

Die Rechtsanwaltskammer Berlin ver-
klagt derzeit eine deutsche Rechts-
schutzversicherung vor dem Landgericht 
Frankfurt es zu unterlassen, Versiche-
rungen unter der Bezeichnung „Rechts-
schutzversicherung“ anzubieten oder 
abzuschließen, soweit für die außerge-
richtliche Wahrnehmung der Interessen 
des Versicherungsnehmers in einzelnen 
Leistungsarten nur die Kosten eines von 
der Beklagten ausgewählten Mediators 
übernommen werden und/oder für die 
gerichtliche Wahrnehmung der Interes-
sen des Versicherungsnehmers anfal-
lende Kosten des Versicherungsnehmers 
nur übernommen werden, soweit der 
Versicherungsnehmer sich um eine Kon-
fliktlösung durch einen von der Beklag-

ten ausgewählten Mediator vergeblich 
bemüht hat.
 
Der Klageantrag ist des Weiteren darauf 
ausgerichtet, dass die Rechtsschutzversi-
cherung es im geschäftlichen Verkehr im 
Zusammenhang mit dem Angebot oder 
dem Abschluss von Versicherungen un-
terlässt, die Bezeichnung „Mediator“ zu 
verwenden, soweit die eine solche Me-
diation durchführende Person nicht von 
den Parteien des Verfahrens ausgewählt 
wird, sondern sich die Beklagte vorbe-
hält, diese Auswahl vorzunehmen und/
oder der Versicherungsnehmer vertrag-
lich von der Beklagten dazu verpflichtet 
wird, ein Mediationsverfahren durchzu-
führen.

Die Argumentation der Klage geht da-
hin, dass die Versicherungsnehmer un-
angemessen benachteiligt werden, da 
wesentliche Rechte aus dem Rechts-
schutzversicherungsvertrag so einge-
schränkt werden, dass das Erreichen des 
Vertragszweckes gefährdet werde. Der 
Versicherungsnehmer erhalte im außer-
gerichtlichen Bereich keine Kostenüber-
nahme für die Beratung und Vertretung 
seiner rechtlichen Interessen. Hingegen 
garantiere das VVG dem Versicherungs-
nehmer die freie Wahl des Rechtsanwalts 
auch für den außergerichtlichen Bereich. 
Die Verwendung der Bezeichnung „Me-
diator“ stelle eine unlautere Irreführung 
dar sowie einen Verstoß gegen das Me-
diationsgesetz.

Wettbewerbsrechtliches Vorgehen gegen Rechtsschutzversicherungen
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Durch das Gesetz zur Umsetzung der 
Amtshilferichtlinie sowie zur Änderung 
steuerlicher Vorschriften (Amtshilfericht-
linie-Umsetzungsgesetz) v. 26.06.2013, 
veröffentlicht im Bundesgesetzblatt 
2013 Teil I, Nr. 32/2013, 1809 ff., ist u. a. 
§ 33 Abs. 2 EStG geändert worden. Die-
ser lautet in der Neufassung wie folgt: 

„Aufwendungen für die Führung eines 
Rechtsstreits (Prozesskosten) sind vom 
Abzug ausgeschlossen, es sei denn, es 
handelt sich um Aufwendungen, ohne 
die der Steuerpflichtige Gefahr liefe, sei-

ne Existenzgrundlage zu verlieren und 
seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in 
dem üblichen Rahmen nicht mehr befrie-
digen zu können.“ 

Damit wird von der aktuellen Rechtspre-
chung des BFH (BFH-Urteil v. 12.05.2011, 
Az.: VI R 42/10, vgl. BRAK-Nr. 424/2012) 
abgewichen. Zivilprozesskosten sind da-
nach grundsätzlich abzugsfähig, weil der 
Bürger wegen des staatlichen Gewalten-
monopols seine Ansprüche nicht selbst, 
sondern nur über die Einschaltung der 
Gerichte durchsetzen dürfe. Etwas an-

deres gelte nur für den, der sich mut-
willig oder leichtfertig auf einen Prozess 
eingelassen habe. Das Bundesfinanzmi-
nisterium (BMF) hatte die Anwendung 
des BFH-Urteils durch die Finanzverwal-
tung am 20.12.2011 durch einen sog. 
Nichtanwendungserlass unterbunden.

Der Gesetzgeber hat damit an ver-
steckter Stelle den Nichtanwendungser-
lass des BMF im Gesetz festgeschrieben.

Die maßgebliche Regelung für Pflichtan-
gaben im Impressum von Internetseiten 
ist § 5 TMG (Telemediengesetz).

Jede Internetpräsenz einer Rechtsan-
waltskanzlei  ist ein geschäftsmäßig an-
gebotenes Telemedium im Sinne dieser 
Vorschrift.

Zunächst einmal müssen daher die in § 
5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 TMG aufgeführten 
Grundangaben im Impressum erfolgen.

Dies sind bei natürlichen Personen der 
Familienname und mindestens ein aus-
geschriebener Vorname (vgl. KG Ber-
lin vom 13.02.2007- 5 W 34/07). Ein 
abgekürzter Vorname genügt nicht. 
Bei juristischen Personen und Perso
nengesellschaften muss zudem die 
Rechtsform der Gesellschaft und der 
oder die Vertretungsberechtigten an
gegeben werden. Hier ist wiederum 
zu beachten, dass der Vertretungsbe
rechtigte mit dem Familiennamen und 
mindestens einem ausgeschriebenen 
Vornamen dargestellt wird.

Außerdem muss die ladungsfähige An-
schrift angegeben werden. Die Angabe 
eines Postfachs ist nicht ausreichend.

ln jedem Fall zwingend ist auch die
Angabe einer E-Mail-Adresse (§ 5 Abs.
1 Nr. 2 TMG).

Neben der E-Mail-Adresse muss noch 
mindestens ein weiteres Kommunika
tionsmittel angegeben werden. Dies 

kann eine Telefon- oder Faxnummer 
oder auch ein elektronisches Kontakt
formular sein. Wesentlich ist, dass durch 
das Kommunikationsmittel eine schnelle 
und direkte Kontaktaufnahme möglich 
ist. Es empfiehlt sich daher die Angabe 
einer Telefonnummer.

Für Rechtsanwältinnen und Rechtsan
wälte ergeben sich weitere Pflichtan
gaben aus § 5 Abs. 1 Nr. 5 TMG.

So muss die Rechtsanwaltskammer, de-
ren Mitglied die Rechtsanwältin oder der 
Rechtsanwalt ist, mitgeteilt werden. Fer-
ner sind die gesetzliche Berufsbezeich-
nung und der verleihende Staat anzuge-
ben.

Zwingend ist ebenso die Angabe der 
aktuellen berufsrechtlichen Regelungen 
und ein Hinweis darauf, wo diese Re-
gelungen zu finden sind. Hier empfiehlt 
sich ein Link auf die entsprechende Un-
terseite der Internetpräsenz der Bundes-
rechtsanwaltskammer: www.brak.de/
fuer-anwaelte/ berufsrecht/ 

Sofern eine Umsatzsteueridentifikati
onsnummer vergeben wurde, ist diese 
ebenfalls im Impressum aufzuführen.

Schließlich besteht bei einer juristischen 
Person die Verpflichtung, im Impressum 
das zuständige Registergericht und die 
Registernummer anzugeben.

Das Impressum muss unmittelbar über 
maximal zwei Links erreichbar sein. Es 

hat jederzeit zur Verfügung zu stehen 
und muss mit den gängigen lnternet 
browsern ohne Installation zusätzlicher 
Programme lesbar sein.

Die Darstellung des gesamten Impres-
sums oder von Teilen des Impressums als 
Bilddatei ist nicht zulässig, da das Impres-
sum dann für Blinde oder sehbehinderte 
Nutzer nicht maschinell vorlesbar ist.

Sofern über die Internetpräsenz auch 
reine Online-Rechtsberatungen ange
boten werden, muss neben § 5 TMG 
noch § 2 Dienstleistungs-lnformations
pflichten-Verordnung (DL-InfoV) be-
sonders beachtet werden. ln diesem 
Fall ist im Impressum auch die Angabe 
einer Telefonnummer und die Mittei-
lung der Berufshaftpflichtversicherung 
erforderlich. Handelt es sich nicht um 
reine Online-Rechtsberatung, sind die 
Berufshaftpflichtversicherung und die 
Telefonnummer gemäß § 2 Abs. 1 DL-
InfoV gegenüber dem Mandanten zwar 
auch anzugeben, aber nicht unbedingt 
auf der Kanzleiwebsite, sondern gemäß 
§ 2 Abs.2 DL-InfoV auch auch auf andere 
Weise vor Abschluss des Vertrages bzw. 
vor Erbringen der Dienstleistung (vgl. LG 
Dortmund, Urt. v. 26. 03. 2013- 3 0
102/13, www.justiz.nrw.de).

Letztlich ist noch zu beachten, dass sich 
bei Berufsausübungsgemeinschaften 
mit Angehörigen anderer Berufe noch 
weitere Informationspflichten ergeben 
können.

Steuerliche Berücksichtigung von Prozesskosten 

Welche Angaben gehören in das Impressum der Kanzleiwebsite?
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Pressemitteilungen der RAK Sachsen

25.10.2013 Erfolg für sächsische Anwälte 

22.07.2013 schludrig geführte Arbeitszeitbelege führen zur fristlosen Kündigung 

02.07.2013 gesetz zur Kostenrechtsmodernisierung vom bundestag beschlossen 
- verbesserung der finanzierung der Rechtspfl ege und Justiz

Die vollständigen pressemitteilungen können sie lesen unter: www.rak-sachsen.de.

Amtsgericht Leipzig:
Geldstelle schließt

mit wirkung zum 01.01.2014 wird die 
geldannahmestelle am Amtsgericht 
Leipzig, Außenstelle grundbuchamt, 
schongauerstraße 5, 04328 Leipzig ge-
schlossen. Unverändert steht die Zahl-
stelle des Amtsgerichts Leipzig, bern-
hard-göring-straße 64, zur verfügung. 

hier können Einzahlungen in bar oder 
mit Ec-Karte zu folgenden Öffnungs-
zeiten vorgenommen werden: 

Montag und Donnerstag: 
08:00 Uhr – 12:00 Uhr und 

13:00 – 15:00 Uhr 
Dienstag: 

08:00 Uhr – 12:00 Uhr und 
13:00 – 17:00 Uhr

Freitag 
08:00 Uhr – 12:00 Uhr 

Zur Erstellung des Rule of Law Indexes 
sucht das world Justice project Rechts-
anwälte und Rechtsanwältinnen, die an 
einer befragung teilnehmen. Der frage-
bogen ist bestandteil für die Auswertung 
zum Rule of Law Index. 

wir bitten interessierte Kollegen und 
Kolleginnen sich unter 
www.surveygizmo.com/s3/1393003/
wJp-QRQ-2013-Data-collection zu re-
gistrieren. Danach erhalten sie eine for-
male Einladung zur Teilnahme an der 
Umfrage.

gesucht werden Rechtsanwälte und 
Rechtsanwältinnen, die im Zivil- und 
handelsrecht, im verfassungsrecht, im 
bürgerlichen Recht, im strafrecht, im Ar-

beitsrecht oder im Öffentlichen gesund-
heitswesen tätig sind. Der fragebogen 
kann auf Englisch, französisch oder spa-
nisch beantwortet werden.

Der Rule of Law Index ist für die bRAK 
von besonderer bedeutung, da hieran 
die Initiative „Law made in germany“ 
gemessen wird und verlässliche Zahlen 
zur frage des Zugangs zum Recht gelie-
fert werden. Deutschland hat im letzten 
Report bei 97 gelisteten Ländern in den 
einzelnen Kategorien die plätze 3 bis 16 
belegt, im schnitt platz 11. bei der Ka-
tegorie „civil Justice“, unter die auch 
der Zugang zum Recht fällt, belegte 
Deutschland Rang 3 (im Jahr 2011 Rang 
2) hinter norwegen und den niederlan-
den. 

Aktualisierte Auflage der BRAK-Information RVG
Die aktualisierte Aufl age der bRAK-Information Rvg liegt nunmehr vor. 

Das heft beinhaltet:   - gesetzestext Rvg
 - Rechtsanwaltsgebühren nach § 13 Rvg
 - gebührentabelle 
 - gebühren in strafsachen und bußgeldsachen 
 - gerichtsgebührentabelle 
 - Kostenrisikotabelle 
 - stichwortverzeichnis.

Eingearbeitet und mit entsprechender markierung versehen sind bereits auch die 
Änderungen durch das gesetz zur Einführung einer Rechtsbehelfsbelehrung im 
Zivilprozess sowie zur Änderung anderer vorschriften, die am 01.01.2014 in Kraft 
treten. Das heft kann über die bRAK für 2,50 €/ stück bestellt werden.

Gesetz
über die Vergütungder Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte

Rechtsanwaltsvergütungsgesetz – RVG
Stand: 1. August 2013
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Imageverlust, steigendes Haftungsrisiko: 
Die Folgen des Fachkräftemangels, der 
Trend zur Digitalisierung der Geschäfts-
prozesse und eine nicht mitwachsende 
Kanzleiorganisation stellen schon jetzt 
die Existenzen vieler Kanzleien auf eine 
harte Bewährungsprobe. Doch: Es gibt 
Wege aus der Krise. Und Maßnahmen, 

um Krisen zu vermeiden.  

Anders als in den meisten Unternehmen 
basiert die Organisation einer Anwalts-
kanzlei auf den gesetzlich festgelegten 
berufspfl ichten der Rechtsanwälte. Aus 
diesem grund genießen die sekretä-
rinnen einer Anwaltskanzlei auch eine 
entsprechende spezielle Ausbildung. 

Rechtsanwaltsfachangestellte sind mit 
genau diesen berufspfl ichten der Anwäl-
te vertraut. sie beherrschen das fristen-
management, sind versiert im Umgang 
mit gerichten und behörden, kennen 
die Abrechnungs- und vollstreckungs-
vorschriften. Diese symbiose zwischen 
Rechtsanwälten und deren fachange-
stellten bildet den grundstein für ein gut 
organisiertes Kanzleisystem sowie ein 
ausgeprägtes Kanzleiimage.

was aber, wenn plötzlich personal 
wegfällt und neue fachkräfte kaum 
nachkommen? „In der Regel kann das 
Kanzleimanagement noch ein paar 
wochen von den anderen mitarbeitern 
und mitarbeiterinnen aufrecht erhalten 
werden“, sagt Yvonne müller, geprüfte 
Rechtsfachwirtin und Initiatorin des pro-
jektes Kanzlei-professionell. 

besteht der personalmangel über einen 
längeren Zeitraum, entstehen jedoch 
nach Erfahrung von frau müller erheb-
liche Risiken für die Kanzleien: „Die 
mitarbeiter und mitarbeiterinnen kon-
zentrieren sich dann zwangsläufi g auf 
operative Tätigkeiten, um das Tagesge-
schäft am Laufen zu halten. schnell setzt 
sich ein Abwärtsstrudel in gang, der in 
Überforderungen und fehlern mündet. 
schlimmstenfalls, und das erlebe ich 
immer häufi ger, führt diese spirale zu 
einem einschneidenden Imageverlust 
der Kanzlei und fördert zudem ein en-
ormes haftungspotenzial zu Tage.“

Um diesem Trend entgegenzuwirken, 
rief die geprüfte Rechtsfachwirtin und 
Kompetenztrainerin für KmU im mai 
2012 das projekt Kanzlei-professionell 
ins Leben. Der erste wichtige schritt im 
Rahmen ihrer beratung sei es, „kurzfri-
stige Lösungen zu fi nden, um die Kanz-
leiabläufe aufrecht zu erhalten“. Doch 
nicht selten sei es auch notwendig, 
gewohnte strukturen im Kanzleima-
nagement aufzubrechen und prozess-
abläufe umzustrukturieren. „Aber auch 
Themen wie personalplanung, -bindung 
und -entwicklung, alternative Arbeits-
zeit- und Arbeitsplatzmodelle, verän-
derungsprozesse, Kommunikation und 
Konfl iktmanagement, prozessbegleitung 
bei Kanzleierweiterung und positionie-
rung gehören zu den meist gewählten 
beratungsthemen im projekt.“, so frau 
müller weiter.

Kanzlei-professionell eigne sich, nach 
Aussage von frau müller, sowohl für 
berufseinsteiger als auch für erfahrene, 

langjährig am markt etablierte Kanzleien 
im veränderungsprozess. Innerhalb von 
3 monaten sei es dabei möglich, durch 
Optimierung der Aufbau- und Ablauf-
organisation sowie der verlagerung der 
Aufgaben des personals den hafen des 
gewohnten Arbeitsumfeldes wieder zu 
erreichen.

In weiten Teilen sachsens ist die bera-
tungsleistung von frau müller als au-
torisierte fachberaterin im Rahmen des 
bundesförderprojektes „Unternehmens-
wert mensch“ mit bis zu 80 % förder-
bar. Anträge auf förderung sollten bald 
gestellt werden, weil förderzusagen nur 
noch bis mai 2014 gemacht werden und 
die Antragstellung etwas vorlauf bedarf.

„Ich würde mich freuen, wenn in Zu-
kunft noch mehr Kanzleien den schritt 
in die managementoptimierung wagen 
würden. haftungsfälle und Imageverlust 
sowie der blick in traurige Augen des 
überlasteten personals können so verhin-
dert werden“, ergänzt die junge berate-
rin. weitere Informationen zum projekt 
sowie zu den fördermöglichkeiten erhal-
ten sie unter www.kanzlei-professionell.
de.

Yvonne Müller 
Rechtsfachwirtin,
Kohren-Sahlis

Professionelles Kanzleimanagement in Zeiten des Fachkräftemangels
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am 29.05.2013
Fachanwaltsausschuss 

Informationstechnologie(IT)-Recht  
- Neubestellung -

RA Sören Poser, Görlitz

am 03.07.2013
Fachanwaltsausschuss Agrarrecht

- Wiederbestellung -
RA Dr. Thomas Rincke, Dresden

RA Falk Schüttig, Leipzig
- Neubestellung -

RA Gerhard Korth, Dresden

Fachanwaltsausschuss 
Versicherungsrecht
- Wiederbestellung -

RA Joachim Borck, Leipzig

RA Andreas Holzer, Dresden
RA Andreas Thom, Dresden

RA Christian Wagner, Dresden

am 11.09.2013
Fachanwaltsausschuss Arbeitsrecht I 

- Wiederbestellung -
RA Hagen Albus, Leipzig

RAin Friederike Droste, Chemnitz
RA Horst Reinemann, Dresden
RAin Gabriele Wagner, Kamenz

Fachanwaltsausschuss 
Verwaltungsrecht
- Wiederbestellung -

RA Prof. Dr. Bernd Dammert, Leipzig
RA Dr. Andreas Maier, Meißen

RA Prof. Dr. Martin Maslaton, Leipzig
RA Bernd Zloch, Dresden

Fachanwaltsausschuss 
Insolvenzrecht

- Wiederbestellung -
RA Henning Schorisch, Dresden
 RA Dr. Florian Stapper, Leipzig
RA Gunter Tarkotta, Dresden

- Neubestellung -
RA Ralf Hage, Dresden

Fachanwaltsausschuss Steuerrecht
- Wiederbestellung -

RA Jörg-Dieter Battke, Dresden
RA Klaus Ingensiep, Chemnitz

RA Peter Senger, Leipzig
RA Friedbert Striewe, Leipzig

Wir danken den Kolleginnen für ihr eh-
renamtliches Engagement.

Fachanwaltsausschüsse der RAK Sachsen 

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Sachsen bestellte folgende Mitglieder der Fachanwaltsausschüsse: 

Fachanwälte haben ihre Fortbildungspflicht über 10 
Zeitstunden pro Kalenderjahr nachzuweisen. Wir bit-
ten alle Kolleginnen und Kollegen, noch ausstehende 
Nachweis für das Jahr 2013 zeitnah  an die Geschäfts-
stelle der RAK Sachsen per E-Mail an kathleen.kretz-
schmar@rak-sachsen.de zu übersenden. Bitte senden 
Sie uns nur Kopien und keine Originale zu, und bitte 
sehen Sie von einer Vorab-Sendung per Fax ab. 

Sollte Ihnen die Erfüllung der Fortbildungspflicht im 
Jahr 2013 nicht möglich gewesen sein, können Sie 
einen formlosen Antrag auf Nachholung mit kurzer 
Begründung stellen.
Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass die Fachan-
waltsbezeichnung widerrufen werden kann, wenn 
die vorgeschriebene Fortbildung unterbleibt.

Fachanwaltsverfahren- Behandlung und Anerkennung 
von rechtsförmlichen und gerichtlichen Verfahren

Im Rahmen der Antragstellung auf Ver-
leihung von Fachanwaltsbezeichnungen 
haben die Antragsteller gemäß § 5 FAO 
die besonderen praktischen Erfahrungen 
innerhalb der letzten 3 Jahre vor der An-
tragstellung nachzuweisen. Dieser Nach-
weis erfolgt durch Vorlage der gesetzlich 
definierten Anzahl der gerichtlichen Ver-
fahren und der außergerichtlichen Ver-
fahren. 

Hinsichtlich des Nachweises der gerichtli-
chen Verfahren besteht die Problematik, 
dass die FAO in einigen Rechtsgebieten 

auf gerichtliche Verfahren abstellt und 
in anderen Rechtsgebieten auf gerichts- 
oder rechtsförmliche Verfahren (Ar-
beitsrecht, Medizinrecht, Bank- und 
Kapitalmarktrecht, Steuerrecht, Er-
brecht, gewerblicher Rechtsschutz, 
Informationstechnologierecht , 
Agrarrecht). Der Begriff der rechts-
förmlichen Verfahren ist durch die FAO 
jedoch nicht definiert. 

1. Rechtslage – Auffassungen in 
Rechtsprechung und Literatur

Eine für alle Fachanwaltsgebiete glei-
chermaßen gültige Legaldefinition des 
Begriffes „rechtsförmliche Verfahren“ 
enthält die Fachanwaltsordnung nicht, 
obwohl die Praxis auf dem Berliner Er-
fahrungsaustausch 2006 an die Sat-
zungsversammlung die ausdrückliche  
Anregung gerichtet hatte, eine solche 
Legaldefinition aufzunehmen. Der Be-
griff des rechtsförmlichen Verfahrens 
ist weiter zu verstehen als gerichtliche 

Nachweis der Fortbildungspflicht gem. § 15 FAO für 2013



fachanwaltschaften 03/2013

34          KAMMER aktuell 

Verfahren, der BGH spricht insoweit vom 
„Oberbegriff“. Unter Berücksichtigung 
der Entstehungsgeschichte und der ratio 
der Norm empfahl der Berliner Erfah-
rungsaustausch  zur Fachanwaltsord-
nung 2009 (Nr. 13) folgende Definition: 
Rechtsförmliche Verfahren sind Rechts-
angelegenheiten, für die bestimmte 
gesetzlich festgelegte Verfahrens- oder 
Formvorschriften existieren. Erbscheins-
anträge sind rechtsförmliche Verfahren 
i.S.v. § 5 m) FAO. Die Definition hat je-
doch eine Schwäche dahingehend, dass 
sie offen lässt, was als Formvorschrift 
anzusehen ist. Soweit allein die Verwen-
dung bestimmter Formulare oder Form-
blätter vorgeschrieben ist, kann allein 
hieraus nicht abgeleitet werden,  dass es 
sich um rechtsförmliche Verfahren han-
delt. Von der FAO wird der Begriff daher 
nicht einheitlich verwendet. Was rechts-
förmliche Verfahren sind, hängt damit 
von der jeweiligen Materie ab. 

Im Arbeitsrecht sind  min. 50 gerichts- 
oder rechtsförmliche Verfahren nach-
zuweisen. Rechtsförmliche Verfahren 
sind z.B. Schlichtungsverfahren gem. § 
111 ArbGG und Verfahren vor sonsti-
gen Schlichtungsstellen, das Einigungs-
stellenverfahren nach dem BetrVG und 
PersVG (vgl. Offermann-Burckart, Fach-
anwalt werden und bleiben, 3. Auflage 
2012, Rn. 573) sowie Widerspruchsver-
fahren vor dem Integrationsamt, dem 
Amt für Arbeitsschutz und im Rahmen 
des Kündigungsschutzes für Schwange-
re oder der Bundesagentur für Arbeit 
(vgl. Hartung, Kommentar zur FAO, 5. 
Auflage 2012, § 5 Rn. 109).

Im Medizinrecht sind min. 15 rechts-
förmliche Verfahren nachzuweisen, wo-
bei min. 12 der Fälle gerichtliche Verfah-
ren sein müssen. Nur drei der 15 Fälle 
dürfen also tatsächlich rechtsförmliche 
Verfahren, etwa Verfahren vor den von 
den Ärztekammern gebildeten Schlich-
tungsstellen für Arzthaftungssachen, 
Widerspruchsverfahren im sozialrecht-
lichen Bereich oder berufsrechtliche 
Aufsichtsverfahren (vgl. Offermann-
Burckart, Rn. 634).

Im Fachbereich Bank- und Kapital-
marktrecht sind min. 30 rechtsförmli-
che Verfahren nachzuweisen. Zu diesen 
gehören, gerichtliche Verfahren, Verfah-
ren vor den Börsenschiedsgerichten (§ 
49f BörsOFWB) und das Ombudsmann-
verfahren, das in der Verfahrensord-
nung für die Schlichtung von Kundenbe-

schwerden im Deutschen Bankgewerbe 
geregelt ist (vgl. Offermann-Burckart, 
Rn. 730). Das Ombudsmannverfahren ist 
ein Schlichtungsverfahren von Kunden-
beschwerden im Deutschen Bankgewer-
be, durchgeführt vom Ombudsmann des 
Bundesverbandes öffentlicher Banken. 
Dabei geht es um die Klärung von Mei-
nungsverschiedenheiten aller Art zwi-
schen dem Kunden und der Bank. Der 
Verfahrensordnung für die Schlichtung 
von Kundenbeschwerden im Bereich des 
Bundesverbandes Öffentlicher Banken 
Deutschlands (VÖB) ist nicht zu entneh-
men, ob dem Beschwerdeverfahren eine 
ablehnende Entscheidung der Banken 
hervorgehen muss. Es ist daher davon 
auszugehen, dass Beschwerden aller Art 
beispielsweise in Konto-, Wertpapier- 
und Kreditangelegenheiten Gegenstand 
des Verfahrens sein können.  Typische 
rechtsförmliche Verfahren im Fachgebiet 
sind beispielsweise aufsichtsrechtliche 
Verfahren vor dem Bundesaufsichtsamt 
für Finanzdienstleistungen (BAFIN), Ver-
fahren betreffend die Zulassung von Kre-
dit- oder Finanzdienstleistungsinstitutio-
nen sowie Schiedsverfahren und Verfah-
ren vor dem Ombudsmann. Diese Ver-
fahrensarten sind beispielhaft erwähnt 
worden, es bestand aber Einigkeit, dass 
die Aufzählung nicht abschließend sein 
sollte. Von einer Legaldefinition wie  für 
den Fachbereich Steuerrecht wurde ab-
gesehen (vgl. Hartung, § 5 Rn. 254). 

Im Bereich Agrarrecht sind min. 20 
rechtsförmliche Verfahren nachzuwei-
sen, wobei der Klammerzusatz klarstellt, 
dass hierunter außer Gerichtsverfah-
ren und außergerichtlichen Rechtsbe-
helfsverfahren auch Schlichtungs- oder 
Schiedsverfahren zu verstehen sind. Bei 
der Festlegung der Kriterien in der Sat-
zungsversammlung wurde ausführlich 
über rechtsförmliche Verfahren disku-
tiert. Die Mehrheit der Ausschussmitglie-
der hielt eine enumerative Aufzählung 
wegen der Gefahr, einzelne Fallgestal-
tungen zu übersehen, nicht für sinnvoll. 
Es sollten auch ungewöhnliche Fallge-
staltungen Berücksichtigung finden kön-
nen. Nach dem Willen des Satzungsge-
bers enthält § 5 t) FAO keine Legalde-
finition, sondern zählt lediglich typische 
Verfahrensarten auf (vgl. Hartung, § 5 
Rn. 257).

Im Steuerrecht sind  min. 10 rechts-
förmliche Verfahren nachzuweisen, wo-
bei der Klammerzusatz „Einspruchs- und 
Klageverfahren“ eine Legaldefinition ist. 

Andere gerichtliche Verfahren (z.B. Steu-
erstrafverfahren, steuerrechtlich gepräg-
te gesellschaftsrechtliche Prozesse etc.), 
in denen steuerrechtliche Fragen rele-
vant sind, zählen nicht (vgl. Offermann-
Burckart, Rn. 554).

Für das Erbrecht wird der Nachweis von 
20 rechtsförmlichen Verfahren gefor-
dert. Dies können, müssen aber nicht, 
gerichtliche Verfahren (also z.B. Erbaus-
einandersetzungsklagen) sein. Rechts-
förmliche Verfahren sind z.B. Wider-
spruchsverfahren vor den Finanzbehör-
den betreffend Erbschaftssteuerbeschei-
de oder auch Genehmigungsverfahren 
betreffend die Errichtung einer Stiftung. 
Reine Erbschaftssteuererklärungen fallen 
nicht unter den Begriff der rechtsförm-
lichen Verfahren im Erbrecht. Insoweit 
verweist der BGH in seinem Beschluss 
vom 20.04.2009 – AnwZ (B) 48/08 
(BRAK-Mitt. 2009, S. 177, 178) darauf, 
dass nach der Bestimmung in § 5 b) FAO, 
der eine Legaldefinition des Begriffes für 
das Steuerrecht enthält, nur Einspruchs- 
und Klageverfahren als rechtsförmliche 
Verfahren gelten und die Anerkennung 
bloßer Steuererklärungen als rechtsförm-
liche Verfahren ausschließt. Das gilt nach 
Auffassung des BGH auch für Erbschafts-
steuererklärungen und auch im Fachge-
biet Erbrecht. Denn für Erbschaftssteuer-
erklärungen kann unter dem Gesichts-
punkt der Rechtsförmlichkeit des Ver-
fahrens im Erbrecht nicht anderes gelten 
als im Steuerrecht.  Der BGH setzte sich 
in seinem Beschluss vom 20.04.2009 
mit dem Begriff der rechtsförmlichen 
Verfahren im Erbrecht auseinander. 
Dabei erteilte er der Auffassung der 
Vorinstanz, nur streitige Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren seien als rechts-
förmliche Verfahren anzuerkennen, eine 
Absage. Bereits aus dem Wortlaut des § 
5 m) FAO ergebe sich, dass auch (nicht 
streitige) FGG-Verfahren (jetzt: FamFG) 
und nicht streitige Verwaltungsverfah-
ren (z.B. Genehmigungsverfahren) nach 
Meinung des Satzungsgebers als rechts-
förmliche Verfahren anerkannt werden 
könnten. Der BGH lässt jedoch offen, ob 
wie von der h.M. in der Literatur (insbes. 
Offermann-Burkhart) vertreten diesen 
Verfahren auch eine Verfahrensordnung, 
mithin Form- und Fristvorschriften zu-
grunde liegen müssen. 

Im Fachbereich gewerblicher Rechts-
schutz sind mindestens 30 rechtsförm-
liche Fälle nachzuweisen, wovon min-
destens 15 gerichtliche Verfahren sind. 
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Was im Einzelnen unter rechtsförmlichen 
Verfahren im Sinne des § 5 o) FAO zu 
verstehen ist, wird in der Norm nicht de-
finiert. Jedoch sind als rechtsförmliche 
Verfahren im Sinne der Vorschrift Wi-
dersprüche gegen die Eintragung einer 
weiteren Marke, die Erinnerung gegen 
amtliche Einwendungen und die Eintra-
gung eines Schutzrechts und die Eintra-
gung eines Schutzrechts sowie auch das 
Anmeldungsverfahren für ein Patent zu 
werten. Schutzrechtsanmeldungen, die 
eine weitgehend technisch bedingte for-
malisierte Antragsstellung zum Gegen-
stand haben, d.h. sich oftmals auf das 
Ausfüllen von Formularen beschränken, 
sind trotz ihrer strengen Formalisierung 
keine rechtsförmlichen Verfahren.

Im Fachbereich Informationstechno-
logierecht sind min. 10 rechtsförmliche 
Verfahren (z.B. Gerichtsverfahren, Ver-
waltungsverfahren, Schlichtungs- und 
Schiedsverfahren und entsprechende 
Verfahren vor internationalen Stellen) 
nachzuweisen. Es muss sich also nicht 
zwingend um gerichtliche Verfahren 
handeln. Der Klammerzusatz macht 
deutlich, was unter rechtsförmlichen 
Verfahren zu verstehen ist. Dabei ist die 
beispielhafte Aufzählung nicht abschlie-
ßend (vgl. Hartung, Kommentar zur FAO, 
5. Auflage 2012,  § 5 Rn. 244). 

Sowohl Rechtsprechung als auch Litera-
tur und Auffassung in der Satzungsver-
sammlung lassen erkennen, dass eine 
einheitliche Definition für den Begriff 
der „rechtsförmlichen Verfahren“ nicht 
gegeben ist. Vielmehr werden, soweit 
keine Definition sich ausdrücklich aus 
dem Gesetzestext (z.B. Steuerrecht) 
ergibt, für die einzelnen Fachbereiche 
nur beispielhaft Verfahren benannt, die 
anerkannt werden. Erkennbar ist allein, 
dass es sich bei den Verfahren sowohl 
um gerichtliche als auch um außerge-
richtliche Verfahren handeln kann. 

2. Auffassungen der Ausschüsse 

Bislang haben von den angeschriebenen 
Fachausschüssen neun Ausschüsse eine 
kurze Stellungnahme zur Frage der Aner-
kennung und Definition von rechtsförm-
lichen Verfahren abgegeben. Die folgen-
den Ausschüsse äußerten sich inhaltlich, 
teilweise auch, obwohl die Frage der An-
erkennung und Definition des Begriffes 
der „rechtsförmlichen Verfahren“ nicht 
von Relevanz ist.

Der Ausschuss für Urheber – und Me-
dienrecht hält sich strikt an den  - soweit 
es das Fachgebiet betrifft – nicht ausle-
gungsfähigen Wortlaut der FAO, wonach 
ausschließlich von „gerichtlichen Verfah-
ren“ die Rede ist. Beschwerdeverfahren 
vor dem Deutschen Presserat etwa (die 
als solche durchaus ebenfalls durch Frist 
– und Formvorschriften formalisiert sind) 
kommen deshalb zur Anerkennung un-
ter dieser Rubrik nicht in Betracht, etwa 
auch nicht als „gerichtliche Fälle analog“. 
Als nicht-gerichtliche Vorgänge finden 
diese Fälle allerdings durchaus Berück-
sichtigung, was den Antragstellern aber 
nicht unbedingt hilft, da es hiervon noch 
immer genug gegeben hat. Im Rahmen 
des Nachweises der besonderen Erfah-
rungen gemäß § 5 q) FAO für den Fach-
bereich Urheber- und Medienrecht wird 
nicht auf rechtsförmliche Verfahren, 
sondern allein auf gerichtliche Verfahren 
abgestellt. Schutzschriften bewertet der 
Ausschuss mit 0,5.

Ausweislich der Auskunft des Fachan-
waltsausschuss Gewerblicher Rechts-
schutz sind rechtsförmliche Verfah-
ren für den Fachbereich Gewerblicher 
Rechtsschutz anders als andere Problem-
felder der FAO unproblematisch. Die 
meisten gewerblichen Schutzrechte wer-
den bei einer Registerbehörde registriert. 
Vor dieser Registerbehörde gibt es eine 
Vielzahl von Verfahren mit geregelter 
Verfahrensordnung und mit Notfristen 
(Erinnerung; Beschwerde; Widerspruch; 
Löschung etc.). Eine Vertretung eines 
Mandanten in einem solchen Verfahren 
betrachtet der Ausschuss als rechtsförm-
lich, aber nicht gerichtlich.

Schutzschriften werden als gerichtliche 
Verfahren anerkannt.  Entgegen der 
Auffassung des AGH NW kann es nicht 
davon abhängen, ob ein Verfahren, zu 
dem eine Schutzschrift hinterlegt wurde, 
dadurch zu einem gerichtlichen Verfah-
ren wird, dass der Kandidat nichts mehr 
macht, sondern nur sein Gegner eine 
Antragsschrift einreicht. Das Erforder-
nis der gerichtlichen Verfahren soll die 
praktischen Erfahrungen des Kandidaten 
nachweisen. Dafür ist es erforderlich, 
dass er Schriftsätze in der für ein gericht-
liches Verfahren erforderlichen Form ver-
fertigt hat. Die Schutzschrift entspricht 
nach Form, Aufwand und Inhalt weitge-
hend einer Antragserwiderungsschrift. 
Ein qualitativer Unterschied unter dem 
Gesichtspunkt des Nachweises prakti-
scher Erfahrung ist nicht zu erkennen. 

Der Fachanwaltsausschuss für Bank- 
und Kapitalmarktrecht der RAK Sach-
sen vertritt folgende  Auffassung:

In Übereinstimmung mit der Entschei-
dung des AGH Bayern vom 07.03.2012 
(BayAGH I- 12/11) geht der Fachanwalts-
ausschuss Bank- und Kapitalmarktrecht 
davon aus, dass es für die Anerkennung 
eines Falles als rechtsförmliches  Verfah-
ren in besonderer Weise auf  die Ausge-
staltung des Verfahrens durch Form- und  
Fristvorschriften  ankommt (ebenso AGH 
Frankfurt, Beschluss vom 21.10.2008 - 2 
AnwGH 29/07 mit der Begründung, dass 
es um Fälle geht, welche die Besonder-
heiten der Verfahrens- und Prozessfüh-
rung vermitteln). Danach gilt nicht jedes 
durch einen Antrag in Gang gesetzte 
Verwaltungsverfahren  als rechtsförmli-
ches Verfahren (vgl. BayAGH a.a.O.) An-
hand dieser Grundsätze hat der Fachan-
waltsausschuss in konkreten Antragsver-
fahren  nach  der Prüfung einzelner Ver-
fahrensordnungen (Verfahrensordnung 
Ombudsmann privater Banken, öffentli-
che Rechtsauskunfts- und Vergleichsstel-
le des Landes Hamburg) bislang Fälle vor 
dem Ombudsmann oder der Gütestelle 
nicht als rechtsförmliche Verfahren aner-
kannt, da es jeweils an besonderen Form- 
und Fristvorschriften fehlte. Obgleich  de 
lege lata keine Definition für den Begriff 
des rechtsförmlichen Verfahrens in § 5 
lit. s FAO vorhanden ist,  kann dies nach  
Auffassung des Fachanwaltsausschuss 
Bank- und Kapitalmarktrecht nicht dazu 
führen, alle Verfahrensordnungen unter 
den Begriff der rechtsförmlichen Verfah-
ren zu subsumieren. Da das Bank- und 
Kapitalmarktrecht in erster Linie ein 
zivilrechtlich geprägtes Rechtsgebiet 
ist, kommt es u.a. darauf an, dass eine 
Verfahrensordnung Besonderheiten der 
Verfahren- und Prozessführung regelt.

Zur Einordnung von Schutzschriften be-
steht im Ausschuss die  mehrheitliche  
Auffassung, dass eine reine Schutz-
schrift – ohne sich anschließendem 
einstweiligen Verfügungs- oder Arrest-
verfahren – nicht als rechtsförmliches 
Verfahren gewertet werden kann.   Es 
fehlt bei einer bloßen Schutzschrift an 
den besonderen, einzuhaltenden   Form 
und Fristvorschriften einer kodifizierten 
Verfahrensordnung.

Der Fachanwaltsausschuss Verwal-
tungsrecht sieht aus verwaltungsrecht-
licher Sicht keinen Handlungsbedarf in 
Bezug auf die Klarstellung zur Anerken-
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nung rechtsförmlicher  Verfahren: Der 
Begriff des förmlichen Verwaltungsver-
fahrens kann im Verwaltungsrecht rasch 
festgestellt werden (§§ 10, 11 VwVfG). 
Immer fachspezifisch kann der Gutachter 
also feststellen, ob ein Verfahren zählbar 
ist oder nicht. Soweit dies fachspezifisch 
nicht der Fall sein sollte und dennoch/
deshalb ein Regelungsbedürfnis gese-
hen werden sollte, sollte „katalogisiert“ 
werden. Nach § 5 a) FAO ist der Begriff 
der rechtsförmlichen Verfahren für den 
Fachbereich Verwaltungsrecht nicht re-
levant.

Der Fachanwaltsausschuss Erbrecht 
sieht außerhalb gerichtlicher Verfahren 
solche Verfahren als rechtsförmlich an, 
die gewissen Frist- und Formvorschrif-
ten unterliegen oder die in ein weiteres 
rechtsförmliches oder gerichtliches Ver-
fahren übergehen können. Außerhalb 
des Erbrechts sind dies z. B. das verwal-
tungsrechtliche Vorverfahren oder das 
Güteverfahren gem. BBiG. Im Bereich 
des Erbrechts betrifft dies nach Auffas-
sung des Fachanwaltsausschusses für Er-
brecht insbesondere die Vertretung bei 
der Abgabe einer Erbschaftsteuererklä-
rung sowie beim Einspruch gegen einen 
Erbschaftsteuerbescheid.

Der Fachanwaltsausschuss Strafrecht 
teilt mit, dass nach dem Wortlaut des 
für diesen geltenden § 5 I lit.f FAO ist 
von dem Begriff des förmlichen Verfah-
rens nicht die Rede ist. Nach Auffassung 
des Bayerischen Anwaltsgerichtshofes 
wird derzeit vertreten, dass es sich bei 
rechtsförmlichen Verfahren um streitige 
Angelegenheiten handeln muss. Dies 
wird damit begründet, dass die FAO 
praktische Erfahrungen nicht nur in ge-
richtlichen Verfahren sicherstellen will, 
sondern auch in sonstigen Streitigkeiten. 
Es ist wohl nicht gleichzusetzen mit dem 
„gerichtlichen Verfahren“, von dem im 
Normtext des § 5 lit. e  (Familienrecht) 
die Rede ist. Plausibel erscheinen für 
den Fachanwaltsausschuss Strafrecht die 
„Berliner Empfehlungen“ aus dem Jahr 
2009, die rechtsförmliche Verfahren als 
Rechtsangelegenheiten auffassen, für 
die bestimmte gesetzlich festgelegte 
Verfahrens- oder Formvorschriften vor-
gesehen sind (BE Ziff. II. 13).

Der Fachanwaltsausschuss für Versi-
cherungsrecht teilt ebenfalls mit, dass 
er sich mit dem Problem der Anerken-
nung rechtsförmlicher Verfahren nicht 
auseinandersetzen muss, da § 5 h) FAO 
hinsichtlich der von einem Antragstel-
ler vorzulegenden Fälle nur zwischen 
gerichtlichen Verfahren und anderen 
(außergerichtlichen) Fällen differenziert. 
Herr Rechtsanwalt Thom aus dem Fa-
chanwaltsausschuss Versicherungsrecht 
vertritt die Auffassung, dass unter dem 
Begriff rechtsförmliche Verfahren bei-
spielsweise Schiedsverfahren, Schlich-
tungsverfahren (z.B. im Medizinrecht vor 
der Landesärzte bzw. Landeszahnärz-
tekammer) und Widerspruchsverfahren 
fallen.

Der Fachanwaltsausschuss Steuerrecht 
teilt mit, dass Begriff der rechtsförmli-
chen Verfahren durch einen Klammer-
ausdruck in § 5 Abs. 1 b FAO dahinge-
hend definiert, dass es sich dabei um 
Einspruchs- oder Klageverfahren han-
delt. Grundsätzlich sind rechtsförmlich 
sämtliche Verfahren nach der Abga-
benordnung und der Finanzgerichtsord-
nung. Daraus lässt sich auch für andere 
Rechtsgebiete ableiten, dass rechtsförm-
liche Verfahren voraussetzen, dass sie 
streitig und nicht einvernehmlich geführt 
werden, mit anderen Worten, dass in 
einem rechtsförmlichen Verfahren eine 
Divergenz zwischen dem Steuerpflichti-
gen und der Finanzverwaltung geklärt 
werden soll. Dies setzt stets die vorhe-
rige Ablehnung eines Antrages voraus. 
Insofern sind auch gerichtliche Verfah-
ren auf Aussetzung der Vollziehung als 
rechtsförmliche Verfahren anzusehen.

Der Fachanwaltsausschuss IT-Recht hält 
sich an die allgemeine Definition, wo-
nach rechtsförmliche Verfahren solche 
sind, die durch eine Verfahrensordnung, 
insbesondere durch Form- und Fristvor-
schriften geregelt sind. Zusätzlich muss 
es sich jedoch  immer um ein gesetzli-
ches (im weitesten Sinne, also z.B. auch 
durch Rechtsverordnung, öffentliche 
Satzung oder völkerrechtlichen Vertrag) 
geregeltes Verfahren handeln (vgl. auch 
Anwaltsgerichtshof Nordrhein-West-
falen,  Urteil vom 15.03.2013, 1 AGH 
44/12).

Einzelfälle: 

Dispute-Antrag bei der DENIC: keine Tä-
tigkeit in einem rechtsförmlichen Verfah-
ren, da keine gesetzliche Verfahrensord-
nung existent (das Verfahren beruht auf 
allgemeinen Geschäftsbedingungen der 
DENIC e.G.)

Schutzschrift: im Ausschuss strittig, 
wenn es nicht zur Durchführung des 
rechtsförmlichen Verfahrens aufgrund 
Beantragung der einstweiligen Verfü-
gung gekommen ist (dann unstreitig 
rechtsförmliches Verfahren).

Der Ausschuss stellt auf den Sinn und 
Zweck der FAO ab,  wonach der An-
tragsteller den Nachweis praktischer 
Erfahrungen mit der jeweiligen Verfah-
rensordnung erbringen soll: Setzt die 
fragliche anwaltliche Tätigkeit gegen-
über der Behörde oder dem Gericht 
bzw. der Schiedsstelle vertiefte Kenntnis 
einer Verfahrensordnung voraus, dann 
bezieht sich die Tätigkeit auf ein rechts-
förmliches Verfahren. Darüber hinaus 
wird im Ausschuss auch teilweise die 
Ansicht vertreten, dass es tatsächlich 
zur Durchführung des rechtsförmli-
chen Verfahrens gekommen sein muss. 

Markus Merbecks 

Vizepräsident RAK 
Sachsen, Vors. Ab-
teilung Fachanwalt-
schaften

Jana Dielefeld

Referentin Berufs-
recht und Fachan-
waltschaften
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§ 12 Abs. 1 BORA regelt das Verbot, 
sich als Anwältin/ Anwalt unmittelbar an 
einen in derselben Sache anwaltlich ver-
tretenen Beteiligten zu wenden, also den 
Gegenanwalt zu umgehen. 

Dieses Verbot dient dem Schutz des geg-
nerischen Mandanten und der Funkti-
onsfähigkeit der Rechtspflege. Der Geg-
ner soll insbesondere davor geschützt 
werden, durch den unmittelbaren Kon-
takt in eine Drucksituation zu geraten 
oder überrumpelt zu werden. 

Ausnahmsweise kann sich die Anwäl-
tin/ der Anwalt jedoch an einen anwalt-
lich vertretenen Beteiligten unmittelbar 
wenden. Diese Ausnahmen betreffen 
diejenigen Fälle, bei denen eine Einwilli-
gung, also eine vorherige Genehmigung 
des Gegenanwalts vorliegt (§ 12 Abs. 1 
BORA). 
Mit dem anwaltlich vertretenen Beteili-
gten kann aber auch unmittelbar Kon-
takt aufgenommen werden, wenn für 
die eigene Partei bei Beachtung des 
Umgehungsverbots wesentliche wirt-
schaftliche Nachteile entstehen würden 
(„Gefahr im Verzug“ - 2 Abs. 2 Satz 1 
BORA). Hierunter fallen beispielsweise 
die Abgaben von einseitigen Willenser-

klärungen insbesondere dann, wenn sie 
fristgebunden sind. Klassische Beispiele 
hierfür sind, dass eine weitere Kündi-
gung des Arbeitsverhältnisses im Ar-
beitsgerichtsprozess erforderlich wird, 
sofern der Anwalt als Arbeitgeberver-
treter hierzu bevollmächtigt ist, oder ein 
Vertrag anzufechten ist. Sofern wegen 
Gefahr im Verzug ausnahmsweise der 
Gegner unmittelbar kontaktiert werden 
darf, ist der gegnerische Anwalt hiervon 
unverzüglich zu unterrichten. Dem Geg-
ner übermittelte Schriftstücke sind dem 
Gegenanwalt unverzüglich in Kopie zu 
übersenden (§ 12 Abs.2 Satz 2 BORA). 
Regelmäßig wird die Übersendung von 
Kopien angefallener Schriftstücke zeit- 
und versandweggleich an den Gegner 
und den gegnerischen Anwalt zu erfol-
gen haben. 
§ 12 BORA betrifft nicht nur die aktive 
Kontaktaufnahme des Anwalts, sondern 
auch die passive Duldung der Kontakt-
aufnahme durch den Gegner. Der An-
walt hat somit Kontaktaufnahmen des 
Gegners mit ihm unmittelbar zu unter-
binden, selbst wenn der Gegner ihn bei-
spielsweise anruft! (§ 12 Abs. 1 BORA 
- „verhandeln“). 

Auch die Geltendmachung eigener An-
sprüche entbindet nicht vom Umge-
hungsverbot. 
Gleiches gilt für die Fälle, in denen nach 
Mandatsbeendigung Streit über die 
Mandatsabrechnung entsteht. Sofern 
der (ehemalige) Mandant einen (ande-
ren) Anwalt mit der Überprüfung der Ab-
rechnung beauftragt hat und dies dem 
(früheren) Anwalt zur Kenntnis gelangt, 
ist der (ehemalige) Mandant für seinen 
(früheren) Anwalt ein anwaltlich Vertre-
tener „anderer Beteiligter“ im Sinne des 
§ 12 Abs. 1 BORA mit der Folge, dass 
der (ehemalige) Mandant von seinem 
(früheren) Anwalt nicht unmittelbar kon-
taktiert werden darf. 
Verstöße gegen das Umgehungsverbot 
können zu berufsrechtlichen Sanktionen 
wie einer Rüge, § 74 BRAO, oder zur Ein-
leitung eines anwaltsgerichtliches Ver-
fahrens, § 113 BRAO, führen. 

Heike Bruns 
Vizepräsidentin RAK 
Sachsen, 
Vorsitzende Berufs-
rechtsabteilung III

Folgende Beschlüsse der 4. Sitzung der 
5. Satzungsversammlung bei der BRAK 
sind am 01.11.2013 in Kraft getreten: 

Berufsordnung

• § 8 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:
Auf eine Verbindung zur gemein-
schaftlichen Berufsausübung darf 
nur hingewiesen werden, wenn sie 
in Sozietät oder sonstiger Weise mit 
den in § 59 a BRAO genannten Be-
rufsträgern erfolgt. 

• �§ 10 Absatz 1 wird wie folgt neu ge-
fasst: 

(1) Der Rechtsanwalt hat auf Brief-
bögen seine Kanzleianschrift anzu-
geben. Kanzleianschrift ist die im 
Rechtsanwaltsverzeichnis als solche 
eingetragene Anschrift (§ 31 Abs. 
3 Satz 1 1. Halbsatz, § 27 Abs. 1 

BRAO). Werden mehrere Kanzleien, 
eine oder mehrere Zweigstellen un-
terhalten, so ist für jeden auf den 
Briefbögen Genannten seine Kanz-
leianschrift anzugeben. 

• �§ 29 wird aufgehoben und durch fol-
gende neue Bestimmungen ersetzt:

1. § 29 a Zwischenanwaltliche Korre-
spondenz im grenzüberschreitenden 
Rechtsverkehr. Der Rechtsanwalt 
ist verpflichtet, nach Rücksprache 
mit seinen Mandanten die Anfrage 
eines ausländischen Rechtsanwalts 
zu beantworten, ob er „vertraulich“ 
mit seinem Mandanten oder „ohne 
Präjudiz“ (d.h. ohne spätere Ver-
wendung gegen den ausländischen 
Rechtsanwalt oder dessen Man-
danten) Informationen austauschen 
oder Gespräche führen kann. 

2. § 29 b Einschaltung eines auslän-
dischen Rechtsanwalts 
Wer als Rechtsanwalt einen auslän-
dischen Rechtsanwalt einschaltet, 
muss diesen bei der Einschaltung in-
formieren, wenn er eine sich aus der 
Einschaltung ergebende eigene Ver-
bindlichkeit oder Haftung für das Ho-
norar, die Kosten und die Auslagen 
des ausländischen Rechtsanwalts 
nicht übernehmen will. 

• �Die Überschrift des § 30 BORA wird 
wie folgt neu gefasst:

§ 30 Berufliche Zusammenarbeit mit 
Angehörigen anderer Berufe 

• �§ 32 wird wie folgt geändert: 
1. Die Überschrift wird wie folgt neu 
gefasst:

§ 32 Beendigung einer gemein-
schaftlichen Berufsausübung 

BERUFSRECHT AKTUELL- Umgehung des Gegenanwalts

Beschlüsse der 4. Sitzung der 5. Satzungsversammlung bei der BRAK
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   �2. Abs. 1 Satz 4 wird wie folgt neu 
gefasst:

Der ausscheidende Sozius darf am 
bisherigen Kanzleisitz und auf der 
Internetseite der Sozietät einen Hin-
weis auf seinen Umzug für ein Jahr 
anbringen. 

• § 33 Abs. 
   1 wird wie folgt neu gefasst:

(1) Soweit Vorschriften dieser Berufs-
ordnung Rechte und Pflichten des 
Rechtsanwalts im Hinblick auf die 
Sozietät als Form gemeinschaftlicher 
Berufsausübung vorsehen, gelten sie 
sinngemäß für alle anderen Rechts-

formen der gemeinschaftlichen Be-
rufsausübung. 

Nach Genehmigung durch das Bundes-
ministerium der Justiz und Veröffentli-
chung in BRAK-Mitteilungen 2013, 173 
sind die Beschlüsse am 01. November 
2013 in Kraft getreten.

rechtsprechung 03/2013

Die Bezeichnung einer Rechtsan-
waltskanzlei als „Winkeladvoka-
tur“ kann von der Meinungsfreiheit 
gedeckt sein

Eine Rechtsanwaltskanzlei im Rahmen 
eines Zivilprozesses als  „Winkeladvoka-
tur“ zu bezeichnen, kann von der Mei-
nungsfreiheit gedeckt  sein. Dies ent-
schied das Bundesverfassungsgericht in 
einem Beschluss vom 2. Juli 2013 und 
hob daher die  angegriffenen Unter-
lassungsurteile auf. Es obliegt nun den 
Zivilgerichten, das Grundrecht auf Mei-
nungsfreiheit des Beschwerdeführers mit 
dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht 
des kritisierten Anwalts abzuwägen. 
Der Entscheidung liegen im Wesent-
lichen die folgenden Erwägungen zu-
grunde: 

1. Der Beschwerdeführer ist Rechtsan-
walt und vertrat wiederholt eine Pati-
entin in Arzthaftungsprozessen gegen 
mehrere Zahnärzte. Der im zivilgericht-
lichen Ausgangsverfahren auf Unter-
lassung klagende Rechtsanwalt vertrat 
mehrfach jeweils zwei der beklagten 
Zahnärzte. Der Beschwerdeführer warf 
dem Rechtsanwalt Parteiverrat und wi-
derstreitende Interessen vor, weil er nur 
einen seiner Mandanten effektiv gegen 
Haftungsvorwürfe habe verteidigen 
können, aber nicht beide. In einem an-
deren Verfahren monierte der Beschwer-
deführer in einem Schriftsatz einen 
widersprüchlichen Außenauftritt des 
Rechtsanwalts, denn es sei nicht klar, ob 
dieser mit zwei Rechtsanwälten in einer 
Sozietät oder in einer Bürogemeinschaft 
zusammenarbeite. Hier zeige sich eine 
Parallele zu den von ihm vertretenen 
Zahnärzten, bei denen auch nicht klar 
sei, ob sie eine Praxisgemeinschaft oder 

eine Gemeinschaftspraxis bildeten. Dem 
Schriftsatz fügte der Beschwerdeführer 
eine E-Mail aus einem berufsständischen 
Verfahren an die Rechtsanwaltskammer 
bei. Dort heißt es unter anderem: 
„Mir persönlich erscheint es daher frag-
würdig, wie es die Rechtsanwälte … mit 
ihrer prozessualen Wahrheitspflicht hal-
ten, wenn sie dem Gericht gegenüber 
eine ‚Kooperation‘ behaupten, wo sonst 
von ihnen allenthalben der Eindruck ei-
ner Sozietät zu vermitteln versucht wird. 
Ich gehe davon aus, dass es nicht un-
sachlich ist, eine solche geschickte Ver-
packung der eigenen Kanzlei - mal als 
Kooperation, mal als Sozietät (wie es ge-
rade günstig ist) - als ‚Winkeladvokatur‘ 
zu apostrophieren.“ 
Das Landgericht und das Oberlandesge-
richt verurteilten den Beschwerdeführer, 
es zu unterlassen, den Unterlassungsklä-
ger als Winkeladvokaten oder das von 
ihm geführte Büro als Winkeladvokatur 
zu bezeichnen, wobei das Landgericht 
die Äußerung als Schmähkritik einord-
nete und schon aus dem Schutzbereich 
der Meinungsfreiheit herausfallen ließ, 
während das Oberlandesgericht zwar 
eine Interessenabwägung durchführte, 
diese aber zum Nachteil des Beschwer-
deführers ausgehen ließ, weil die Äuße-
rung für den Anlass vollkommen unan-
gemessen und unnötig sei. 

2. Diese Urteile verletzen den Beschwer-
deführer in seinem Grundrecht auf Mei-
nungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG). 
a) �Zutreffend ist allerdings, dass durch 

den Begriff „Winkeladvokatur“ in 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
des Unterlassungsklägers eingegrif-
fen wird. Denn er insinuiert, dass der 
Kläger ein Rechtsanwalt sei, der eine 
geringe fachliche Eignung aufweist 

und dessen Seriosität zweifelhaft ist. 
Dies setzt ihn in seiner Persönlichkeit 
herab. 

b) �Es handelt sich jedoch hier nicht um 
Schmähkritik. Verfassungsrechtlich ist 
die Schmähung eng definiert. Eine 
Schmähkritik ist spezifisch dadurch 
gekennzeichnet, dass nicht mehr die 
Auseinandersetzung in der Sache, 
sondern die Diffamierung der Person 
im Vordergrund steht. Dies kann hier 
aber nicht angenommen werden, 
denn die Äußerung hat einen Sach-
bezug. 

c) �Verfassungsrechtlich geboten war also 
eine Abwägung zwischen der Mei-
nungsfreiheit des Beschwerdeführers 
und dem allgemeinen Persönlichkeits-
recht des Unterlassungsklägers. In die-
ser Abwägung muss das Gericht, an 
das zurückverwiesen wurde, berück-
sichtigen, dass die Äußerung zunächst 
nur gegenüber der Rechtsanwalts-
kammer getätigt und dann in einen 
Zivilprozess eingeführt wurde, in dem 
nur die Prozessbeteiligten und das Ge-
richt von ihr Kenntnis nehmen konn-
ten. Rechtsschutz gegenüber Prozess-
behauptungen ist nur gegeben, wenn 
die Unhaltbarkeit der Äußerung auf 
der Hand liegt oder sich ihre Mittei-
lung als missbräuchlich darstellt; die 
bloße „Unangemessenheit“ und „Un-
nötigkeit“ der Äußerung reichen dafür 
nicht aus. Das Gericht muss des Wei-
teren berücksichtigen, dass der Vor-
wurf des Winkeladvokaten nur eine 
begrenzt gewichtige Herabsetzung 
allein in der beruflichen Ehre bedeutet 
und den Unterlassungskläger damit le-
diglich in seiner Sozialsphäre betrifft. 
Die Verurteilung zur Unterlassung ei-
ner Äußerung muss im Interesse des 
Schutzes der Meinungsfreiheit auf das 

Berufsrechtliche Rechtsprechung



rechtsprechung 03/2013

KAMMER aktuell          39 

zum Rechtsgüterschutz unbedingt Er-
forderliche beschränkt werden. Sie hat 
dagegen nicht den Zweck, die sach-
liche Richtigkeit oder Angemessenheit 
der betreffenden Meinungsäußerung 
in dem Sinne zu gewährleisten, dass 
zur Wahrung allgemeiner Höflichkeits-
formen überspitzte Formulierungen 
ausgeschlossen werden. (Pressemittei-
lung des BVerfG vom 09.08.2013)

BVerfG, Bschluss vom 2. Juli 2013 -1 BvR 
1751/12

Verletzung der Berufsfreiheit 
durch fehlerhafte Streitwertfest-
setzung

1. �Gerichtliche Streitwert- und Kosten-
festsetzungsentscheidungen müssen 
als Entscheidungen mit objektiv be-
rufsregelnder Tendenz dem Grund-
recht der Berufsfreiheit aus Art., 12 
Abs. 1 GG (bzw. dem entsprechenden 
Art. 17 der Verfassung von Berlin) ent-
sprechen. Dies gilt auch für die Streit-
wertfestsetzung nach dem GKG, weil 
sich aus ihr gem. § 2 Abs. 1, § 32 Abs. 
1 RVG die Höhe des Vergütungsan-
spruches des Rechtsanwalts ableitet.

2. �Die Festsetzung des gerichtlichen 
Streitwerts auf den Auffangwert kann 
die grundrechtlich geschützte Berufs-
freiheit des prozessbevollmächtigten 
Rechtsanwalts verletzen.

VerfGH des Landes Berlin, Beschluss vom 
23.01.2013 – VerfGH 37/11
AGS 2013, 334

Einschränkung der beruflichen 
Zusammenarbeit auf sozietätsfähige 
Berufe gem. § 59a Abs. 1 BRAO verfas-
sungswidrig?

In einer Partnerschaftsregistersache hat 
der 2. Zivilsenat des BGH Bedenken hin-
sichtlich der Verfassungsmäßigkeit der 
in § 59a Abs. 1 BRAO festgelegten Be-
schränkungen der beruflichen Zusam-
menarbeit für Rechtsanwälte formuliert.
Derzeit können Rechtsanwälte einen 
Zusammenschluss zur gemeinsamen 
Berufsausübung nur mit Patentanwäl-
ten, Steuerberatern, Steuerbevollmäch-
tigten, vereidigten Buchprüfern und 
Wirtschaftsprüfern eingehen. In dem 
vorliegendem Fall begehren ein Rechts-
anwalt und eine Apothekerin/Ärztin die 
Eintragung einer gemeinsamen Partner-

schaftsgesellschaft. Deren Gegenstand 
soll die Ausübung des selbständigen Be-
rufes des Rechtsanwalts durch den einen 
Partner und des Berufes der Ärztin und 
Apothekerin durch die andere Partnerin 
sein. Allerdings soll die Ärztin/Apotheke-
rin nur gutachterlich und beratend tätig 
sein und nicht die Heilkunde am Men-
schen betreiben noch eine Apotheke 
betreiben.
Der Aussetzungs- und Vorlagebeschluss 
an das BVerfG formuliert verfassungs-
widrige Eingriffe in die Grundrechte der 
Artt. 12 Abs. 1, 9 Abs. 1 und 3 Abs. 1 
GG.
Aussetzungs-  und Vorlagebeschluss des 
BGH vom 16.05.2013 – II ZB 7/11
Die BRAK und die RAK Sachsen werden 
zu dem Beschluss Stellung nehmen.

Briefbogengestaltung: 
Hinweis auf Zulassung beim OLG 
kann zulässig sein

Solange der Umstand, dass es für die Po-
stulationsfähigkeit vor den Oberlandes-
gerichten keiner gesonderten Zulassung 
bedarf, für die angesprochenen Ver-
kehrskreise keine Selbstverständlichkeit 
darstellt, verstößt ein Rechtsanwalt, dem 
vor dem 1. Juni 2007 eine solche Zulas-
sung erteilt worden ist und der hierauf 
in einem Zusatz zur Namensleiste seines 
Briefkopfs hinweist, nicht gegen das Ir-
reführungsverbot nach § 5 Abs. 1 UWG. 

BGH, Urteil vom 20. Februar 2013 - I ZR 
146/12 

Qualifizierte Container-Signatur im 
EGVP-Verfahren - Die im EGVP-Verfah-
ren eingesetzte Container-Signatur 
genügt den Anforderungen des § 
130a ZPO.

BGH Beschluss vom 15.05.2013 – VI ZB 
7/13, 
NJW 2013, 2034

Erstmaliger Hinweis des Anwalts 
kurz vor der Hauptverhandlung, 
das Mandat zu kündigen, ist eine 
rechtswidrige Drohung Rechtsan-
wälte dürfen ihren eigenen Man-
danten nicht erstmals unmittelbar 
vor Beginn der Hauptverhandlung 
drohen, das Mandat zu kündigen, 
wenn keine günstigere Vergütungs-

abrede oder eine Haftungsübernah-
me abgeschlossen wird.

Der Bundesgerichtshof hat damit sei-
ne Rechtsprechung bekräftigt. In dem 
Streitfall hatte der Rechtsanwalt unmit-
telbar vor einem Gerichtstermin einen 
persönlich nicht haftenden Gesellschaf-
ter dazu gebracht, für alle gegenwär-
tigen und künftigen Honoraransprüche 
einzustehen. Er erklärte erstmals un-
mittelbar vor dem Verhandlungstermin 
außerhalb des Gerichtsgebäudes, dass 
er ansonsten das Mandat niederlegen 
werde. Der BGH befand jedoch, nicht 
nur in Strafprozessen, sondern auch in 
Zivilrechtsstreitigkeiten könne darin die 
verwerfliche Ausnutzung einer Zwangs-
lage liegen. Es droht nach dem BGH die 
Gefahr, dass sich die Partei die Man-
datsniederlegung als eigenes Verschul-
den zurechnen lassen muss, wenn der 
Rechtsanwalt die Kündigung zur Unzeit 
ausspricht, und ein Versäumnisurteil ihr 
gegenüber ergeht.

BGH, Urteil vom 07.02.2013 – IX ZR 
138/11

Verzicht auf erhöhte 
Anwaltsgebühr bei Beantragung 
der Mindestgebühr

Beantragt der Rechtsanwalt gegen sei-
nen Mandanten, nachdem er diesem 
höhere Rahmengebühren in Rechnung 
gestellt hat, die Festsetzung der Min-
destgebühren, verzichtet er damit auf 
die weitere Gebührenforderung.

BGH, Urteil vom 04.07.2013 – IX ZR 
306/12

Anwaltspflichten bei drohender 
Rechtsmittelversäumnis wegen 
Krankheit
Wenn ein Rechtsanwalt erkennt, dass er 
eine Frist zur Rechtsmittelbegründung 
nicht einhalten kann (hier: wegen Erkran-
kung), muss er durch einen rechtszeitig 
gestellten Antrag auf Fristverlängerung 
dafür Sorge tragen, dass ein Wiederein-
setzungsgesuch nicht notwendig wird.

BGH, Beschluss vom 01.07.2013 – VI ZB 
18/12
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Feststellung einer unangemessenen 
Verfahrensdauer
Immaterielle Schadenersatz von pau-
schal 1.200,00 € pro Jahr der Verzöge-
rung

OLG Dresden, Urteil vom 27.02.2013 – 
12 SchH 9/12

Anwaltswerbung mit 
„Scheidung online -> spart Zeit, 
Nerven und Geld“ ist zulässig

Leitsätze:
1. �Die Aussage „Scheidung online -> 

spart Zeit, Nerven und Geld“ auf der 
Internetseite eines Anwalts ist jeden-
falls dann nicht irreführend, wenn die 
Art und Weise, wie Kosten gespart 
werden können, im Folgesatz hinrei-
chend erläutert wird.

2. �In dieser Aussage ist auch keine un-
sachliche Werbung zu sehen, mit der 
der Anwalt gegen §§ 43 b BRAO, 6 
BORA verstößt. Eine solche Werbung 
ist ungeachtet einer damit verbun-
denen Anlockwirkung jedenfalls dann 
erlaubt, wenn sie –wie hier- keine re-
klamehafte gleichsam „marktschrei-
erische“ Gestalt annimmt und auch 
nicht geeignet ist, das Vertrauen in 
die Integrität der Anwaltschaft zu be-
einträchtigen.

3. �Die Darstellung eines online einge-
leiteten Scheidungsverfahrens als 
formalisiertes Verfahren in neun 
Schritten ist weder irreführend noch 
unsachlich, wenn sie wie eine münd-
liche Beratung wirkt, inhaltlich nicht 
zu beanstanden ist und dabei auch 
nicht den Eindruck erweckt, dass eine 
anwaltliche Beratung in keinem Fall 
stattzufinden braucht.

OLG Hamm, Urteil vom 07.03.2013 – 4 
U 162/12

Pflicht zur Information über 
Berufshaftpflichtversicherung

Nach einer Entscheidung des OLG Hamm 
vom 28.02.2013 - 4 U 159/12 - müssen 
Rechtsanwälte nach § 2 Abs. 1 DL-InfoV 
bestimmte Informationen, wie beispiels-
weise ihren vollständigen Namen oder 
die Anschrift der Niederlassung ihren 
Mandanten zur Kenntnis bringen. Glei-
chermaßen verlange § 2 Abs. 1 Nr. 11 
DL-InfoV Angaben zur Berufshaftpflicht-
versicherung, insbesondere den Namen 

und die Anschrift des Versicherers sowie 
den räumlichen Geltungsbereich. Dazu 
stünden dem Rechtsanwalt verschiedene 
Möglichkeiten zur Verfügung. 

In dem zu entscheidenden Fall des OLG 
Hamm war die Kanzlei ihrer Informa-
tionspflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 11 DL-
InfoV nicht ausreichend nachgekommen, 
da der räumliche Geltungsbereich der 
Versicherung nicht angegeben war. Das 
OLG Hamm stellte daraufhin fest, dass 
ein solcher Verstoß keine wettbewerbs-
rechtliche Bagatelle i.S.d. § 3 Abs. 1 
UWG darstelle. Grund dafür sei, dass es 
sich um eine wesentliche Informations-
pflicht handele. 

OLG Hamm, Urteil vom 28.02.2013 – 4 
U 159/12
(siehe auch Entscheidung des LG Dort-
mund vom 26.03.2013 3 O 159/12)

Ausschluss der Kürzung eines Pau-
schalhonorars bei vorzeitiger Be-
endigung, Unangemessenheit einer 
vereinbarten Vergütung

1. �Eine als allgemeine Geschäftsbedin-
gung verwandte Klausel, wonach ein 
Pauschalhonorar auch dann in vol-
ler Höhe verdient sein soll, wenn das 
Mandat vorzeitig endet, ist unwirk-
sam.

2. �Eine Pauschalvergütung ist jedenfalls 
dann nicht unangemessen, wenn sich 
bei Abrechnung nach einem üblichen 
Stundensatz keine erheblich abwei-
chende Vergütung ergäbe.

3. �Das Übertragen einzelner anwaltlicher 
Leistungen auf anwaltliche Mitarbei-
ter rechtfertigt weder den Einwand 
der Schlechterfüllung noch eine He-
rabsetzung eines vereinbarten Pau-
schalhonorars.

OLG Köln, Urteil vom 17.10.2012 – 17 U 
7/12
AGSpezial 2013, 268

Umfang der Angelegenheit 
in der Beratungshilfe

1. �Im Verfahren auf Festsetzung der Ver-
gütung eines Beratungshilfe gewäh-
renden Rechtsanwalts kommt es für 
die Entscheidung, ob mehrere Tätig-
keiten als eine Angelegenheit anzuse-
hen sind, nicht darauf an, ob ein oder 

mehrere Berechtigungsscheine erteilt 
worden sind.

2. �Für die Abgrenzung der erforderlichen 
anwaltlichen Tätigkeiten in einer fami-
lienrechtlichen Auseinandersetzung 
ist zu unterscheiden zwischen Streit-
gegenständen einer  (u.U. vorüber-
gehenden) Trennung und einer (end-
gültigen) Beendigung der Ehe bzw. 
Lebenspartnerschaft.

3. �Ausgehend von den im Rahmen der 
Gewährung von Beratungshilfe zu 
berücksichtigenden Lebenssachver-
halten, deren Abgrenzbarkeit unter-
einander und den jeweils angespro-
chenen Tätigkeitsfeldern des Anwalts 
wird es im Regelfall angemessen sein, 
zwischen folgenden bis zu sechs ver-
schiedenen beratungshilferechtlichen 
Angelegenheiten im Zusammenhang 
mit der Beendigung der Ehe zu unter-
scheiden:
- �Ehesachen i.S.v. §§ 111 Nr. 1, 121 

FamFG,
- �Kindschaftsachen i.S.v. §§ 111 Nr. 

2, 151 FamFG (gegebenenfalls auch 
§§ 111 Nr. 10 i.V.m. 266 Abs. 1 Nr. 
4 und Nr. 5 FamFG),

- �Ehewohnungs- und Haushaltssach-
sen i.S.v. § 111 Nr. 5, 200 FamFG,

- �Versorgungsausgleichssachen i.S.v. 
§§ 111 Nr. 7, 217 FamFG,

- �Unterhaltssachen i.S.v. §§ 111 Nr. 8, 
231 FamFG (d.h. sowohl Kindes- als 
auch Ehegattenunterhalt) sowie

- �Güterrecht i.S.v. §§ 111 Nr. 9, 261 
FamFG und sonstige Vermögen-
sauseinandersetzungen (gegebe-
nenfalls auch §§ 111 Nr. 10 i.V.m. 
266 Abs. 1 Nr. 2 und 3 FamFG).

OLG Naumburg, Beschluss vom 
28.03.2013 – 2 W 25/13
AGS 2013, 353

Vergütung für anwaltlichen Nach-
lasspfleger – Antrag auf Eröffnung 
des Nachlassinsolvenzverfahrens

Einem als Nachlasspfleger bestellten 
Rechtsanwalt steht eine nach RVG zu 
berechnende anwaltliche Vergütung 
gemäß den §§ 1960, 1915, 1835 Abs. 3 
BGB nur dann zu, wenn er im Rahmen 
seiner Tätigkeit eine Aufgabe wahr-
nimmt, die sich als eine für den Beruf des 
Rechtsanwalts spezifische Tätigkeit dar-
stellt und die ein Laie üblicherweise bzw. 
vernünftigerweise auf einen Rechtsan-
walt übertragen würde. Es ist deshalb im 
Einzelfall abzugrenzen, ob die Aufgabe – 
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wenn sie nicht auf Grund der Gesetzes-
lage zwingend von einem Rechtsanwalt 
erledigt werden muss  - bereits eine der-
artige rechtliche Schwierigkeit aufweist, 
dass eine Laie dafür einen Rechtsanwalt 
heranziehen würde. Das ist bei dem An-
trag auf Eröffnung des Nachlassinsolven-
zverfahrens noch nicht der Fall, wenn es 
um einen einfachen Fall deutlicher Über-
schuldung des Nachlasses geht.

OLG Schleswig, Beschluss vom 
27.05.2013 – 3 Wx 11/13

Vergütungsvereinbarung per E-Mail 

Durch eine dem Mandanten ohne Unter-
schrift des Rechtsanwalts übermittelte 
Vergütungsvereinbarung, die der Man-
dant mit einer E-Mail annimmt, kommt 
eine Vergütungsvereinbarung gemäß 
§ 3a RVG wirksam zustande, weil nach 
dieser Vorschrift die Textform ausreicht.
Das Gericht der zweiten Instanz sah in 
dem wechselseitigen Austausch von An-
gebot und Annahmeerklärung (auch auf 
elektronischem Wege) das Formerfor-
dernis der Textform als erfüllt. Trotz der 
Bitte des Klägers, die Vergütungsverein-
barung unterschrieben zurückzusenden, 
sei die Schriftform hier nicht erforderlich. 
Die Einhaltung der „gewillkürten Schrift-
form“ überspanne die Formerforder-
nisse des § 3a RVG. Zudem komme die 
Bezahlung der verlangten Vergütung in 
Verbindung mit der schriftlichen Auf-
tragsbestätigung des Beklagten per E-
Mail sowie der anschließenden Billigung 
des Tätigwerdens des Klägers einer An-
gebotsannahme gleich. Ferner sei für die 
Einhaltung des vorgenannten Former-
fordernisses die Kenntlichmachung des 
Urhebers der Erklärung erforderlich. Die 
übermittelte Vergütungsvereinbarung 
sei diesbezüglich nicht zu beanstanden.
LG Görlitz, Urt. v. 01.03.2013 – 1 S 51/12

ERGO Versicherungsgruppe darf 
nicht mit „Kundenanwalt“ werben

Die Verwendung der Bezeichnung „Kun-
denanwalt“ durch die Versicherung ist ir-
reführend gem. §§ 8 Abs. 1, 5 Satz 1 und 
2 Nr. 3 UWG. Sie erweckt den falschen 
Eindruck, dass der „Kundenanwalt“ ein 
Rechtsanwalt sei und der Kunden ge-
genüber Dritten – auch gegenüber der 
ERGO Versicherung – vertrete. Tatsäch-
lich handelt es sich bei dem „Kundenan-
walt“ der Versicherung nicht um einen 

Rechtsanwalt und er wird auch nicht 
rechtsberatend auf der Seite des Kunden 
tätig. Vielmehr vermittelt und schlichtet 
der „Kundenanwalt“ intern zwischen 
dem Versicherungsnehmer und der Ver-
sicherung.

LG Düsseldorf, Urteil vom 26.07.2013 – 
34 O 8/13 (nicht rechtskräftig)

Angabe der Berufshaftpflichtversi-
cherung im Impressum

Das LG Dortmund hat am 26.03.2013 (3 
O 102/13) entschieden, dass Rechtsan-
wälte, die im Rahmen ihres Internetauf-
tritts keine Angaben zu ihrer Berufshaft-
pflichtversicherung machen, nicht gegen 
wettbewerbsrechtliche Vorschriften ver-
stoßen. 
Zwar müsse ein Dienstleistungserbringer 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 11 DL-InfoV grund-
sätzlich vor Abschluss eines schriftlichen 
Vertrages bzw. der Erbringungen der 
Dienstleistung unter anderem Angaben 
zu einer Berufshaftpflichtversicherung 
– insbesondere den Namen und die An-
schrift des Versicherers sowie den räum-
lichen Geltungsbereich der Versicherung 
– machen. Der § 2 Abs. 2 DL-InfoV räume 
dem Dienstleistungserbringer aber vier 
alternative und gleichwertige Möglich-
keiten zur Erfüllung dieser Verpflichtung 
ein. Dazu zähle beispielsweise auch ein 
Aushang im Geschäftslokal, der leicht zu 
sehen sein müsse. 
Etwas anderes könne nur dann gelten, 
wenn die Rechtsanwälte auch im Inter-
net selbst ihre anwaltlichen Dienstlei-
stungen erbringen würden. Dann wäre 
das Wahlrecht in § 2 Abs. 2 DL-InfoV 
eingeschränkt, da § 2 Abs. 1 DL-InfoV 
ausdrücklich fordere, dass die ent-
sprechenden Informationen vor einem 
Vertragsschluss oder vor der Dienstlei-
stungserbringung dem Dienstleistungs-
empfänger zur Kenntnis gebracht wer-
den müssten. 

LG Dortmund, Urteil vom 26.03.2013 – 3 
O 159/12

PfÜB-Formular muss nicht 
farbig eingereicht werden

Das LG Dortmund hat entschieden, dass 
die farbliche Gestaltung, wie sie die im 
Bundesgesetzblatt abgedruckten For-
mulare aufweisen, nicht Bestandteil 
der gem. § 3 ZVFV zwingend einzuhal-

tenden Form für die Stellung des An-
trages auf Erlass eines Pfändungs- und 
Überweisungsbeschlusses sei. Dies erge-
be sich nämlich weder aus der Art und 
Weise der Veröffentlichung im Bundes-
gesetzblatt oder dem Sinn und Zweck 
des Gesetzes noch aus Erwägungen 
der Praktikabilität. Der Begründung zur 
Verordnung und den dort formulierten 
Problemen, Zielen und Lösungen könne 
nichts entnommen werden, woraus sich 
schließen lasse, dass auch die farbliche 
Gestaltung des Antrages zwingend sei. 
Im Gegenteil sei formuliertes Ziel, durch 
die Vereinheitlichung der Formulare de-
ren Handhabung zu erleichtern. Diese 
Vereinfachung erfordere jedoch nach 
Auffassung der Kammer weder für die 
Justiz noch für den Bürger/die Bürgerin 
die Verwendung farbiger Formulare. Ge-
wollte Hervorhebungen würden auch im 
schwarz-weißen Ausdruck sichtbar. Es 
sei nicht ersichtlich, aus welchem Grund 
für die Bearbeitung durch die Justiz eine 
farbige Darstellung erforderlich sein kön-
ne. Die Vereinfachung, die sich dadurch 
einstelle, dass bekannte Formulare zu 
bearbeiten seien, stelle sich unabhängig 
von der farblichen Darstellung allein auf-
grund der übrigen Gestaltung des For-
mulars dar. Es sei auch nicht ersichtlich, 
dass eine etwa für die Zukunft geplante 
gänzlich elektronische Bearbeitung der 
Anträge eine Einreichung in farbiger 
Form erfordere.

LG Dortmund, Beschl. v. 24.04.2013 - 9 
T 118/13

Anwaltshaftung trotz Deckungszu-
sage des Rechtsschutzversicherers
Erhebt der Rechtsanwalt eine unschlüs-
sige Klage, steht dem auf Ersatz der 
Prozesskosten gerichteten Schadener-
satzanspruch des Mandanten nicht ent-
gegen, dass sein Rechtsschutzversiche-
rung die Kosten übernommen hat. Die 
Deckungszusage entfaltet keine Schutz-
wirkung zu Gunsten des Rechtsanwalts, 
sondern nur zu Gunsten des Mandanten.

LG Flensburg, Urteil vom 30.04.2013 – 1 
S 185/12

Folgen der Unwirksamkeit der Ver-
einbarung eines Erfolgshonorars

1. Die Ablehnung eines Beratungshilfe-
mandats aus wichtigem Grund durch 
den Rechtsanwalt kann im Rahmen des 
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Erstgesprächs mit dem Mandanten er-
folgen; bei einem anschließend erklärten 
Verzicht des Mandanten auf die Inan-
spruchnahme der Beratungshilfe kann 
eine wirksame Vergütungsvereinbarung 
geschlossen werden.
2. Die wirksame Vereinbarung eines 
Erfolgshonorars setzt u.a. voraus, dass 
eine Gegenüberstellung der voraussicht-
lichen gesetzlichen Vergütung mit der 
erfolgsabhängigen Vergütung erfolgt.
3. Im Falle der Unwirksamkeit der ver-
traglichen Vergütung bleibt der Rechts-
anwalt nach Treu und Glauben an den 
vereinbarten Fälligkeitszeitpunkt des Ho-
norars gebunden.

AG Gengenbach, Urteil vom 14.05.2013 
– 1 C 193/12, AGSpezial 2013, 272

Rechtsmitteleinlegung nur mit qua-
lifizierter elektronischer Signatur

Eine einfache E-Mail ohne qualifizierte 
elektronische Signatur genügt auch 
dann nicht den Formerfordernissen für 
eine Beschwerdeeinlegung, wenn die 
Beschwerdeschrift mit eingescannter Un-
terschrift als Anhang beigefügt und vom 
Gericht noch innerhalb der Beschwerde-
frist ausgedruckt worden ist. Das hat das 
LSG Rheinland-Pfalz in zwei Beschlüssen 
vom 04.06.2013 entschieden. Bereits in 
der Rechtsmittelbelehrung des SG war 
der Beschwerdeführer nicht nur auf das 
Erfordernis einer qualifizierten elektro-
nischen Signatur bei Beschwerdeeinle-
gung in elektronischer Form hingewie-
sen worden, sondern unter anderem 

auch auf den Internetauftritt des LSG. 
Dort finden sich Hinweise zur Nutzung 
der qualifizierten elektronischen Signa-
tur. Da der Beschwerdeführer unter an-
derem diesen Hinweis nicht beachtete, 
schied nach Ansicht des LSG eine Wie-
dereinsetzung aus. 

LSG Rheinlad-Pfalz, Beschlüsse vom 
04.06.2013 - L 6 AS 194/13, L 6 AS 
195/13

Entscheidungen des OLG Dresden

Nachfolgend informieren wir über aktuelle Entscheidungen des OLG Dresden. Wir teilen hier den jeweiligen Leitsatz 
der Entscheidung und das dazugehörige Aktenzeichen mit. Die vollständige Entscheidung kann in der Geschäftsstel-
le abgefordert werden.

Leitsatz:

Die Beschwerde gegen eine Entschei-
dung über den Versorgungsausgleich 
kann grundsätzlich auf ein einzelnes 
Anrecht beschränkt werden. Dass An-
rechte – etwa über § 27 VersAusglG – 
im Einzelfall voneinander abhängig sein 
können, steht einer Beschränkung auf 
einzelne Anrechte nicht generell ent-
gegen. Sie macht die Beschränkung al-
lerdings im konkreten Einzelfall, in dem 
sich die Abhängigkeit tatsächlich ergibt, 
unwirksam. Nur dann kommt eine kon-
krete Korrektur anderer Anrechte von 
Amts wegen in Betracht.

Beschluss des 19. Familiensenats des 
OLG Dresden vom 18.04.2013
Aktenzeichen: 19 UF 1304/12
Amtsgericht Dresden 305 F 1633/12

Leitsatz:

Anwendung neuen Rechts trotz Ent-
scheidung des Amtsgerichts vor dem 
01.09.2009, soweit die Durchführung 
des Versorgungsausgleichs wegen Un-
billigkeit ausgeschlossen wurde.

Beschluss des 22. Familiensenats des 
OLG Dresden vom 26.03.2013

Aktenzeichen: 22 UF 415/06
Amtsgericht Dresden 302 F 640/03

Leitsatz:

Ist in einem sorgerechtlichen Verfahren 
(hier: § 1628 BGB) ein berufsmäßig tä-
tiger Verfahrensbeistand bestellt und 
wird im Verlauf dieses Verfahrens des-
sen Gegenstand durch förmlichen Ge-
richtsbeschluss auf die Regelung von 
Umgangsangelegenheiten erweitert, so 
führt dieser Beschluss grundsätzlich zu 
einer entsprechenden Erweiterung des 
Aufgabenbereichs des Verfahrensbei-
stands, ohne dass dazu ein zweiter Be-
stellungsbeschluss erforderlich ist. Der 
Verfahrensbeistand erwirbt, wenn er 
nach der Erweiterung des Verfahrens-
gegenstandes in dem hinzukommenden 
Aufgabenbereich tätig geworden ist,  
daher auch insoweit einen (weiteren) 
Vergütungsanspruch.

Beschluss des 20. Familiensenats des 
OLG Dresden vom 19.06.2013
Aktenzeichen: 20  WF 573/13
Amtsgericht Chemnitz 4 F 1672/12

Leitsätze:

1. § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 VerkProspG 
führen bei Erwerbshandlungen ab dem 
01.07.2005 nur dann zur Anwendung 
des vor dem 01.07.2005 geltenden Ver-
kaufsprospekthaftungsrechts, wenn der 
Prospekt vor dem 01.07.2005 unter Be-
achtung der Vorschriften der §§ 8, 8a 
und 9 VerkProspG veröffentlicht worden 
ist.

2. Bei unterjährigen Inhaberteilschuld-
verschreibungen, die ab dem 01.07.2005 
an Kleinanleger vertrieben worden sind, 
handelt es sich nicht um Geldmarkt-
instrumente im Sinne des § 2 Nr. 1 
WpPG.

3. Der „initiierende Hintermann“ haftet 
bei dem Vertrieb von prospektpflichti-
gen Wertpapieren ohne Prospekt nach § 
13a VerkProspG al „Emittent“.

4. Erfolgt der Erwerb von Inhaberschuld-
verschreibungen nicht durch Zahlung 
von Geld, sondern durch „Umtausch“ 
demnächst fälliger Inhaberteilschuld-
verschreibungen des selben Emittenten, 
so bestimmt sich der „Erwerbspreis“ im 
Sinne des § 13a VerkProspG (heute: § 21 
VermAnlG) und des § 44 BörsG (heute: 
§ 20 VermAnlG) nach den nach außen 
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hin hervorgetretenen Preisvorstellungen 
der Parteien.

5. Jedenfalls dann, wenn nicht börsenno-
tierte Inhaberteilschuldverschreibungen 
fortgesetzt unter missbräuchlicher 
Nutzung von Nachträgen vertrieben 

werden, können sich die  Prospektver-
antwortlichen nicht auf den Ablauf der 
6-Monats-Frist des § 44 BörsG berufen, 
wenn zwischen dem Beginn des Ver-
triebs auf Grundlage des letzten Nach-
trags und dem Erwerb noch nicht mehr 
als 6 Monate vergangen sind. 

Urteil des 8. Zivilsenats des OLG Dresden 
vom 26.09.2013
Aktenzeichen: 8 U 1510/12
Landgericht Leipzig 02 O 2885/07

Berufsschulen Gesamt

Prüflinge insgesamt: 144
davon nach schriftlichen Prüfungen nicht bestanden: 7 (4,9 %)
davon nach mündlichen Prüfungen nicht bestanden: 0 (0 %)

 1 2 3 4 5 6 Ø

Recht, Wirtschafts- und Sozialkunde 10 23 61 43 6 1 3,10

Rechnungswesen 7 37 63 30 6 1 2,96

Fachbezogene Informationsverarbeitung 17 45 52 21 6 3 2,74

Zivilprozessrecht 6 12 39 71 14 2 3,56

Rechtsanwaltsgebührenrecht 15 55 55 18 1 0 2,55

Mündliche Prüfung 13 39 57 26 2 0 2,74

Gesamtergebnis 4 30 80 23 0 0 2,89

Berufsschule Chemnitz

Prüflinge insgesamt: 44
davon nach schriftlichen Prüfungen nicht bestanden: 1 (2,3 %)
davon nach mündlichen Prüfungen nicht bestanden: 0 (0 %)

 1 2 3 4 5 6 Ø

Recht, Wirtschafts- und Sozialkunde 8 12 18 5 1 0 2,52

Rechnungswesen 2 11 20 10 1 0 2,93

Fachbezogene Informationsverarbeitung 7 11 17 6 3 0 2,70

Zivilprozessrecht 4 9 13 17 1 0 3,05

Rechtsanwaltsgebührenrecht 9 21 11 3 0 0 2,18

Mündliche Prüfung 8 9 16 9 1 0 2,67

Gesamtergebnis 3 13 20 7 0 0 2,72

Ergebnisse der Abschlussprüfung Rechtsanwaltsfachangestellte 2013

aus-  & weiterbildung 03/2013



Aus-  & weiterbildung 03/2013

44          KAMMER aktuell 

Berufsschule Dresden

Prüflinge insgesamt: 65
davon nach schriftlichen Prüfungen nicht bestanden: 4 (6,2 %)
davon nach mündlichen Prüfungen nicht bestanden: 0 (0 %)

 1 2 3 4 5 6 Ø

Recht, Wirtschafts- und Sozialkunde 0 7 32 21 4 1 3,38

Rechnungswesen 5 19 27 12 2 0 2,80

Fachbezogene Informationsverarbeitung 4 18 26 13 3 1 2,94

Zivilprozessrecht 0 0 18 35 11 1 3,92

Rechtsanwaltsgebührenrecht 3 24 26 12 0 0 2,72

Mündliche Prüfung 1 18 30 11 1 0 2,89

Gesamtergebnis 0 9 45 7 0 0 2,97

Berufsschule Leipzig

Prüflinge insgesamt: 35
davon nach schriftlichen Prüfungen nicht bestanden: 2 (5,7 %)
davon nach mündlichen Prüfungen nicht bestanden: 0 (0 %)

 1 2 3 4 5 6 Ø

Recht, Wirtschafts- und Sozialkunde 2 4 11 17 1 0 3,31

Rechnungswesen 0 7 16 8 3 1 3,29

Fachbezogene Informationsverarbeitung 6 16 9 2 0 2 2,43

Zivilprozessrecht 2 3 8 19 2 1 3,54

Rechtsanwaltsgebührenrecht 3 10 18 3 1 0 2,69

Mündliche Prüfung 4 12 11 6 0 0 2,58

Gesamtergebnis 1 8 15 9 0 0 2,97

Am 31. August 2013 lud die Rechtsanwaltskammer Sachsen 
traditionell zur feierlichen Zeugnisübergabe. Von insgesamt 
137 Absolventen der Ausbildung zur/zum Rechtsanwaltsfach-
angestellten nahmen 87 ihre Zeugnisse persönlich in Empfang.

Die Absolventen, deren Ausbilder, Eltern, Freunde und Ver-
wandte sowie Mitglieder der Prüfungsausschüsse und des 
Vorstandes der Rechtsanwaltskammer Sachsen fanden sich im 
Festsaal des Ball- und Brauhauses Watzke in Dresden ein, wel-
cher ihnen den verdienten würdigen Rahmen bot. Die Schüler-
Big-Band des St.-Benno-Gymnasiums Dresden begleitete die 

Veranstaltung wie schon in den Vorjahren durch ihr gekonnt 
stimmungsvolles Spiel. 

Rechtsanwältin Uta Modschiedler, Vorstandsmitglied und Vor-
sitzende des Prüfungsausschusses Dresden der Rechtsanwalts-
kammer Sachsen, begrüßte als Moderatorin die Anwesenden 
im Namen der Rechtsanwaltskammer Sachsen und würdigte 
das erfolgreiche Abschneiden der Absolventinnen und Absol-
venten sowie die erneut hohe Zahl sehr guter Abschlüsse. Sie 
betonte die Vielseitigkeit und Attraktivität des Berufsbildes und 

Zeugnisübergabe der Rechtsanwaltsfachangestellten 2013
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wies auf die Möglichkeit der Qualifizierung zur / zum Geprüften Rechts-
fachwirt/in hin. 

Rechtsanwalt Jörg Krüger, Vorstandsmitglied des Dresdner Anwaltsver-
eins, erkannte aus Arbeitgebersicht die erbrachten Ausbildungsleistungen 
an und verwies auf die verantwortungsvolle Tätigkeit der Rechtsanwalts-
fachangestellten nebst ihrer Rolle als Aushängeschild der Kanzleien sowie 
für den sprichwörtlichen „ersten Eindruck“ bei den Mandanten.

Als Vertreter der Lehrer schaute Frau Neumann von der Berufsschule 
Chemnitz auf die Ausbildungszeit zurück und wünschten den Anwe-
senden einen erfolgreichen Start in das Berufsleben.

Für die Absolventen trat Herr Thieme an das Rednerpult. In einer kurz-
weiligen Rede nahm er die Anwesenden mit auf eine Reise durch seine 
Ausbildungszeit und brachte diese lobend, aber auch mit gebotener Kri-
tik sowie manchem Augenzwinkern, sehr anschaulich nahe.

Vor der allgemeinen Zeugnisausgabe, bei der u.a. Herr Rechtsanwalt 
Franz-Josef Schillo als Vertreter des Vorstandes der Rechtsanwaltskam-
mer Sachsen für alle Absolventinnen und Absolventen einige persönliche 
Worte fand, zeichnete die Rechtsanwaltskammer Sachsen 14 Absol-
venten für ihre besonders guten Leistungen aus. Mit ihren Ergebnissen 
können sie das Stipendium der Begabtenförderung Berufliche Bildung 
- eine Stiftung des Bundesministeriums für Forschung und Bildung - in 
Anspruch nehmen.

Abschließend stießen die Absolventen mit einem Glas Sekt im Kreise ihrer 
Begleiter und bei bestem Sommerwetter im Festsaal und auf der Freitrep-
pe an. 

Fotos der Zeugnisübergabe können Interessierte gern bei der Rechtsan-
waltskammer Sachsen anfordern. Bitte übersenden Sie uns hierzu einen 
frankierten und adressierten Rückumschlag (Mindestumschlaggröße C5).

Musikalische Eröffnung im gefüllten Festsaal durch die Schüler-Big-Band des St.-Benno-Gymnasiums Dresden

Absolventinnen und Absolventen im Treppenaufgang 
zum Festsaal im Ball- und Brauhaus Watzke

Absolventinnen und Absolventen beim geselligen Bei-
sammensein mit Lehrern und Begleitern
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Auswertung Befragung der Absolventen 2013

An der Abschlussprüfung des Jahres 2013 mit der mündlichen 
prüfung im Juli 2013 haben im Kammerbezirk der Rechtsan-
waltskammer sachsen 144 Auszubildende teilgenommen. von 
den Teilnehmern haben 137 Auszubildende die prüfung be-
standen. 7 Auszubildende haben die prüfung nicht bestanden 
(4,9 %).

An der befragung nahmen 70 Absolventen teil. Das entspricht 
einer beteiligungsquote von 51,1 % (bezogen auf 137 Absol-
venten, die die prüfung bestanden haben).

Frage 1 - Arbeiten Sie nach der Ausbildung als Rechtsan-
waltsfachangestellte oder Rechtsanwaltsfachangestell-
ter?

Die 70 Teilnehmer antworteten wie folgt:
36 arbeiten als Rechtsanwaltsfachangestellte, 33 arbeiten nicht 
als Rechtsanwaltsfachangestellte, 1 machten keine Angaben.
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Frage 3 - Sind Sie nach der Ausbildung arbeitslos?

53 Teilnehmer sind nicht arbeitslos. 6 würden gern in dem be-
ruf arbeiten, haben aber noch keine stelle gefunden. 11 Absol-
venten sind arbeitslos.
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wie beurteilen sie Ihre Aufstiegschancen?
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Die prüfungsausschüsse Leipzig, chem-
nitz und Dresden für die Abnahme der 
Zwischen- und Abschlussprüfungen der 
Rechtsanwaltskammer sachsen haben 
auf Empfehlung des berufsbildungs-
ausschusses jeweils beschlossen, dass 
gesetzestexte, die als hilfsmittel für 
Zwischen- und Abschlussprüfungen 
verwendet werden, nur noch folgende 
Anmerkungen enthalten dürfen:

•  im gesetzestext dürfen nur Unterstrei-
chungen und farbliche markierungen 
sowie gesetzesbezeichnungen und pa-
ragrafenverweise angebracht werden 
(z.b. § 100 bzw. § 100 ZpO),

•  auf farbigen Klebezetteln am Rand 
dürfen ebenfalls nur paragrafen und 
gesetzesbezeichnungen vermerkt 
werden (z.b. § 100 oder § 100 ZpO).

weitere Anmerkungen sowohl im ge-
setzestext als auch auf Klebezetteln sind 
nicht zulässig.

Die beschlüsse kommen ab dem näch-
sten prüfungstermin nach dieser veröf-
fentlichung zur Anwendung, d.h. ab der 
Abschlussprüfung zur/zum Rechtsan-
waltsfachangestellten im mai 2014.

Regelmäßig präsentiert die Rechtsan-
waltskammer sachsen den Ausbildungs-
beruf zur/zum Rechtsanwaltsfachan-
gestellten auf regionalen und überre-
gionalen Ausbildungsmessen, berufs-
orientierungsveranstaltungen u.ä. um 
dem Rückgang der Ausbildungszahlen 
entgegenzuwirken und die für unseren 
berufsstand unerlässliche Tätigkeit der 
Rechtsanwaltsfachangestellten attraktiv 
zu präsentieren. so geschehen auch am 
28.09.2013 auf der berufsausbildungs-
messe in stollberg, bei der frau Rechts-
anwältin Ronny pühn ehrenamtlich die 
standbetreuung übernahm und deren 
bericht wir hier auszugsweise gerne wie-
dergeben.

Das Interesse am Ausbildungsberuf 
Rechtsanwaltsfachangestellte/-r war 
groß, wobei sich diesmal eine überra-
schend höhere Anzahl an männlichen 
schülern für den beruf interessierte. 
gleichwohl ist der beruf noch immer 
nicht bekannt genug, selbst in schulen. 
Die wissenstests boten den Einstieg in 
das gespräch mit schülern und Eltern 
gleichermaßen. Ergänzt wurde der stand 
durch einen weithin sichtbaren Aufstel-
ler und Informationsbroschüren zum be-
rufsbild.

Dem fazit von Kollegin pühn werden wir 
gern nachkommen:   Die Rechtsanwalts-
kammer muss weiterhin auf derartigen 
veranstaltungen präsent sein. Aktuell 
sammeln wir die Rückmeldungen aller 

ehrenamtlichen helfer aus dem Kreis der 
Kollegen und Kanzleimitarbeiter, um den 
messeauftritt generell zu überarbeiten 
und attraktiver zu gestalten.

Um mit Ihnen gemeinsam das berufsbild 
der/des Rechtsanwaltsfachangestellten 
auf berufsorientierungsveranstaltungen 
aller Art lebendig vorzustellen, suchen 
wir weiter ehrenamtliche helfer aus dem 
Kreise der Kollegenschaft und derer mit-
arbeiter. 
für weitere Informationen und Ihre be-
reitschaftserklärung zur Teilnahme kön-
nen sie sich  gern mit uns in verbindung 
setzen. Die Telefonnummer lautet: 0351 
/ 318 59 27, Ihr Ansprechpartner ist frau 
Kathleen Kretzschmar (mail: Kathleen.
Kretzschmar@rak-sachsen.de)

Ehrenamtliches Engagement von Kollegen 
bei der ReFa-Berufsorientierung

Beschluss der Prüfungsausschüsse zu Hilfsmitteln in der Zwischen- 
und Abschlussprüfung zur/zum Rechtsanwaltsfachangestellten
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Berufsschulen Gesamt
Prüflinge insgesamt: 46
davon nicht bestanden: 4 (8,7 %)

 1 2 3 4 5 6 Ø

Büroorganisation und Büroverwaltung 0 5 15 25 1 0 3,48

Personalwirtschaft und Mandantenbetreuung 8 17 15 6 0 0 2,41

Mandatsbetreuung im Kosten-, Gebühren- und 
Prozessrecht

2 13 14 15 1 1 3,07

Mandatsbetreuung in der Zwangsvollstreckung 
und im materiellen Recht

0 2 20 21 2 1 3,57

Mündliche Prüfung 1 11 11 19 1 0 3,19

Prüfungsausschuss Chemnitz
Prüflinge insgesamt: 9
davon nicht bestanden: 1 (11,1 %)

 1 2 3 4 5 6 Ø

Büroorganisation und Büroverwaltung 0 1 4 4 0 0 3,33

Personalwirtschaft und Mandantenbetreuung 0 8 1 0 0 0 2,11

Mandatsbetreuung im Kosten-, Gebühren- und 
Prozessrecht

0 2 4 3 0 0 3,11

Mandatsbetreuung in der Zwangsvollstreckung 
und im materiellen Recht

0 0 6 3 0 0 3,33

Mündliche Prüfung 0 2 1 5 1 0 3,56

Prüfungsausschuss Dresden
Prüflinge insgesamt: 20
davon nicht bestanden: 2 (10 %)

 1 2 3 4 5 6 Ø

Büroorganisation und Büroverwaltung 0 0 5 14 1 0 3,80

Personalwirtschaft und Mandantenbetreuung 4 4 9 3 0 0 2,55

Mandatsbetreuung im Kosten-, Gebühren- und 
Prozessrecht

0 5 5 8 1 1 3,40

Mandatsbetreuung in der Zwangsvollstreckung 
und im materiellen Recht

0 2 9 7 1 1 3,50

Mündliche Prüfung 0 6 5 7 0 0 3,06

Ergebnisse der Fortbildungsprüfung Gepr. Rechtsfachwirt/-in 2013
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Prüfungsausschuss Leipzig
Prüflinge insgesamt: 17
davon nicht bestanden: 1 (5,9 %)

 1 2 3 4 5 6 Ø

Büroorganisation und Büroverwaltung 0 4 6 7 0 0 3,18

Personalwirtschaft und Mandantenbetreuung 4 5 5 3 0 0 2,41

Mandatsbetreuung im Kosten-, Gebühren- und 
Prozessrecht

2 6 4 5 0 0 2,71

Mandatsbetreuung in der Zwangsvollstreckung 
und im materiellen Recht

0 0 5 11 1 0 3,76

Mündliche Prüfung 1 3 5 7 0 0 3,13

Beuth Hochschule für Technik Berlin – Fernstudieninstitut
Luxemburger Straße 10, 13353 Berlin
Tel.: 030 / 45 04 21 74, Fax: 030 / 45 04 29 74
www.beuth-hochschule.de/fsi

Euro Education – carrière GmbH
Fachbereich für Recht, „Falke Forum“, Zwickauer Straße 16, 
09112 Chemnitz,
Tel. 03 71 / 63 13-76, -79, Fax: 03 71 / 63 13-78
E-Mail: bildung@euro-education.net

opinio – Gesellschaft für 
Bildungssysteme und Kommunikation (GdbR)
Liselotte-Herrmann-Str. 4, 02625 Bautzen, 
Tel.: 03591/36 81 12, Fax: 03591/52 59 80,
Enderstraße 59, 01277 Dresden, 
Tel.: 03 51/25 02 891, Fax: 03 51/25 06 029
E-Mail: info@opinio-bildung.de

Volkshochschule im Landkreis Meißen e.V.
Sidonienstraße 1 a, 01445 Radebeul
Tel. 03 51 / 83 97 97 71, Fax: 03 51 / 83 01 476, 
E-Mail: tarnowski@vhs-lkmeissen.de

WAD Medizinisches und 
Kaufmännisches Bildungszentrum
Heidenauer Straße 23, 01259 Dresden
Tel. 03 51 / 20 73 448, Fax: 03 51 / 20 73 441
E-Mail: bildung@wad.de.
Kosten:	 130,00 € monatlich – Meister Bafög möglich

Z&P Schulung GmbH
Rabensteinplatz 1, 04103 Leipzig
Tel. 0341 / 2 26 31 14, Fax: 0341 / 2 26 31 29 
E-Mail: info@zp-schulung.de

Die genauen Kurstermine erfragen Sie bitte direkt bei den Bil-
dungsträgern. 

Aufstiegsfortbildung Geprüfter Rechtsfachwirt / Geprüfte Rechtsfachwirtin

16. interdisziplinäre Mediationsausbildung in Dresden ab März 2014

Das Institut für Mediation, Streitschlichtung und Konfliktmanagement (IMS e.V.) star-
tet im März 2014 den 16. interdisziplinären Ausbildungsgang für Mediatoren in Dres-
den mit   Spezialisierungsmöglichkeiten in Familien- und/oder Wirtschaftsmediation. 
Die Basisausbildung umfasst insgesamt 120 Stunden, gegliedert in 5 Module à 3 Tage 
sowie drei Tage Supervision. Die Spezialisierungskurse umfassen jeweils weitere 90 
Stunden (inkl. 3 Tage Supervision).
Die Gesamtausbildung genügt den Standards der Mediatoren-Fachverbände BAFM 
und BM sowie der europäischen Charta für Mediation. 
Ein Informationsabend  findet statt am 04.11.2013 um 18.00 Uhr in der Ausbildungs-
stätte, dem Bildungshaus HohenEichen, in 01326 Dresden-Pillnitz, Dresdner Straße 
73  (Anmeldung erbeten). Weitere Informationen: IMS Dresden, Tel. 0351-81198631; 
e-mail:  e.weitzell@mediation-ims.de – www.mediation-ims.de

Sächsische Verwaltungsrechtstage 
2014 – Vorankündigung

Am 16. und 17. Mai 2014  wird das 
Sächsische OVG in Bautzen wieder 
Veranstaltungsort für Rechtsanwäl-
te, Verwaltungsrichter und Kom-
munalbedienstete sein. Das Veran-
staltungsprogramm und die An-
meldedaten werden wir rechtzeitig 
bekannt geben. Bitte notieren Sie 
sich den Termin!

Termine & veranstaltungen 03/2013
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Neuzulassungen / Aufnahmen

Al-Zand Ali 04105 Leipzig

Andre Nicole 04275 Leipzig

Arlt Susanne Meffert Dobslaff Wirtz 02826 Görlitz

Bausch Theresa Scheid & Kollegen 04105 Leipzig

Dr. Bergner Christian Korn & Letzas 04107 Leipzig

Dr. Bohne Kerstin eureos gmbh 04109 Leipzig

Böttcher Daniela Dittmann Rechtsanwälte 01097 Dresden

Bräuer Dieter 01468 Moritzburg

Britze-Krautz Claudia 02943 Weißwasser

Brunner Norman KPMG Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 01069 Dresden

Clausner Daniel Schenderlein Rechtsanwälte 04109 Leipzig

Deschner Christian Boemke und Partner Rechtsanwälte 04107 Leipzig

Dillon Birgit Anwaltskanzlei Kleinheisterkamp 01217 Dresden

Döhl Felix Döhl & Kollegen 02977 Hoyerswerda

Eichler Lars Rahle, Schreiber, Seide & Gumprich 01705 Freital

Engelmann Natalia Flöther & Wissing 04109 Leipzig

Fießmann Yvonne Deiters Rechtsanwälte 08523 Plauen

Dr. Fischer Torsten 08301 Bad Schlema

Francke Ron Weidinger Richtscheid Rechtsanwälte 04109 Leipzig

Frenzel Janett Rechtsanwaltsgesellschaft mbH Dr. jur. Peter Nenning 04109 Leipzig

Glöckner Felix Anwaltskanzlei Arnold 01069 Dresden

Glombik Peggy 01067 Dresden

Goebes Arno CMS Hasche Sigle 04109 Leipzig

Hähner Kati 04105 Leipzig

Hartung Stefan Kanzlei Hendrik Kamp 01099 Dresden

LL.M. Heinzle Christoph 01067 Dresden

Henker Raik Nerger-Baumgart & Kollegen 09112 Chemnitz

Hering Sebastian Petersen Hardraht 01099 Dresden

LL.M. Hilser Tecumtha Spirit Legal LLP 04109 Leipzig

Hoffmann York Anwaltskanzlei Henry Bach 04107 Leipzig

Hohenberger Anastasia Mohns Tintelnot Pruggmayer Vennemann 04109 Leipzig

Jähnig Michaela 04103 Leipzig

Jedrzejczak Beata Derra, Meyer & Partner 01099 Dresden

Klein Christoph CMS Hasche Sigle 04109 Leipzig

Klesse Jan Florian 04107 Leipzig

Kowalak Laura 02826 Görlitz

Kramer Edvard 04107 Leipzig

Dr. Krämer Martin 01097 Dresden

Kroker Julia Eckert Rechtsanwälte 04109 Leipzig

Kuhfuß Ina 01139 Dresden

Dr. Kühne Robert
Raila Huschmann Richter Partnerschaft von Rechtsan-
wälten

04109 Leipzig

Kurz Matthias 01309 Dresden

Ladusch Nicole 01187 Dresden

Liebau Jana Schenderlein Rechtsanwälte 04109 Leipzig

Lorenz Henriette 02625 Bautzen



personalien 03/2013

KAMMER aktuell          51 

Löschungen / Wechsel

Ludwig Theodor 01309 Dresden

Malon-Laurer Magdalena Pöppinghaus Schneider Haas 01067 Dresden

LL.M. Malzahn David 04229 Leipzig

Männel Florian Anwaltskanzlei Högelow 09116 Chemnitz

Martin Yves Rechtsanwaltskanzlei Strake 08058 Zwickau

Meusel Mandy Anwaltskanzlei Meusel 04808 Lossatal

Moser Maria Troll & Sieber 08294 Lößnitz

Neukirchner David 08297 Zwönitz

Dr. Peters Butz 01099 Dresden

Petzold Rajko 09117 Chemnitz

Pietsch Michael Hoffmann & Franken 09116 Chemnitz

Pille Frank 01099 Dresden

Regnat Wolfgang 04109 Leipzig

Riemer Madeleine CMS Hasche Sigle 04275 Leipzig

Robel David Kucklick, Wilhelm, Börger, Wolf & Söllner 01097 Dresden

Röthig Uyanga 01159 Dresden

Rubel Carolin Cramer von Clausbruch, Steinmeier & Cramer 01097 Dresden

Rühle Nelli Petersen Neumann + Partner 01877 Bischofswerda

Schepler Volker 04109 Leipzig

Schiller Cathleen Battke Grünberg Rechtsanwälte 01099 Dresden

Schmidt Carmen Lehmann, Schmidt & Reinhard 04509 Delitzsch

Schönherr Josefine Münzer & Collegen Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 01067 Dresden

LL.M. Schramm Anne
esb Rechtsanwälte Emmert, Strewe, Buck, Bücking, 
Meier-Garweg

01109 Dresden

Schreiber Stefan CMS Hasche Sigle 04109 Leipzig

Dr. Sittig Peter Maslaton Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 04229 Leipzig

Stahn Michael Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 04109 Leipzig

Stein-Mayer Maika 04157 Leipzig

Stern Torsten 04315 Leipzig

Strübing Kathrin Noerr LLP 01097 Dresden

Tzschoppe Katja Dr. Ruhland & Renger 02826 Görlitz

Virkus Fabian 04317 Leipzig

Vollstädt Sven Rölfs RP Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 04317 Leipzig

von Grawert Maximilian CMS Hasche Sigle 01097 Dresden

Wagner Maximilian Anwaltskanzlei Merz 01309 Dresden

Wallmann Marie-Luise Bullin + Weißbach 01309 Dresden

Weber Anett Lehmann, Schmidt & Reinhard 04509 Delitzsch

Wettengel Christian 04129 Leipzig

Wolf Denise Kestner Rechtsanwälte 01099 Dresden

LL.M. Zönnchen Franziska 01097 Dresden

Rö§ler Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 04109 Leipzig

Aderhold Nancy kein Kanzleisitz

Damaske Norman 01069 Dresden

de Witt Siegfried 01067 Dresden
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Dietz Fabian Ulrich 01099 Dresden

Egert Christian kein Kanzleisitz

Dr. Fahr-Becker Sittig 09111 Chemnitz

Gelleschun Rolf 08371 Glauchau

Harz Hannes 04275 Leipzig

Dr. Hennig Anita Christiane 04275 Leipzig

Kalbus Bert 08056 Zwickau

Kins Sebastian kein Kanzleisitz

LL.M. Koltunska Monika 02625 Bautzen

Kühn Daniel 09456
Annaberg-Buch-
holz

Lorenz Andreas 04317 Leipzig

Menzel Jan 01099 Dresden

Mumm-von 
Oldenburg

Michaela 01099 Dresden

Röver Andrea 04105 Leipzig

Schurba Natalia 04109 Leipzig

Löschungen

Ahlers Katja 01099 Dresden

Altrichter Boris kein Kanzleisitz

Barty Stig 04177 Leipzig

Bechtel Hermann 01307 Dresden

Böhnke Anne-Kathrin 09392 Auerbach

Bonitz Mandy 08340 Schwarzenberg

Brecht Igor 04668 Grimma

LL.M.oec Büch Markus 01099 Dresden

Dr. Doms Matthias 01445 Radebeul

Dutkowiak Thomas 01097 Dresden

LL.M.oec Engel Nadja kein Kanzleisitz

Filges Sven 04107 Leipzig

Fuchs Jenny 04229 Leipzig

Gandert Stefan 04107 Leipzig

Germer Stefan 02826 Görlitz

Gorev Oleg 01159 Dresden

Grohmann Falk 01099 Dresden

Hamacher Heiko 04317 Leipzig

Hanke Sebastian 04105 Leipzig

Haugk Anja 09112 Chemnitz

Heilfort Kathleen kein Kanzleisitz

Hentschel Anja kein Kanzleisitz

Hofmann Ursula 01796 Pirna

Junghanns Cathleen kein Kanzleisitz

Khan Ashok 01277 Dresden

Kleinfeldt Claudia 09120 Chemnitz

Kulke Kai-Uwe 01705 Freital
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Neue Fachanwälte

Familienrecht

Henry Bartsch Plauen Ebersberger Meisen & Coll.

Dirk Dylong Brandis

Bianca Fischer Leipzig Rechtsanwaltskanzlei Fischer

Andreas Gruhne Großenhain

Ines König Zittau Berndt König Kießlich

Bernd F. Rockstroh Treuen Mutschmann & Rockstroh

Anett Wetterney-
Richter

Dresden

Gewerblichen Rechtsschutz

Volker Backs Dresden BSK Rechtsanwälte

Beatrix Brosche Rötha Brosche & Hentke-Stets

Silke Rothe Leipzig Rechtsanwaltsgesellschaft mbH Dr. jur. Peter Nenning

Künzel Torsten 08371 Glauchau

Dr. Lange-Bertalot Nils 01069 Dresden

Lehmann Heike 01445 Radebeul

Lembke Stefanie 01099 Dresden

Lipp Peter 09116 Chemnitz

Mehlhose Frank 02625 Bautzen

Meinhold Ulrike 08294 Lößnitz

Metzig Ines 01328 Dresden

Otto Edgar 04178 Leipzig

Pauly Markus 04179 Leipzig

Perl Marisa 04109 Leipzig

Pietsch Ulrich 01099 Dresden

Preußker Michael 01257 Dresden

Punar Olaf 04683 Naunhof

Ranniger Kay Torsten 04275 Leipzig

Rockendorf Kristin 04159 Leipzig

Rößler Christof 09116 Chemnitz

Säuberlich Micaela 02826 Görlitz

Sauer Jörg 04451 Borsdorf

Schiller Anja 04275 Leipzig

Dr. Schmidt Susanne 04416 Markkleeberg

Schmiedel Christiane 08064 Zwickau

Dr. Sonntag Bernd 04109 Leipzig

Steinigen Julia kein Kanzleisitz

Stramke Heiko 02625 Bautzen

Trautmann Jürgen 08056 Zwickau

Ullerich Katja 01169 Dresden

LL.M. Walter Ulrike 01069 Dresden

Weiland Janka 01738 Dorfhain

Wiedow Claudia 01069 Dresden
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Verkehrsrecht

Sven Biebrach Bautzen Kunkel Rechtsanwälte

Friederike Droste Chemnitz

Arnold Fetzer Görlitz

Carolin Greger Döbeln Kulitzscher & Ettelt

Jan Koch Werdau Diehl Rechtsanwälte

Wolfgang J. Paul Chemnitz Fiedler & Paul Partnerschaft

Heiko Schuster Adorf Bittmann, Klopfer & Schuster

Steuerrecht

Marcus Ackermann Chemnitz Ingensiep Fachanwälte Rechtsanwälte

Annette Clement-Stern-
berger

Leipzig

Thomas Golzer Leipzig

Stefan Prettl Leipzig

Insolvenzrecht

Tobias Hohmann Chemnitz Flöther & Wissing

Thomas Lassig Dresden Niemeyer-Uhlmann & Lassig

Heiko Schaefer Dresden BBL Bernsau Brockdorff Rechtsanwälte

Verwaltungsrecht

Christian Falke Leipzig Maslaton Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Medizinrecht

Anne Glaser Dresden Prof. Dr. Holzhauser & Partner GbR

Arndt Hohnstädter Grimma Braeske, Hohnstädter, Thomas & Otto

Bau- und Architektenrecht

Martin Adam Dresden Althoff Kierner & Partner

Dr. Michael Gross Leipzig Scharlemann Gross Rechtsanwälte

Sozialrecht

Andreas Baereke Döbeln Wolf Göddenhenrich & Thimm

Diana Leuschke Riesa Pollmächer & Leuschke

Nicole Schulz Zwickau

Sebastian Stücker Dresden Battke Grünberg Rechtsanwälte

Versicherungsrechts

Sven N. Biebrach Bautzen Kunkel Rechtsanwälte

Miet- und Wohnungseigentumsrecht

Diana Schatz Dresden Heimann Hallermann Rechtsanwälte

Sophie Viertel Zwickau Dr. Wetzig, Kuntze & Schäfer

Informationstechnologierecht

Anja Hofmann Dresden

Jan Marschner Leipzig Petersen Hardraht Rechtsanwälte Partnerschaft

Heike Nikolov Dresden esb Rechtsanwälte 

Erbrecht

Rico Buchwald Chemnitz Pfeifer & Kollegen

Strafrecht

Elena Bogdanzaliew Dresden

Carsten Brunzel Dresden Kucklick, Wilhelm, Börger, Wolf & Söllner

Ines Kreisel Kohren-Sahlis

Alexander Lindner Zwickau
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Wir trauern um unsere 
verstorbenen Kollegen 

Ernst-Ullrich Ebert 
04105 Leipzig 
† 11.06.2013

Jürgen Gmelin 
01097 Dresden 

† 11.08.2013

Dr. Dietrich Oberberg 
09456 Annaberg-Buchholz 

† 04.06.2013

Ingrid Pauli 
04668 Grimma 
† 10.08.2013

Michael Ringling 
04129 Leipzig 
† 20.09.2013

Dr. Hermann Freiherr von Salza und Lichtenau 
02627 Drehsa 
† 17.09.2013

Susanne Winkler
08527 Plauen
† 10.08.2013

Fortbildungszertif ikate

Enzinger Diana 08056 Zwickau

Kiefel Katrin 02977 Hoyerswerda

Köth Kenneth 01067 Dresden

Meschkat Andreas 04275 Leipzig

Oeltz Robert 04275 Leipzig

Dr. Schmidt Torsten 04703 Leisnig

Dr. Zesch Wieland 04105 Leipzig

Daniel Luderer Leipzig

Henrike Wittner Leipzig Wittner Rechtsanwälte

Arbeitsrecht

Alexander Appel Zwickau

Iris Feuersenger Chemnitz Dr. Schröder Rechtsanwälte

Tino Kroupa Leipzig Arlt Rechtsanwälte

Dr. Raphael Leukart Dresden Rechtsanwaltskanzlei Dr. Götzke

Kathleen Thiele Dresden Dr. Assig Warttinger Trapp

Tobias Uhl Torgau Anwaltskanzlei Krause

Susann Walther Dresden Heumann Rechtsanwälte

Linda Zingler Marienberg Weinhold Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Handels- und Gesellschaftsrecht

Dr. Steffen Fritzsche Leipzig gruendel Rechtsanwälte

Dr. Joachim Luke Leipzig Luke, Robel & Francke

Dr. Katja Schönberger Leipzig CMS Hasche Sigle Rechtsanwälte Steuerberater

Alexandra Steinecke-
Meyns

Dresden Kübler GbR Köln

Bank- und Kapitalmarktrecht

Kerstin Bontschev Dresden Thorwart Rechtsanwälte

Jana Naumann Leipzig esb Rechtsanwälte 

Mike Süß Chemnitz Stolpe Rechtsanwälte

Gelöschte Fachanwälte

Annett Limbach Riesa Familienrecht

Matthias Verleger Meißen Arbeitsrecht
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Präs.LAG Dr. Eberhard Natter 
FAArbR Roland Gross (Hrsg.)

Arbeitsgerichtsgesetz 
Handkommentar

2. Auflage 2013. Buch. 1228 S. Gebun-
den, Nomos ISBN 978-3-8487-0125-4 , 
98,00 €

Der Handkommentar des Arbeitsge-
richtsgesetzes liegt nunmehr in der 2. 
Auflage vor. 
Die Neuauflage berücksichtigt eine pra-
xisnahe Darstellung im Güte-, Urteils- 
und Beschlussverfahren. 
Im Überblick sind folgende Themen zu 
nennen: 
• �ausführliche Darstellung zur Darle-

gungs- und Beweislast im Arbeitsrecht 
mit zahlreichen Beispielen und in die 
Erläuterungen integrierte Mustertexte

• �neu strukturierte Darstellung des Ur-
teilsverfahrens 

• �ausführliche Darstellung des Nichtzu-
lassungsbeschwerdeverfahrens,  mit  
Anregungen zur Antragstellung und 
Begründung

• �ausführliche Darstellung des Beschluss-
verfahrens mit vielen Anregungen zur 
Antragstellung und zu Besonderheiten 
der Zwangsvollstreckung 

• �aktualisierter Streitwertkatalog zum 
Urteils- und Beschlussverfahren 

• �neu strukturierte Darstellung des 
Streitwert- und Gebührenrechts 

• �Kommentierung zum Güterichterver-
fahren nach § 54 Abs. 6 ArbGG sowie 
zur Mediation und anderen Verfahren 
der außergerichtlichen Konfliktbeile-
gung nach § 54 a ArbGG 

• �Kommentierung des Gesetzes zum 
Rechtsschutz bei überlangen Gerichts-
verfahren 

Die kompetenten Autoren sind seit vie-
len Jahren in der Arbeitsgerichtsbarkeit 
als Arbeitsrichter/innen oder Anwälte/
Anwältinnen tätig und berücksichtigen 
sowohl die Anwalts- als auch die Rich-
tersicht. 
Schwerpunkte sind das Kosten- und 
Streitwertrecht (unter Berücksichtigung 
der Gesetzesänderungen 2013/2014), 
das Verfahren erster Instanz, das Beru-
fungsverfahren, aber auch die bisher 
weniger kommentierte Nichtzulassungs-
beschwerde, der einstweilige Rechts-
schutz und die Zwangsvollstreckung. 

Die Darstellung ist verständlich, syste-
matisch und leserfreundlich. Zu betonen 
ist, dass die Vorschriften nicht lediglich 
sehr kenntnisreich kommentiert werden, 
sondern das viele Beispiele, Muster, For-
mulierungsvorschläge - etwa für Anträ-
ge - und Praxistipps die Kommentierung 
noch weiter aufwerten.  Enthalten ist 
auch eine ausgezeichnete Streitwertta-
belle.
Der Kommentar ist von Praktikern für 
Praktiker geschrieben. Die gute Lesbar-

keit und die 
Umsetzung 
aktueller Ge-
richtsentschei-
dungen auch in 
Formulierungs-
vorschlägen 
und das hand-
liche Format des 
Kommentars 
erleichtern die 
tägliche Arbeit 
sehr. In dieser 

Form ist der Handkommentar eine Ein-
maligkeit in der arbeitsrechtlichen Kom-
mentarliteratur. 

Rezension von Rechtsanwältin Heike 
Bruns, Fachanwältin für Arbeitsrecht, 

Kaßbergstraße 24, 09112 Chemnitz

Professor Dr. Bernhard Bergmans

 Berufs- und Arbeitsmarkt
perspektiven von Bachelor- und 

Master-Juristen 

Richard Boorberg Verlag GmbH & Co 
KG; 2013, 156 Seiten, € 25,– 
ISBN 978-3-415-04978-9 

Immer mehr Juristen haben einen Ba-
chelor- und Master-Abschluss. Dies wirft 
Fragen nach ihren Beschäftigungsmög-
lichkeiten, aber auch nach der Reaktion 
von Hochschulen und Universitäten auf. 
Diese Thematik wurde umfassend auf 
einer Fachtagung des Fachbereichs Wirt-
schaftsrecht der Westfälischen Hoch-
schule in Recklinghausen am 27. Sep-
tember 2012 behandelt. 
Folgende Fragen wurden dabei erörtert: 
Welche Arbeitsplätze kommen für 
Bachelor- und Master-Juristen in Fra-
ge? Wie ist die Akzeptanz im Markt? 

Welches Qualifikationsprofil wird nach-
gefragt? Wie kann man diesen Arbeits-
markt quantifizieren? Welche Verdienst-
möglichkeiten gibt es? 
Ist allgemeinbildenden oder spezialisie-
renden Studiengängen der Vorzug zu 
geben? Welche Differenzierung ist dabei 
jeweils zwischen Bachelor und Master 
sinnvoll oder notwendig? Welche Ab-
grenzung ergibt sich zur Qualifikation 
und Tätigkeit von Volljuristen? 
Welche Implikationen resultieren daraus 
für die Hochschulen als Bildungsanbie-
ter? Welcher Anpassungsbedarf besteht 
ggf. im Rechtsdienstleistungsgesetz, um 
die Erbringung selbständiger Rechts-
dienstleistungen zu fördern? 
Antworten hierauf geben die im Ta-
gungsband veröffentlichten Beiträge. 
Abgerundet wird das Werk durch eine 
Übersicht des derzeitigen Angebots von 
juristischen Bachelor- und Master-Studi-
engängen, eine Darstellung wirtschafts-
juristischer Studiengänge an Fachhoch-
schulen sowie ein Gesamtfazit am Ende 
der Publikation.

Däubler, Hjort, 
Schubert, Wolmerath (Hg.)

Arbeitsrecht – Individualarbeitsrecht 
mit kollektivrechtlichen Bezügen

Wer kennt nicht den Anruf des freund-
lichen Callcenteragenten, pardon Ver-
lagsmitarbeiters, werbend für Subskrip-
tionsexemplare. Klingt das Angebot 
ausnahmsweise interessant, verhandelt 
man um die Verdoppelung der kosten-
losen Testphase und notiert sogleich den 
Rücksendetermin. So geschehen in der 
Kanzlei des Verfassers im Jahr 2008 mit 
Blick auf den seinerzeit neu erschienenen 
Handkommentar „Arbeitsrecht – Indivi-
dualarbeitsrecht mit kollektivrechtlichen 
Bezügen“ von Däubler, Hjort, Schubert 
und Wolmerath [Hrsg.] – kurz HK-ArbR. 
Die allfällige Rücksendung tätigte ich je-
doch bei diesem Werk nicht und mittler-
weile steht die dritte Auflage neben den 
Vorauflagen in jederzeitiger Griffweite 
und verdient Rezension.
Der arbeitsrechtliche Praktiker kennt 
nach einiger Zeit gefühlt den Erfurter 
Kommentar auswendig – was nicht ge-
gen diesen spricht – eine erfrischende 
Perspektive aber tut manchmal Not. 
Der HK-ArbR liefert genau diese, insbe-
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sondere in der Arbeitnehmerberatung. 
Die konsequente, wenn auch kritische,  
Ausrichtung an der Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichtes macht das Werk 
zu einem jederzeit alltagstauglichen 
Werkzeug, welches vom Verfasser mitt-
lerweile im Bereich des Individualarbeits-
rechtes, ggf. mit kollektivrechtlichem 
Einschlag, fast ausschließlich verwendet 
wird. Da die an Arbeitnehmerinteressen 
ausgerichteten Argumentationsketten 
stets durch Rechtsprechung untermauert 
sind, überwindet der HK-ArbR die üb-
liche strukturelle Schwäche zielgruppen-
orientierter juristischer Kommentarlitera-
tur. Da es in Beratungs- wie Prozesssitua-
tionen selbstverständlich sein sollte, sich 
für die zutreffende strategische und tak-
tische Beratung des Mandanten auf die 
Denkweise der Gegenseite einzulassen, 
ist das Werk für die Arbeitgeberberatung 
in gleicher Weise einsetzbar und weist 
insbesondere deutlich auf eine Vielzahl 

von Schwächen und Angriffspunkten 
möglichen arbeitgeberseitigen Handelns 
schon vorab hin. Das Werk selbst mag 
man längst nicht im Maße des benann-
ten Erfurter Wettbewerbers zitieren, 
umso mehr aber die darin aufgefundene 
thematisch jeweils aktuellste Rechtspre-
chung.  Checklisten, Beratungshinweise 
und Formulierungsvorschläge versetzen 
in die Lage, die gewonnen Erkenntnisse 
ggf. sofort im Schriftsatz zu verwen-
den und somit einen wertvollen Zeit-
vorteil im stressigen Arbeitsrechtsalltag 
zu erzielen. Nicht nur die tiefgehende 
Durchdringung von Problemen ist mit 
diesem einbändigen und preiswerten 
Werk möglich. Es liefert auch für den 
Einstieg in bis dato wenig praktizierte 
Materien durch seinen strukturierten 
Aufbau schnellen Erstzugriff für den 
Praktiker. Der Verfasser hat derzeit einen 
Tätigkeitsschwerpunkt im Ausbildungs-
bereich und schätzt beispielsweise die 

gelungene Kommentierung des Berufs-
bildungsgesetzes (RA+FAfArbR Roland 
Gross) ohne hierfür noch gesonderte 
Spezialliteratur vorhalten zu müssen. Ein 
Vorzug, welcher auf viele weitere kom-
mentierte Nebengesetze ebenso zutrifft.
Zur Lektüre motiviert nicht zuletzt die 
wertvolle Beteiligung sächsischer Kol-
legen, namentlich Prof. Dr. Burkhardt 
Boemke (§§ 305-310, § 611 BGB Rn 
267-459, 465-470) von der Universität 
Leipzig, RA und wissenschaftlicher As-
sistent an der Uni Leipzig Dr. Bernhard 
Ulrici (§§ 305-310 BGB, UrhG) sowie RA 
und FAfArbR Roland Gross (§§ 72-79, 
Vorb. §§ 92-96 a, 111 ArbGG, §§ 10-19, 
27-33 BBiG).
Alles in allem ist der HK-ArbR bereits 
in jungem Alter als unverzichtbarer wie 
preiswerter Bestandteil der Handbiblio-
thek des Arbeitsrechtspraktikers anzu-
sehen.  

Rezension von RA Jörg Freund 

Anzeigen 03/2013

Kanzlei & Büro

Ich verkaufe altershalber gut einge-
führte RA Kanzlei in Dresden in guter 
Lage mit Stammklientel im Mittel-
stand und konstanten Umsätzen, vor-
rangig mit den Tätigkeiten Arbeits- und 
Sozialrecht, Landw.recht, Verm.recht 
und Allg.Zivilrecht.
Nähere Einzelheiten möchte ich gern mit 
einer Interessentin/einem Interessenten 
pers. besprechen.
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer Sachsen, Chiffre-Nr. 620/2013, 
Glacisstr. 6, 01099 Dresden.

Etablierte Anwaltskanzlei seit 1989 in 
Zwickau zu überaus günstigen Kon-
ditionen abzugeben.
Telefon: 0375 213518

Rechtsanwältin und Fachanwältin 
sucht in Leipzig - Mitte Möglichkeit 
zur Mitbenutzung von Sekretariat 
und eines Besprechungsraums für ge-
legentliche Besprechungen. 
Für weitere Auskünfte stehe ich gerne 
unter der Nr. 01702119200 zur Verfü-
gung.
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer Sachsen, Chiffre-Nr. 623/2013, 
Glacisstr. 6, 01099 Dresden

Wir (Fachanwältin für Medizin- und So-
zialrecht und Fachanwältin für Medizin-
recht) suchen Besprechungszimmer 
zur gelegentlichen Mitbenutzung in 
Kanzlei in Leipzig. 
Bei Interesse melden Sie sich bitte bei  
Rechtsanwältin Anke Christ unter: info@
christ-rechtsanwaelte.de

Zwei bis drei möblierte Büroräume 
(ca. 12 - 17 qm) in Dresdner Kanzlei 
(Wallgässchen, Innere Neustadt) an 
Kollegen zu vermieten. Die Mitbenut-
zung von Küche, Bibliothek und Bespre-
chungsraum ist enthalten. Möglich wäre 
auch die Mitbenutzung des Sekretariats 
mit erfahrener ReFA und auf Wunsch der 
Bürotechnik. 
Kontaktaufnahme unter 0174 9373980 
oder heuer@boergers.com.

Steuerberater vermietet ab sofort 
vollwertige Büroetage (ca. 180 m²) im 
Obergeschoß in 01099 Dresden, Nähe 
Waldschlößchenbrücke. Die Etage 
verfügt über sechs Räume, Empfangs-
bereich sowie zwei größere Sanitärberei-
che. Infrastruktur, Technik, Archivräume 
und Parkplätze sind vorhanden. Neben 
der eigenen Teeküche besteht die Mög-
lichkeit, zusätzlich mit dem Steuerbera-
ter eine Küche gemeinsam zu nutzen. 
Interessenten möchten sich bitte unter 

folgenden Kontaktdaten bei uns melden: 
Tel.: 0351-807080, Fax: 0351-8070850 
oder per Mail: info@hp-dresden.de

Alteingesessene mittelsächsische 
Steuerkanzlei mit zusätzlichem, klei-
nem Mandantenstamm in Leipzig 
sucht Mitnutzung von Räumlichkei-
ten (1 Raum) zum Start einer Kanzleier-
öffnung in Leipzig. 
Anfragen Herr Luginger, Telefon 
03435/935790, Mail: mail@luginger.eu; 
www.luginger.eu

Rechtsanwaltsbüro/Insolvenzverwal-
terbüro bietet 1-2 Kollegen/-innen 
Platz in 3-Raumbüro (mit Küche/WC’s) 
in repräsentativer Stadtvilla in Dres-
den (je ca. 20m² in EG) zur Untermie-
te/Mitbenutzung. Preis nach Vereinba-
rung und Leistungsumfang. Tiefgaragen-
stellplatz möglich.
Bei Interesse Kontakt über: bueroberlin@
gmx.de

Kanzlei Leipzig
Angeboten werden für eine berufliche 
Zusammenarbeit attraktive, großzügige 
und helle Kanzleiräume mit repräsentati-
vem Eingangsbereich und Besprechungs-
raum. Es werden alle Kollegen, die aus 
bestehenden Bürogemeinschaften oder 
Sozietäten ausscheiden möchten, an-



anzeigen 03/2013

58          KAMMER aktuell 

gesprochen, aber auch junge Rechtsan-
wälte, die gern in eigenen Räumen tätig 
sein möchten. Sehr faire und bezahlbare 
Konditionen werden zugesichert. Eine 
weitere engere Zusammenarbeit ist nicht 
ausgeschlossen. 
Vertrauliche Behandlung Ihrer Anfragen 
wird zugesichert. 
E-Mail: kontakt@f-inka.de

Büroräume zur Kanzleinutzung in 
repräsentativer Villa ab sofort zu ver-
mieten. 
Lage: Chemnitz, Schlossberg Nähe Küch-
wald, Größe: 116 qm 1. OG, 75 qm DG, 
(optional ca. 50 qm Souterrain). Miete 
1.170,00 EUR  zzgl. Mwst, NK 380,00. 
EUR. Geteilte Nutzung aus Wohnen und 
Arbeiten ist möglich. Datennetz und Te-
lefonanlage sind bezugsfertig vorhan-
den. 
Kontakt bitte über 0172-2110677 oder 
villa.chemnitz@web.de

Anwaltskanzlei mit arbeitsrechtli-
chem Profil hat alles, insbesondere 
schöne Büroräumlichkeiten in reprä-
sentativer Zentrumslage Leipzigs, 
qualifiziertes Personal und ein funk-
tionierendes Sekretariat, moderne 
technische Ausstattung, Bespre-
chungs- und Schulungsräume – aber 
es sind nach dem Ausscheiden von Kolle-
gen 1-3 Räume frei. Deshalb wenden wir 
uns bevorzugt an AnwaltskollegInnen, 
gerne aber auch SteuerberaterInnen 
oder WirtschaftsprüferInnen, und bieten 
integrierende Kooperation an. 
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer Sachsen, Chiffre-Nr. 626/2013, 
Glacisstr. 6, 01099 Dresden

Bürogemeinschaft / Kooperation

Stark expandierende Steuerberatungs-
kanzlei in erstklassiger Lage von Chem-
nitz, spezialisiert auf Unternehmens-
nachfolge und Erbschaftsteuer, sucht 
Rechtsanwaltskollegen/-in mit eigenem 
(auch kleinen) Mandantenstamm mit 
Spezialisierung auf  Erb- und/oder Ge-
sellschaftsrecht zunächst für Büroge-
meinschaft; später zur Aufnahme als 
Partner/-in.
Zuschriften an die Rechtsanwaltskammer 
Sachsen, Chiffre-Nr. 616/2013, Gla-
cisstr. 6, 01099 Dresden

Bürogemeinschaft in Leipzig 
Renommierte, voll ausgestattete RA-
Kanzlei in Leipzig bietet Kollegen/Kol-

leginnen beste Startmöglichkeiten für 
den Einstieg ins Berufsleben oder zur 
Verbesserung der derzeitigen beruflichen 
Situation durch Eintritt in eine bestehen-
de Bürogemeinschaft. Wert gelegt wird 
auf eine dauerhafte Zusammenarbeit in 
kollegialer Arbeitsatmosphäre. Fachli-
che Unterstützung für Berufsanfänger/
innen und kollegialer Austausch mit be-
rufserfahrenem Kollegen sind selbstver-
ständlich. Es besteht die Möglichkeit zur 
Mandatsübernahme oder Vertretungen 
auf Honorarbasis zur Deckung der anfal-
lenden Kosten in Höhe von ca. 400 EUR 
brutto monatlich für die Miete eines ca. 
16 m² großen Zimmers nebst Mitbenut-
zung von Wartezimmer, Archiv, Küche 
und Toilette; kostenfrei sind die ersten 
3 Monate. Die Kanzlei befindet sich in 
unmittelbarer Nähe des Amtsgerichts. Es 
bestehen beste Verkehrsverbindungen 
und Parkmöglichkeiten. Für einen rei-
bungslosen Kanzleiablauf sorgt ein pro-
fessionelles und qualifiziertes Vollzeitse-
kretariat, dessen Mitbenutzung möglich, 
aber nicht Voraussetzung ist. Mittelfristig 
ist die Kanzleiübernahme unter inten-
siver Begleitung erwünscht, unter Um-
ständen auch zunächst die Bildung einer 
Sozietät. 
Zuschriften an Rechtsanwaltskammer 
Sachsen, Chiffre-Nr. 621/2013, Gla-
cisstraße 6,01099 Dresden

Sehr geehrte Kolleginnen/Kollegen,
wir sind eine im Bereich Insolvenz- sowie 
Steuerrecht spezialisierte und gut einge-
führte Sozietät. Wir suchen in Dresden 
oder Leipzig eine Kollegin/ einen Kolle-
gen/ eine kleinere Sozietät/ mit Interesse 
am Insolvenz-/Wirtschafts-/oder Steuer-
recht zunächst in Bürogemeinschaft. 
Bei guter Zusammenarbeit wäre perspek-
tivisch Sozietät möglich.
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer Sachsen, Chiffre-Nr. 627/2013, 
Glacisstr. 6, 01099 Dresden.

Bundesweit präsente Rechtsanwalts-
kanzlei sucht zur Erweiterung/Ergänzung 
ihres Standortes in Dresden interessierte 
und interessante Kolleginnen und Kol-
legen. Im Rahmen einer Bürogemein-
schaft können wir uns kennenlernen, 
spätere Partnerschaft ist erwünscht. 
Kontaktaufnahme unter  joburg89@
outlook.de

KURZ: Chemnitz-Zentrum – Büroge-
meinschaft ab 01.01.2014
Kanzlei in Chemnitz möchte sich nach 
zweijährigem Bestehen räumlich ver-

größern. Für dieses Vorhaben werden 
Kolleginnen und Kollegen für eine Bü-
rogemeinschaft ab 01.01.2014 gesucht. 
Die zukünftigen Kanzleiräume sind zen-
trums-, gerichtsnah und behindertenge-
recht. Bürokommunikation, Möbel und 
Sekretariat können zur Verfügung ge-
stellt werden. 
Bei Interesse bitte E-Mail an:  
rechtsanwaltskanzlei.chemnitz@mail.de.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
für den weiteren Aufbau eines Pro-
jektes zum Bank- und Kapitalanlage-
recht, Versicherungsrecht suche ich 
einen Mitstreiter. Auch Berufsanfänge-
rinnen oder Berufsanfänger mit entspre-
chenden Interessen und Ansätzen sind 
sehr willkommen. Wünschenswert wäre 
die Bereitschaft zur Zusammenarbeit in 
einer Bürogemeinschaft. 
Rechtsanwalt Stephan Lengnick, Chem-
nitzer Straße 96, 01187 Dresden, Tel.: 
0351 4700820, E-Mail: lengnick@email.
de

Der Leipziger Standort unserer über-
örtlichen Partnerschaft von Rechtsan-
wälten, Wirtschaftsprüfern und Steu-
erberatern mit 5 Berufsträgern bietet 
einer/m berufserfahrene/n Kollegen/
in mit eigenem Mandantenstamm 
eine Kooperation/Bürogemeinschaft 
mit der Perspektive einer Partner-
schaft in modernen Büroräumen in 
zentraler Toplage in der Leipziger In-
nenstadt (Speck´s Hof). 
Zur Verfügung steht ein Anwaltsbüro 
mit vollständig vernetzten Sekretariatsar-
beitsplätzen sowie moderner Infrastruk-
tur (Empfang, EDV, Telefonanlage, etc.). 
Alle weiteren Informationen über uns 
finden Sie auch unter www.snp-online.
de. 
Kontakt über Frau Rechtsanwältin 
Manuela Hanke: manuela.hanke@
snp-online.de oder unter 0341/ 7100980 
(Büroleiterin Frau Paul). Vertraulichkeit 
wird zugesichert.

Kanzlei Zwickau
Eine seit 1995 existierende Anwalts-
kanzlei -derzeit 1 Anwalt tätig- sucht 
Rechtsanwalt/-in in Bürogemein-
schaft mit dem Ziel der Soziierung. 
Das Büro ist vollständig und stilvoll aus-
gestattet und umfasst 108 m2. Koope-
ration besteht mit Rechtsanwälten in 
Leipzig, Straußberg Eggersdorf sowie  
San Diego, CA, USA. Wünschenswert 
ist Rechtsanwalt/-in auf den Gebieten 
Familien-, Sozial-, Straf- und/oder Ur-
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heberrecht  sowie Handels- und Gesell-
schaftsrecht.
Bei Interesse Kontakt: info@ra-goller.de
 
Fachanwalt für Handels- und Gesell-
schaftsrecht mit eigenem Mandan-
tenstamm und 14-jähriger Berufs-
erfahrung sucht neue Bürogemein-
schaft in Dresden. 
Eine zukünftige Partnerschaft ist nicht 
ausgeschlossen. 
Bei Interesse wird eine Kontaktaufnah-
me unter info@schoenwolf-recht.de er-
wünscht.
Wir bieten Kollegen/in eine Büroge-
meinschaft in attraktiven Räumen in 
Leipzig-Mitte (Zentrum Südost). 
Informieren Sie sich über uns: www.
rechtsanwae l te - ra th-uh lmann.de 
und nehmen Sie Kontakt auf unter 
Tel.: 0341/9954230 bzw. kontakt@
rechtsanwaelte-rath-uhlmann.de.

Bürogemeinschaft in Leipzig-Gohlis
Kollege/-in für Bürogemeinschaft in Leip-
zig-Gohlis gesucht. Kanzlei ist verkehrs-
günstig gelegen und weist eine günstige 
Kostenstruktur auf. Mitbenutzung des 
Sekretariats ist möglich.
Bei Interesse melden Sie sich bitte tele-
fonisch unter 0341 9939777 oder per 
E-Mail: info@kanzleiweigand.de

Leipziger Rechtsanwältin mit lang-
jähriger Berufserfahrung (vorwie-
gend FamR) sucht Kollegen/in zur 
Gründung einer Bürogemeinschaft. 

Es erwarten Sie ansprechende Räume di-
rekt am BVerwG. Vollst. Büroausstattung 
sowie Vollzeitsekretariat sind vorhanden. 
Gern kann auch eigenes Personal mit 
eingebunden werden. 
Anfragen bitte an RAin S. Seidler, info@
seidler-kanzlei.de, Tel. 0341/964 35 30

Anwaltskanzlei in Dresden-Klotzsche 
(www.arus.eu) sucht ab sofort Kolle-
gen/in oder Steuerberater/in mit ei-
genem Mandantenstamm für Zusam-
menarbeit in Bürogemeinschaft. 
Wir bieten ein eigenes Büro (möbliert) 
mit Medienanschlüssen, einen zentralen 
Besprechungsraum und gemeinsame Se-
kretariatsnutzung mit weiteren ausbau-
fähigen Arbeitsplätzen. 
Anfragen bitte an: janet.eisold@arus.eu

Im Wirtschaftsrecht tätige Kanzlei in 
der Leipziger Waldstraße sucht für 
eine Bürogemeinschaft/Rechtsan-
waltspartnerschaftsgesellschaft mit 
einem auf ganzheitliche Unternehmens-
beratung ausgerichtetem Konzept inte-
ressierte Kollegen, die im Wirtschafts-
recht tätig sind oder tätig sein möchten. 
Telefon: 0341 60079737, christoph.
hempel@boissier-partners.com

Sehr geehrte Kollegen und Kollginnen,
zum 01.10.2013 geht die mit mir in 
Bürogemeinschaft arbeitende Kollegin 
in eine Festanstellung. Daher biete ich 
die Zusammenarbeit in einer sehr 
gut ausgestatteten und stilvollen An-

waltskanzlei an. Bei Interesse können 
ca. 50 laufende Mietakten von der Kol-
legin übernommen werden. 
RA Lengnick, Chemnitzer Straße 96, 
01187 Dresden, Tel. 0351 4700820, E-
Mail:  lengnick@email.de

Selbständige Rechtsanwältin, Fachan-
wältin für FamR, Verkehrsrecht  (Fach-
anwaltslehrgang), MietR mit eig. Man-
dantenstamm sucht Zusammenarbeit 
mit Kanzlei in Dresden in Form einer 
Sozietät, Bürogem. oder Anstellung. 
Zuschriften erbeten unter: Rain-DD@t-
online.de

Rechtsanwalt/-anwältin gesucht.
Alteingesessene, zivilrechtlich ausgerich-
tete Kanzlei in Dresden (www.htc-rae.de) 
mit derzeit 4 Berufsträgern sucht zur Ver-
stärkung  dynamische(n) Mitstreiter(in), 
gern auch aktive(n) Einzelanwalt/-wältin 
zur Zusammenarbeit in Bürogemein-
schaft und späterer vertiefter Zusam-
menarbeit. Berufungserfahrung wird 
vorausgesetzt, auch die Bereitschaft zur 
Einarbeitung in neue Rechtsgebiete. 
Bewerbungen, die selbstverständlich 
vertraulich behandelt werden, bitte an 
haas@htc-rae.de.

Unsere Kanzlei ist seit 1994 in Radebeul 
bei Dresden ansässig und schwerpunkt-
mäßig auf dem Gebiet des Wirtschafts-, 
Immobilien-, Bau- und Architektenrech-
tes sowie Familienrechtes tätig. Wir su-
chen eine Kollegin oder einen Kolle-
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gen mit eigenem Mandantenstamm 
als Verstärkung im Rahmen einer Bü-
rogemeinschaft. Wir bieten ein eigenes 
Büro in einer sehr schönen alten Villa, 
Personal, Büromaterial sowie –technik 
zur Mitnutzung.
Rechtsanwälte Voigt, Augustusweg 105, 
01445 Radebeul, Tel. 0351/83789-0, 
Email: voigt@raevoigt.de

Im Wirtschaftsrecht tätige Kanzlei in 
der Leipziger Waldstraße sucht für 
eine Bürogemeinschaft/Rechtsan-
waltspartnerschaftsgesellschaft mit 
einem auf ganzheitliche Unternehmens-
beratung ausgerichtetem Konzept inte-
ressierte Kollegen, die im Wirtschafts-
recht tätig sind oder tätig sein möchten.
Rechtsanwalt Christoph Hempel, info@
boissier-legal.com, 0341 60079737

Sonstiges

Wir sind eine Kanzlei aus Breslau und 
Warschau in Polen. Sollten Sie Unter-
stützung in der deutschsprachigen 
Betreuung von Mandanten in Polen 
benötigen, schreiben Sie uns einfach 
an: soprzalski@cplegal.pl

Selbstständige Geprüfte Rechtsfach-
wirtin und Dozentin mit über 10-jäh-
riger Berufserfahrung bietet kom-
petente Beratungsleistung im Kanz-
leimanagement, Personalentwicklung, 
Personaleinsatzplanung inkl. Inhouse-
Schulung; ideal geeignet für Berufsstar-
ter und Kanzleien im Veränderungspro-
zess (Beratungsprojekte sind - abhängig 
vom Kanzleistandort - mit bis zu 80 % 
förderbar); 

Kontakt: Yvonne Müller; 0173 
1929659 oder mueller@afva.de; 
www.afva-beratung.de

Wenn Ihr Personal gerne ein paar 
Tage Urlaub nehmen möchte und Sie 
sich fragen, wer dann in dieser Zeit 
all die Diktate schreibt? Dann bin ge-
nau ich Ihre Ansprechperson.
Gerne stehe ich Ihnen unter der Woche 
jeden Abend (ab 17Uhr), jedes komplette 
Wochenende und jeden kompletten Fei-
ertag von zu Hause aus zur Verfügung.
Frau Kestler, Tel: 0173 / 36 464 14, Email: 
sekretaerin_01@aol.com

Stellenangebote

Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen,
wir - zwei Rechtsanwälte in Bürogemein-
schaft - suchen einen wirtschaftlich 
denkenden Mitstreiter mit Affinität 
zur inhaltlichen Gestaltung von In-
ternetseiten in verschiedenen juristi-
schen Projekten. Die  Aussichten, sich 
daraus etwas eigenes mit Zukunft aufzu-
bauen sind ausgezeichnet. Die Vorfinan-
zierungskosten werden durch die bei-
den eingesessenen Kollegen getragen. 
Bereitschaft und Fähigkeit zur vertieften 
Ausarbeitung juristischer Themen ist Vo-
raussetzung. Wegen der notwendigen 
intensiven Zusammenarbeit ist auch die 
Bereitschaft in die Bürogemeinschaft ein-
zusteigen unabdingbar. 
RA Lengnick, Chemnitzer Straße 96, 
01187 Dresden, Tel. 0351 4700820, E-
Mail:  lengnick@email.de

Suche wegen alters- u. krankheitsbe-
dingte Einstellung des Kanzleibetriebes in 

DD-Neustadt, Görlitzer Str., für voraus-
sichtlich Mitte/Ende 2014 jüngere(n) 
Kollegin/en zu flexiblen Abwicklung 
bzw. Übernahme dann noch nicht 
abgeschloss. Mandate nach vorhe-
riger Einweisung in Allg.kanzlei Zivil-, 
Straf- u. Ausl.recht. Spätere Anmietung 
der eingericht. Kanzleiräume (ETW, 2 Zi., 
Kü., Bad, 42 qm) in EG mögl.
Tel. 0172/6130456

Die ad.agda GmbH sucht Anwälte, 
Anwältinnen und/oder Anwaltskanz-
leien als Kooperationspartner/Ver-
tragsanwälte unseres Unternehmens.
Wir betreiben ein Internetportal für 
Rechtsratsuchende. Viele unserer Inter-
essenten bedürfen einer außergerichtli-
chen, anwaltlichen Vertretung. Diesbe-
züglich suchen wir anwaltliche Koopera-
tionspartner für die nachstehend aufge-
führten Rechtsgebiete:

• allgemeines Zivilrecht
• allgemeines Schuldrecht
• Kaufrecht/eCommerce
• Mietrecht
• Sozialrecht
• Arbeitsrecht
• Familienrecht
• Erbrecht
• Urheberrecht
• Verkehrsrecht

Sie sollten mindestens zwei der vorge-
nannten Themenbereiche zu Ihren Be-
arbeitungsschwerpunkten zählen und 
über entsprechende Fachkenntnisse 
verfügen sowie praktische Erfahrungen 
bei der Bearbeitung von Mandanten in 
diesen Rechtsgebieten besitzen. Zudem 
sollten Sie über eine eigene Kanzlei ver-
fügen bzw. selbstständig als Anwalt/
Anwältin tätig sein. Die Zusammenarbeit 

www.inter.de

Risiko: 
Vorübergehend geschlossen!
Krankheit, Unfall, Sachschaden – Ihre Kanzlei steht still. Und die Kosten? 
Sichern Sie Ihre Existenz:

 Krankentagegeld schützt Sie vor Verdienstausfall

 Betriebs-Ausfallversicherung übernimmt die laufenden Kosten

Profi tieren Sie jetzt von den Vorteilen des Rahmenvertrages mit Ihrer 
Rechtsanwaltskammer!

Mehr Informationen:
INTER Versicherungsgruppe
Schützenhöhe 16 · 01099 Dresden · Telefon 0351 812660 · Fax 0351 812665
soeren.marschner@inter.de
Schützenhöhe 16 · 01099 Dresden · Telefon 0351 812660 · Fax 0351 812665

Rahmenvertragspartner der Rechtsanwaltskammer Sachsen
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lässt sich fl exibel sowie den individuellen 
möglichkeiten angepasst gestalten und 
ist deutschlandweit möglich. Die Einzel-
heiten werden im bewerbungsverfahren 
besprochen.
bei Interesse senden sie Ihre bewer-
bungsunterlagen zu. wir benötigen ein 
kurzes Kanzleiprofi l und mitteilungen 
darüber, welche der vorgenannten The-
mengebiete sie bearbeiten könnten. Die 
bewerbung übersenden sie bitte aus-
schließlich per Email. Das bewerbungs-
verfahren läuft über die Kanzlei Lf legal 
Rechtsanwälte, hinüberstr. 8, 30175 
hannover. Die Kanzlei meldet sich so-
dann bei Ihnen.
ad.agda gmbh, Telefon: 
0511/54543874, fax: 0511/54543879, 
Email: bewerbung@adagda.de, Internet: 
www.adagda.de

Wirtschaftsrechtlich ausgerichtete 
Kanzlei in Dresden sucht kurzfristig 
engagierten Rechtsanwalt (m/w) zur 
Unterstützung, bevorzugt in Teilzeit 
(20-30 Wochenstunden). 
Erste Erfahrungen in den bereichen  
wirtschaftsrecht, Insolvenzrecht und 
steuerrecht sind wünschenswert -  Zu-
verlässigkeit und die bereitschaft, sich in 
neue sachverhalte einzuarbeiten, sollten 
selbstverständlich sein. wir freuen uns 

auf Ihre bewerbung!
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer sachsen, Chiffre-Nr. 624/2013, 
glacisstr. 6, 01099 Dresden.

Chemnitzer Anwaltskanzlei sucht 
zur Verstärkung ihres Teams einen 
Rechtsanwalt/Rechtsanwältin. 
hohe motivation und Einsatzbereitschaft, 
der wille zur Erweiterung der Tätigkeits-
schwerpunkte und zur spezialisierung 
sowie mobilität setzen wir voraus.
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer sachsen, Chiffre-Nr. 625/2013, 
glacisstr. 6, 01099 Dresden

Wir suchen für unsere alteingeses-
sene Dresdener Anwaltskanzlei mit 
Schwerpunkt im Zivil-, Wirtschafts- 
und Handelsrecht sowie der nationa-
len und internationalen Vertragsge-
staltungen einen/ eine jüngeren/ jün-
gere, gleichwohl erfahrenen/ erfah-
rene Kollegen/in, der/die mehrjährige 
Erfahrung in der eigenverantwortlichen 
führung von Unternehmensmandaten, 
verhandlungserfahrung und –geschick, 
sowie fundiertes fachwissen in den ge-
nannten schwerpunktbereichen gepaart 
mit unternehmerischer Denkweise be-
sitzt. hohe motivation und Einsatzbereit-
schaft, verhandlungssicheres Englisch, 

der wille zur Erweiterung der Tätigkeits-
schwerpunkte und zur spezialisierung, 
sowie mobilität setzen wir voraus. Unse-
re Kanzlei befi ndet sich in bester zentra-
ler Lage Dresdens und verfügt über mo-
dernste Ausstattung. Ziele der Tätigkeit 
sollten eine erfolgreiche und nachhaltige 
Zusammenarbeit sowie eine spätere part-
nerschaft sein. 
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer sachsen, Chiffre-Nr. 618/2013, 
glacisstr. 6, 01099 Dresden.

Für den Aufbau unseres Standorts in 
Dresden suchen wir Rechtsanwälte 
(m/w). 
nach einer Einarbeitungsphase werden 
sie vornehmlich einen unserer intern. 
mandanten in allen fragen des wirt-
schaftsrechts betreuen. neben erster be-
rufserf. bringen sie Kenntnisse im wirt-
schafts-, vertrags- und gesellschafts-
recht sowie verständnis für wirtsch. Zu-
sammenh. mit. 
schwarzbeck@pfp-legal.de; www.pfp-
legal.de

größere renommierte überörtliche sozi-
etät von Rechtsanwälten, steuerberatern 
und wirtschaftsprüfern sucht für ihren 
standort in Dresden zum Ausbau des 
bau- und Immobilienteams zum nächst-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

        
 

                                                    
 

HANDSCHUMACHER 
KRUG  
MERBECKS 
RECHTSANWÄLTE 

 
Stellenangebot Rechtsanwältin/Rechtsanwalt  
 
Wir sind eine auf Insolvenz- und Zwangsverwaltungsverfahren spezialisierte Anwaltskanzlei 
mit sechs Standorten in Berlin, Sachsen und Thüringen. Unsere Kanzleiorganisation ist auf 
eine standortübergreifende Teambildung ausgerichtet, in der individuelle Fortbildungs- und 
Karriereentwicklungsmöglichkeiten gewährleistet sind. 
 
Wir bieten je eine Anstellung als Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt in den Fachgebieten 
Insolvenzverfahrens- und Insolvenzsteuerrecht an unseren Standorten in Berlin und Chemnitz 
an. 
 
Die Vertraulichkeit eingehender Bewerbungen wird versichert. 
 
Bei Interesse bitten wir um Zusendung Ihrer Bewerbung an folgende Kontaktdaten 
 

Handschumacher Krug Merbecks   Handschumacher Krug Merbecks 
Rechtsanwälte     Rechtsanwälte 
Wallstraße 69     Leipziger Straße 58 
10179 Berlin     09113 Chemnitz 

 
 handschumacher@handschumacher.de. 
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möglichen Zeitpunkt eine/n motivierte/
en Rechtsanwältin / Rechtsanwalt 
mit Prädikatsexamina, mindestens 2-3 
Jahren Berufspraktika sowie besonderen 
Interessen und Kenntnissen im Fachbe-
reich Bau- und Architektenrecht sowie 
Immobilienrecht. Fachanwaltstitel ist von 
Vorteil, Bereitschaft zum Erwerb in jedem 
Fall Bedingung. 
Wir sind eine fachlich diversifizier-
te und hoch qualifizierte Kanzlei mit 
Wachstumsperspektiven im rechtlichen 
und steuerlichen Bereich. Weitere Infor-
mationen über uns erhalten Sie unter 
www.bskp.de.  
Zur Kontaktaufnahme wenden Sie sich 
bitte an Herrn Rechtsanwalt Bernd Mor-
genroth. Kanzlei: Dr. Broll - Schmitt - 
Kaufmann & Partner, Fetscherstraße 29 
in 01307 Dresden, Tel: 0351/318900, 
Fax: 0351/3189099, E-Mail: dresden-
personal@bskp.de

Dresdner Rechtsanwaltskanzlei sucht 
zur Verstärkung ihres Dezernats 
Bau- und Architektenrecht eine/n 
engagierte/n Rechtsanwältin/-an-
walt, ggf. auch in Bürogemeinschaft. 
Kontakt: kanzlei-bg@gmx.net

Bundesweit gefragte Fachkanzlei für 
Bank- und Kapitalmarktrecht sucht 
ab sofort zur Verstärkung unseres 
Teams einen Rechtsanwalt mit Pra-
xiserfahrung im Versicherungsrecht 
oder spezialisiert im Bank- und Kapi-
talmarktrecht oder im Gesellschafts-
recht.
Falls wir Ihr Interesse geweckt haben, 
bitten wir um Kontaktaufnahme in Form 
von einer vollständigen Bewerbung, gern 
auch per Mail, z.Hd. Herrn Rechtsanwalt 
Reime, Innere Lauenstrasse 2, 02625 
Bautzen, Tel. 03591-2996133, Fax. 
03591-2996144, www.rechtsanwalt-
reime.de, info@rechtsanwalt-reime.de

Die publity AG ist ein auf die Verwertung 
von Bankforderungen spezialisiertes 
Emissionshaus in Deutschland. Seit 1999 
bieten wir unseren Anlegern ein ein-
zigartiges Spektrum an Produkten und 
Dienstleistungen. Das Kerngeschäftsfeld 
ist die transparente Bearbeitung von Pro-
blemkrediten und deutschen Immobilien 
aus Bankenverwertung für private und 
institutionelle Investoren. 
Für unsere Rechtsabteilung suchen 
wir eine(n) zuverlässige(n) und 
teamfähige(n) Rechtsanwalt/Rechts-
anwältin - Standort: Leipzig, 
der/die durch seine/ihre selbstständige 

Arbeitsweise notleidende und titulierte 
Forderungen bearbeitet. Hierzu gehört 
sowohl die direkte Korrespondenz mit 
den Schuldnern als auch das Ergreifen 
von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 
in Zusammenarbeit mit Gerichten und 
Gerichtsvollziehern. Wir geben auch ger-
ne Berufseinsteigern eine Chance!
Sollten Sie Interesse haben, freuen wir 
uns auf Ihre aussagekräftige Bewerbung. 
Bitten senden Sie diese per E-Mail an 
f.bergner@publity.de oder per Post an 
die unten stehende Adresse. Geforder-
te Unterlagen: Anschreiben, Lebenslauf, 
Lichtbild, Zeugnisse, Beschreibung der 
Kenntnisse und Fertigkeiten.
publity AG, Landsteinerstrasse 6, 04103 
Leipzig

Etablierte Anwaltskanzlei aus Löß-
nitz/Erzg. sucht zur Erweiterung ih-
res Mitarbeiterkreises engagierte(n) 
Rechtsanwältin/Rechtsanwalt. 
Die Tätigkeitsschwerpunkte werden 
überwiegend im Bereich des Familien-, 
Erb- und Allgemeinen Zivilrechts liegen. 
Erwartet werden gute juristische Kennt-
nisse, eine sorgfältige Arbeitsweise so-
wie Teamfähigkeit. 
Ihre aussagekräftige Bewerbung mit 
Lebenslauf und Angabe Ihrer Vergü-
tungsvorstellungen richten Sie bitte an: 
Rechtsanwälte Alexander Troll & Ivo Sie-
ber, Chemnitzer Straße 2, 08294 Lößnitz 
oder an a.troll@troll-sieber.de.

Langjährig bestehende Rechtsan-
waltskanzlei in Plauen sucht zur Er-
weiterung zum baldest möglichen 
Zeitpunkt eine(n) engagierte(n) 
Rechtsanwältin/Rechtsanwalt mit der 
Bereitschaft, im Wesentlichen zivilrecht-
liche, insbesondere wirtschaftsrechtliche 
Mandate lösungsorientiert zu bearbei-
ten. 
Wenn Sie über solide juristische Kennt-
nisse, wirtschaftliches Verständnis und 
eine präzise und gründliche Arbeitsweise 
verfügen sowie an einer anspruchsvol-
len und abwechslungsreichen Tätigkeit, 
insbesondere durch Kooperation mit 
Steuerberatern, interessiert sind, richten 
Sie bitte Ihre aussagekräftige Bewer-
bung an: RA Jens Kelz, Weststraße 33, 
08523 Plauen, Tel. 03741/7195000,  
info@ra-kelz.de

arbeitskanzlei gerhard Fachkanz-
lei für Arbeitsrecht in Leipzig (www.
arbeitskanzlei.de) sucht (angehende) Fa-
chanwälte/Fachanwältinnen für Arbeits-
recht oder Verwaltungsrecht mit mindes-

tens ein- bis zweijähriger Berufserfah-
rung, die ihren Tätigkeitsschwerpunkt im 
Arbeitsrecht und/oder Beamtenrecht in 
den gemeinsamen weiteren Ausbau un-
serer Fachkanzlei einbringen wollen. 
Wir freuen uns auf Ihre Kontaktauf-
nahme per E-Mail unter gerhard@
arbeitskanzlei.de oder telefonisch mit 
Rechtsanwältin Manuela M. Gerhard un-
ter Tel: 0341/5832635.

Zivilrechtlich ausgerichtete Kanz-
lei mit Büros in Dresden und Görlitz 
sucht im Rahmen der Mitarbeit inner-
halb eines Teams von 4 Berufsträgern 
(Fachanwälten) eine/n Kollegin/en 
mit der Bereitschaft zur Spezialisie-
rung. 
Teilzeit nach Absprache möglich. Wei-
terbildung zum Fachanwalt erwünscht 
und unterstützt. Schwerpunkte zunächst 
im Miet- und Immobilienrecht und Ver-
kehrsrecht.
RAe Bullin + Weißbach, Unterer Kreuz-
weg 1, 01097 Dresden, Info: www.
anwalt-dresden.de, Bewerbung bitte per 
Mail an bewerbung@anwalt-dresden.de

Wir sind eine mittelständische Anwalts-
sozietät mit 6 Berufsträgern und betreu-
en vorwiegend Unternehmen der Immo-
bilienwirtschaft. Unsere Schwerpunkte 
liegen insbesondere im Miet- und WEG-
Recht, Energie-, Grundstücks-, Bau- und 
Architektenrecht sowie Insolvenz- und 
Zwangsvollstreckungsrecht. 
Für unser junges, dynamisches Team 
suchen wir eine(n) Rechtsanwalt/
Rechtsanwältin. Berufserfahrung und 
weitergehende Qualifizierungen sind 
vorteilhaft aber nicht Voraussetzung. 
Wir bieten auch einem Berufsanfänger 
mit Interesse am Anwaltsberuf Unter-
stützung in der Einarbeitungsphase und 
beim Aufbau eines eigenen Referates.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte an die 
Rechtsanwälte Strunz & Alter, Herrn RA 
Martin Alter, Zschopauer Straße 216, 
09126 Chemnitz. Weitere Informationen 
unter www.strunz-alter.de.

Die Kanzlei Frings & Höhne mit 
Standorten in Bautzen und Dresden 
sucht zur Verstärkung eine(n) Rechts-
anwältin/ Rechtsanwalt mit Berufs-
erfahrung mit den Schwerpunkten 
Familien- und Mietrecht.
Bitte senden Sie uns Ihre ausführlichen 
Bewerbungsunterlagen inklusive Ver-
fügbarkeit und Gehaltsvorstellung be-
vorzugt als PDF-Dokument per Email an: 
kanzlei@frings-hoehne.de
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Battke Grünberg Rechtsanwälte Partner-
schaftsgesellschaft ist mit 13 Rechtsan-
wälten eine der größeren Wirtschafts-
kanzleien Mitteldeutschlands. Wir ver-
treten Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft, kommunale Auftraggeber 
sowie karitative Einrichtungen. Unser 
Arbeitsrechtsteam ist mit 5 Juristen eines 
der stärksten Kompetenzzentren Sach-
sens. 
Wir suchen ab sofort eine/n Rechts-
anwalt/Rechtsanwältin im Bereich 
Arbeitsrecht. 
Sie passen perfekt zu uns, wenn Sie 
überdurchschnittliche Examen und Spaß 
am Anwaltsberuf im Team mitbringen. 
Zusatzqualifikationen wie eine Fachan-
waltsausbildung, eine Promotion oder 
einen LL.M. sind wünschenswert. Wir 
bieten Ihnen ein festes Anstellungsver-
hältnis im ausgewogenen Verhältnis 
zwischen hochqualifizierter Arbeit und 
Privatleben. Sie werden fachlich spezia-
lisiert arbeiten und mit einem auf Sie ab-
gestimmten Personalentwicklungskon-
zept begleitet. Haben Sie Lust, mehr zu 
sein als nur „Mitarbeiter“? 
Dann bewerben Sie sich, gern auch on-
line über unser Homepage: Battke Grün-
berg Rechtsanwälte PartG, Frau Dr. Ben-
kendorff, Am Waldschlösschen 2, 01099 
Dresden, klug-runge@battke-gruenberg.
de, www.battke-gruenberg.de

Wir betreiben eine mit Schwerpunkten 
besetzte Allgemeinkanzlei an den Stand-
orten Chemnitz und Crottendorf. 
Für unseren Standort in Crottendorf/
Erzgebirge suchen wir für ab sofort 
einen Rechtsanwalt (m/w), möglichst 
mit erster Berufserfahrung mit Freude an 
der Zusammenarbeit und dem Umgang 
mit Menschen. Zum wirtschaftlichen 
Betrieb bedarf es einer entsprechenden 
Leistungsbereitschaft, gutes Fachwissen 
setzen wir voraus. 
Über eine Bewerbung freuen wir uns. 
Diese richten Sie bitte an: Anwaltskanz-
lei Schulte, Rechtsanwalt Thomas Schul-
te, Clausstr. 72, 09126 Chemnitz bzw.  
anwaltskanzlei@ra-schulte.de.

Zur Verstärkung unseres Teams 
in Zwickau suchen wir eine/einen 
Rechtsanwalt (m/w) in unbefristeter 
Festanstellung in Vollzeit für unsere 
Insolvenzabteilung.
Näheres über uns erfahren Sie unter 
www.slk-rechtsanwaelte.de. 
Bitte senden Sie uns Ihre ausführlichen 
Bewerbungsunterlagen inkl. Verfüg-
barkeit und Gehaltsvorstellung bevor-

zugt per Email an: SCHENK LECHLEIT-
NER KRÖSCH Rechtsanwälte Steuer-
berater, Herrn Rechtsanwalt Matthias 
Lechleitner,Schumannstr. 9, 08056 Zwi-
ckau, karriere@slk-rechtsanwaelte.de.

Wir suchen für unsere Kanzlei in 
Chemnitz berufserfahrene/n Kolle-
gen/in für Teilzeittätigkeit (ggf. später 
Vollzeit) mit zumindest teilweise de-
ckungsgleichen Tätigkeitsschwerpunkten 
in den Rechtsgebieten Arbeitsrecht, IT-
Recht, Handels- und Gesellschaftsrecht, 
Insolvenzrecht, sehr gern auch Berufs-
rückkehrer/in.
Bewerbungen bitte ausschließlich im 
pdf-Format an info@dr-schroeder-rae.
com.

Die Kanzlei Anette Ehlers mit Stand-
orten in Leipzig und Berlin sucht spä-
testens ab 1.1.2014 auf Honorarbasis 
zur Verstärkung eine(n) Rechtsan-
wältin/Rechtsanwalt mit den Schwer-
punkten Verkehrs- und Arbeitsrecht.
Bitte senden Sie uns Ihre ausführlichen 
Bewerbungsunterlagen inklusive Ver-
fügbarkeit und Gehaltsvorstellungen be-
vorzugt als PDF-Dokument per Email an: 
buero@anette-ehlers.de.

Tippmann. Otto. Sitz Rechtsanwälte. 
Wirtschaftsprüfer. Steuerberater
Als eine der größeren und wachs-
tumsorientierten Kanzleien der Erz-
gebirgsregion mit derzeitig 9 Berufs-
trägern suchen wir kommunikations-
starke und unternehmerisch denken-
de Rechtsanwälte (m/w). Hier erwartet 
Sie ein engagiertes und spezialisiertes 
Team mit modernen Kanzleistrukturen 
und eine leistungsgerechte Entlohnung. 
Ihre aussagekräftige Bewerbung 
senden Sie bitte an ratippmann@ 
recht4you.com. Weitere Informationen 
unter www.recht4you.com 

Rechtsanwaltskanzlei Gaiser.de sucht in 
Festanstellung Rechtsanwältin (m/w) 
–selbstbestimmtes Arbeiten -
Wir erwarten keine Prädikatsexamina, 
Promotionen oder sonstiges; dafür Kom-
munikationsstärke. FA ist ein Plus und 
keine conditio. Sie arbeiten entweder 
(von) dort, wo und wie Sie auch woh-
nen und leben (möchten). Mehr im 
persönlichen Gespräch.
Wir suchen RechtsanwältInnen (m/w), 
die regionales/bundesweites networking 
und ihr Geschäft verstehen für
*Handels-/Gesellschaftsrecht 
*Baurecht- und Architektenrecht/ Ver-

waltungsrecht
*Sozial-/Medizinrecht sowie Familien-
recht / Strafrecht
*Gewerblicher Rechtsschutz / IP-Recht
Wir bieten flexible Arbeitszeit- wie 
auch Teilzeit-Modelle wie auch home-
office-Regelungen
… Beteiligung am Kanzlei-Umsatz und 
leistungsgerechte Vergütung
… Acht-Wochen Urlaub sowie eine um-
fassende work-life-Balance Palette
… State-of-the-art Arbeitsplatz ; Ent-
scheidungsräume und Entwicklungs-
möglichkeiten
Ausschliesslich Kurz-Bewerbungen per 
mail mit Gehaltsvorstellung, Eintrittster-
min sowie gewünschtem Arbeitszeitmo-
dell. Diese bitte an wilfried@gaiser.de an 
Rechtsanwalt Wilfried Gaiser. vergleiche 
auch www.gaiser.de

Paul & Reetz Rechtsanwälte suchen 
zur Verstärkung des Kanzleiteams in 
Dresden zum nächstmöglichen Ein-
trittstermin eine(n) Rechtsanwältin/
Rechtsanwalt.
Unsere zivilrechtlich orientierte Rechtsan-
waltskanzlei mit Tätigkeitsschwerpunk-
ten im Immobilien- und Baurecht sowie 
Arbeits- und Mietrecht plant eine Vertie-
fung und Erweiterung des Beratungsan-
gebotes. 
Sie �… verfügen über fundierte Rechts-

kenntnisse,  
… sind bereit, sich auf einem Rechts-
gebiet zu spezialisieren,  
… legen Wert auf gründliche und 
selbständige Arbeitsweise und  
… sind in der Lage, unternehmerisch 
zu denken und zu handeln. 

Wir bieten Ihnen …
      �… eine abwechslungsreiche Tätig-

keit in einem hochmotivierten Team, 
… eine leistungsorientierte Vergü-
tung und  
… ein sehr gutes Betriebsklima. 

Berufsanfänger sind als Bewerber eben-
so willkommen, wie Kolleginnen/Kol-
legen mit Berufserfahrung. Wir stehen 
allen Beschäftigungsformen (angestellte/
freie Tätigkeit) offen gegenüber und se-
hen Ihrer aussagekräftigen Bewerbung 
gern entgegen. 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte an: 
reetz@rechtsanwalt-reetz.de
Wir sind eine Kanzlei mit 3 Berufsträgern 
in Dresden. Wir suchen eine Rechtsan-
wältin (M/W) in Teilzeit für den Fach-
bereich Familienrecht zu sofort. 
Bitte schicken Sie Ihre Bewerbung per mail 
an: kuehne@kuehne-rechtsanwaelte.de
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Etablierte Allgemeinkanzlei, seit über 
30 Jahren tätig im Raum Zwickau, 
sucht Rechtsanwalt (w/m) auch in voll-
zeit mit perspektive sozius.
Kontakt unter: dietrich@dietrich-raphael.
de

Wir sind eine gut aufgestellte Kanz-
lei in Leipzig und suchen eine(n) 
angestellte(n) Rechtsanwältin/
Rechtsanwalt mit Berufserfahrung 
für die Betreuung mittelständischer 
Unternehmen in der Landwirtschaft mit 
den Tätigkeitsschwerpunkten Zivil-, Ar-
beits-, grundstücks- und gesellschafts-
recht. 
bewerbungen bitte per Email an: 
nicklitzsch@kanzlei-felgentreff.de

Die Kanzlei Stein, Walther& Rich-
ter mit Standort in Torgau sucht 
zur sofortigen Verstärkung eine(n) 
Rechtsanwältin/ Rechtsanwalt mit 
den schwerpunkten familien-, Zivil-, und 
strafrecht. 
bitte senden sie uns Ihre bewerbungs-
unterlagen  und gehaltsvorstellung be-
vorzugt als pDf-Dokument per Email an: 
walther@stein-walther-richter.de

Wir, die Kanzlei EMC Ebersberger, 
Meisen & Coll., in Zwickau, suchen 
zur Verstärkung des Kanzleiteams in 
Zwickau, ab sofort, eine/n Rechtsan-
wältin/Rechtsanwalt. 
Unsere Rechtsanwaltskanzlei, mit Tätig-
keitsschwerpunkten im verkehrs, Ar-
beits- sowie familien- und mietrecht, 
sucht für den bereich Zivilrecht und sozi-
alrecht einen unterstützenden Kollegen/
in, gern auch berufseinsteiger.  
sie sollten…  
…  über fundierte Rechtskenntnisse ver-

fügen,
…  sorgfältig, gewissenhaft sein und 

wert auf selbständiges Arbeiten le-
gen sowie 

…  in der Lage sein, unternehmerisch zu 
denken und zu handeln. 

wir bieten Ihnen …
…  eine vollzeitstelle,
…  eine abwechslungsreiche Tätigkeit in 

einem hochmotivierten Team,
…  ein sehr gutes betriebsklima.
wir sehen Ihrer aussagekräftigen bewer-
bung mit Interesse entgegen. Ihre be-
werbung richten sie bitte an: zwickau@
kanzlei-emc.de oder an: Emc Ebersber-
ger, meisen & collegen, parkstraße 12, 
08056 Zwickau. Ansprechpartner in un-
serer Zwickauer Kanzlei ist herr Rechts-
anwalt Lars Ullmann.

Rechtsanwalt (m/ w) für mittelständi-
sches Leipziger Immobilienunterneh-
men gesucht
Zur weiteren verstärkung unseres Teams 
suchen wir zum nächstmöglichen Zeit-
punkt eine Rechtsanwältin/ einen 
Rechtsanwalt für unser Unternehmen. 
Umfangreiche Kenntnisse in den berei-
chen gesellschaftsrecht, allgemeines Zi-
vilrecht sowie vollstreckungsrecht setzen 
wir voraus, ebenso die bereitschaft zur 
Einarbeitung in neue Rechtsgebiete. sie 
sind es gewohnt, eigenverantwortlich 
und zielorientiert zur arbeiten und ver-
lieren auch in stresssituationen nicht den 
Überblick. neben einer anspruchsvollen 
Tätigkeit erwarten sie ein angenehmes 
Arbeitsklima, moderne bürotechnik so-
wie ein dynamisch entwickeltes Unter-
nehmensumfeld. 
wir freuen uns auf Ihre bewerbung. ge-
forderte Unterlagen: Lebenslauf, Zeug-
nisse. bewerbungen bitte an herrn Ralf 
moritz (moritz@dgg-ag.de)

für die selbstständige nebenberufl iche 
Tätigkeit als Kursleiter/in unseres Re-
petitoriums in Leipzig und Halle su-
chen wir engagierte volljuristen/innen 
zum zeitnahen Einstieg (spätestens im 
Januar 2014). sie haben zwei prädikats-
examina (mindestens befriedigend) und 
verfügen über organisatorische fähigkei-
ten und freude an der vermittlung juris-
tischen fachwissens? Dann eröffnen wir 
Ihnen interessante perspektiven. vervoll-
ständigen sie unser Team im Zivilrecht, 
strafrecht und Öffentlichen Recht bei der 
vorbereitung auf beide staatsexamina.
bewerbungen bitte per E-mail an: Alp-
mann schmidt, c/o prof. Dr. holzhauser & 
partner Rechtsanwälte gbR, RA christian 

wagner, schloßstraße 5, 01067 Dresden, 
wagnerc@holzhauser.de

Ich suche ab sofort eine/n Rechtsan-
wältin/Rechtsanwalt, insbesondere 
für den Bereich allg. Zivilrecht. 
Ich biete eine hervorragende berufl iche 
perspektive, die viel selbstständigkeit er-
laubt sowie eine von gegenseitigem ver-
trauen, Leistungsbereitschaft und Team-
denken geprägte Zusammenarbeit. gern 
auch berufseinsteiger! 
bewerbung bitte an: Rechtsanwalts-
kanzlei helmut schwarz, hoyerswerdaer 
str. 24, 02997 wittichenau oder E-mail: 
rechtsanwalt-helmut-schwarz@t-online.
de

Verkehrsrechtlich orientierte Kanzlei 
in Chemnitz sucht RA (m/w) bzw. As-
sessor (m/w) für Elternzeitvertretung 
ab 12/2013 in voll- o. Teilzeit im An-
stellungsverhältnis. berufserfahrung von 
vorteil, jedoch nicht zwingend. Einarbei-
tung gewährleistet. 
pahn/schubert & Koll., weststr. 33, 
09112 chemnitz
bewerbungen bitte an 
ra.frankschubert@t-online.de

Wir sind eine überregionale Kanzlei 
und suchen ab sofort einen/e Jurist/in 
zur Ermittlung und Bearbeitung von 
Insolvenzansprüchen. 
Die spannende Tätigkeit erfordert ne-
ben Kenntnissen im Insolvenzrecht auch 
einen sicheren Umgang mit menschen 
und die fähigkeit zur Anleitung von per-
sonen. 
senden sie uns Ihre aussagekräf-
tige bewerbung gern per mail an: 
steffen.richter@wallnerweiss.de.

 

 
 
Für unseren Kanzleistandort in Leipzig, Petersstraße 15/Neumarkt 16/18, 
suchen wir eine/einen  
 

Rechtsfachwirtin/Rechtsfachwirt 
Rechtsanwaltsfachangestellte/Rechtsanwaltsfachangestellten 

 
für den Bereich Insolvenzrecht in Voll- oder Teilzeit.  
 
Nähere Informationen über unsere Rechtsanwaltssozietät erlangen Sie 
über www.handschumacher.de. Die vertrauliche Behandlung eingehen-
der Bewerbungen wird versichert. Bei Interesse bitten wir um die Zusen-
dung Ihrer Bewerbung entweder postalisch an Rechtsanwälte Hand-
schumacher Krug Merbecks, Herrn Rechtsanwalt Reinhard Klose, Pe-
tersstraße 15/Neumarkt 16/18, 04109 Leipzig, oder per E-Mail an 
RAKlose@handschumacher.de.  
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Wir suchen für unsere wirtschafts-
rechtlich ausgerichtete Kanzlei in 
Plauen einen Referendar (m/w), auch 
gerne für die Wahlstation (ca. 8 Std./
Wo). 
Sie erhalten eine angemessene Vergü-
tung, die wir mit Ihnen vereinbaren. 
Wir erwarten eine überdurchschnittliche 
Qualifikation (1. St.-Ex. mind. befriedi-
gend).  
Aussagekräftige Bewerbungen erbitten 
wir an info@ra-pilz.de.

Familienrechtlich ausgerichtete 
Kanzlei sucht  Referendarin (M/W); 
nach Abschluss des 2. Staatsexamens  
Übernahme möglich. Bewerbungen bitte 
an: kuehne@kuehne-rechtsanwaelte.de

Renommierte regional, bundesweit 
und international tätige Rechtsan-
waltskanzlei in Dresden sucht Refe-
rendar/in für nebenberufliche Tätigkeit 
und/oder für die Anwaltsstation/Wahl-
station. Sie sind überdurchschnittlich 
qualifiziert (Erstes Staatsexamen mindes-
tens 7 Punkte) und motiviert? Dann freu-
en wir uns auf Ihre Mitarbeit in unserem 
Team.
Bewerbungen bitte per E-Mail an: Prof. 
Dr. Holzhauser & Partner Rechtsanwälte 
GbR, RA Christian Wagner, Schloßstraße 
5, 01067 Dresden, wagnerc@holzhauser.
de

Mit über 50 Mitarbeitern und Rechtsan-
wälten arbeiten unsere Insolvenzverwal-
ter in der Schnittmenge zwischen Wirt-
schaft und Recht. 
Zur Verstärkung unseres Büros in 
Dresden suchen wir ab sofort eine 
engagierte Insolvenzsachbearbeiter 
(m/w) in Teilzeit mit abgeschlossener 
Ausbildung zum/zur Rechtsanwalts- 
oder Steuerfachangestellten oder 
Fachkräfte (m/w) mit vergleichbarer 
Berufsausbildung für den Bereich der 
Insolvenzverwaltung. 
Erste Berufserfahrungen und/oder 
Grundkenntnisse im Insolvenzrecht 
sind von Vorteil, werden jedoch nicht 
zwingend vorausgesetzt. Neben Ihrer 
fachlichen Qualifikation erwarten wir 
Teamorientierung, Kommunikations-
fähigkeit, einen ausgeprägten Sinn für 
wirtschaftliche Zusammenhänge und 
Einsatzbereitschaft. Wir bieten Ihnen ein 
anspruchsvolles Aufgabengebiet, gute 
Entwicklungsmöglichkeiten sowie ein 
hervorragendes Arbeitsumfeld in einem 
hochmotivierten, freundlichen Team. Sie 
sind interessiert und entsprechen dem 

Qualifikationsprofil? 
Dann richten Sie Ihre aussagekräftige 
Bewerbung per E-Mail bitte an Herrn 
Rechtsanwalt Ralf Hage (dresden@
voigtsalus.de). VOIGT SALUS. Rechtsan-
wälte und Insolvenzverwalter

Eine Chemnitzer Anwaltskanzlei (3 
Rechtsanwälte, Schwerpunkte Wirt-
schaftsR, BauR, ZivlR) sucht zum nächst-
möglichen Zeitpunkt zur Verstärkung 
des Teams eine/n Rechtsanwaltsfach-
angestellte/n mit Berufserfahrung 
(Vollzeit). 
Sehr gute Kenntnisse in der Zwangsvoll-
streckung sind zwingend erforderlich.
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer Sachsen, Chiffre-Nr. 617/2013, 
Glacisstr. 6, 01099 Dresden

Als Notar in Leipzig suche ich ein/e 
Rechtsanwaltsfachangestellte/n für 
Vollzugsarbeiten in meiner Kanzlei als 
Schwangerschaftsvertretung (vorerst be-
fristet für 1 Jahr). 
Zuschriften bitte an folgende Adresse: 
Notar Dr. Klaus Nitzsche, Schönbach-
str. 65, 04299 Leipzig oder per Mail: 
Dr.Nitzsche@notarnet.de

Zur Verstärkung unserer Insolvenzab-
teilung in Leipzig suchen wir eine/n 
Insolvenzsachbearbeiter/in und 
eine/n Rechtsanwaltsfachangestell-
te/n. 
Sie erwartet die weitgehend selbständi-
ge Bearbeitung eines insolvenzrechtli-
chen Referats. Mehr erfahren Sie unter 
www.paul-heinze.de. 
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung an: 
heinze@paul-heinze.de oder: Paul & 
Heinze GmbH, Prinz-Eugen-Straße 31, 
04277 Leipzig.

Wir sind eine überregional tätige Wirt-
schaftsprüfungs- und Steuerberatungs-
gesellschaft mit Sitz in Dresden. Derzeit 
beschäftigen wir über 70 Mitarbeiter, 
davon 9 Berufsträger (Wirtschaftsprüfer, 
Steuerberater, Rechtsanwälte - teilweise 
mit Doppelqualifikation). Wir betreu-
en insolvente Unternehmen jeglicher 
Rechtsformen, Größen und Branchen. 
Für unseren Standort Dresden suchen 
wir  Rechtsanwaltsfachangestellte, 
Rechtsfachwirte, Insolvenzsachbear-
beiter (m/w) für die insolvenzspezifi-
sche Beratung.
Sie sollten selbständiges Arbeiten ge-
wohnt sein und Teamfähigkeit besitzen. 
Kenntnisse der Software DATEV und 
Winsolvenz sowie Grundkenntnisse im 

Insolvenzrecht sind von Vorteil.
Wir bieten: Neben dem anspruchsvollen 
Aufgabengebiet bieten wir überdurch-
schnittliche Entwicklungsmöglichkei-
ten, ein hervorragendes Arbeitsumfeld, 
modern ausgestattete Arbeitsplätze, 30 
Tage Urlaub, ein umfangreiches betriebli-
ches Gesundheitsmanagement und wei-
tere Vergünstigungen.
Sie suchen eine neue Herausforderung? 
Dann senden Sie bitte Ihre aussagekräf-
tigen Bewerbungsunterlagen an unser 
Büro in Dresden: persönlich/vertraulich 
Graf Treuhand GmbH, z. Hd. Frau Hasch-
ke, Lortzingstraße 37, 01307 Dresden

Wir suchen ab sofort eine/n 
engagierte/n Rechtsanwaltsfachan-
gestellte/n oder Rechtsfachwirt/in 
mit mehrjähriger Berufserfahrung. 
Zu Ihren Aufgaben gehören alle im Büro 
anfallenden Tätigkeiten, unter anderem 
die Fristenkontrolle, Zwangsvollstre-
ckung, Mahnverfahren, Korrespondenz 
sowie die Postbearbeitung. Wir erwar-
ten sehr gute Kenntnisse im Kosten- und 
Gebührenrecht sowie Zwangsvollstre-
ckungsrecht, einwandfreie Beherrschung 
der deutschen Sprache, eine selbständi-
ge, gewissenhafte und strukturierte Ar-
beitsweise, schnelle Auffassungsgabe, 
Verantwortungsbewusstsein, absolute 
Zuverlässigkeit und einen sicheren Um-
gang mit dem Kanzleiprogramm RA-Mi-
cro. Grundlagen der Buchführung sollten 
ebenfalls vorhanden sein. 
Sollten wir Ihr Interesse geweckt haben, 
freuen wir uns auf Ihre Bewerbung - be-
vorzugt per E-Mail - an Rechtsanwalts-
kanzlei Arnold Fetzer, Reichertstraße 10, 
02826 Görlitz, 
E-Mail: info@rechtsanwalt-fetzer.de

Wir sind eine Rechtsanwaltskanzlei mit 
zwei Anwältinnen in Zwickau. 
Wir suchen eine/n engagierte/n und 
selbstständige/en Rechtsanwalts-
fachangestellte/n ab spätestens 
01.01.2014. 
Sie sollten Berufserfahrung und insbe-
sondere auch Kenntnisse in der Zwangs-
vollstreckung und außergerichtlichen 
Schuldenbereinigung besitzen. Voraus-
setzung ist weiterhin der sichere Um-
gang mit RA-Micro und DictaNet. 
Ihre aussagekräftige Bewerbung rich-
ten Sie bitte an: Anwaltskanzlei Werler, 
Bachstraße 32, 08056 Zwickau.

Wir suchen zum 01.01.2014 für unse-
re wirtschaftlich ausgerichtete Kanz-
lei in Dresden eine/n zuverlässige/n, 
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engagierte/n und selbständig 
arbeitende/n Rechtsanwaltsfachan-
gestellte/n in Teilzeit (ca. 20 h).
Sehr gute fachliche Kompetenz und 
sichere Computerkenntnisse werden 
ebenso vorausgesetzt wie freundliches 
Auftreten.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte vor-
zugsweise per E-Mail (info@n-j-p.com) 
an: NJP Rechtsanwälte, z.Hd. Rechtsan-
walt von Wedel, Bertolt-Brecht-Allee 22, 
01309 Dresden

Leipziger Rechtsanwaltskanzlei mit 
drei Rechtsanwälten sucht eine/n 
Rechtsanwaltsfachangestellte/n. Es 
erwartet Sie ein moderner Arbeitsplatz, 
ein junges Team und die Möglichkeit zur 
fachlichen Weiterbildung, so dass auch 
Berufsanfänger/innen gern berücksich-
tigt werden. 
kontakt@anwalt-engel.de

Wir suchen zur Verstärkung unseres 
Teams eine/n Rechtsanwaltsfachan-
gestellte/n.
Erwartet werden sehr gute Kenntnisse in 
den Bereichen Mahn- und Klagewesen, 
Zwangsvollstreckung und Gebühren-
abrechnung. Sie sollten darüber hinaus 
über sichere Computerkenntnisse, ins-
besondere in der Anwendung von RA 
Micro, MS Office, Internet und Outlook 
verfügen. Wir wünschen uns eine net-
te, aufgeschlossene und selbstbewusste 
Persönlichkeit mit Organisationstalent, 
Engagement und Teamgeist.
Ihre aussagekräftigen Bewerbungsun-
terlagen senden Sie bitte an die unten 
angegebene Adresse. Wir bitten um Ver-
ständnis, dass wir die Rücksendung von 
Bewerbungsmappen ohne frankierten 
Rückumschlag nicht zusichern können.
SCHENDERLEIN Rechtsanwälte, RA Dr. 
jur. Volker Schenderlein, Käthe-Kollwitz-
Straße 5, 04109 Leipzig, info@kanzlei-
schenderlein.de

SNP sucht für den Standort in Mün-
chen eine/n RA-Fachangestellte/n.
Wir bieten einen interessanten, eigen-
verantwortlich zu bearbeitenden Aufga-
benbereich in einem engagierten Team. 
Sie zählen gute Fachkenntnisse und Ein-
satzbereitschaft zu Ihren Stärken? Dann 
passen Sie zu uns!
Ihre Bewerbung richten Sie an: SNP Schla-
wien Partnerschaft, Herrn Ludwig Fär-
ber, Türkenstraße 16, 80333 München, 
Tel: 089-28634-448, ludwig.faerber
@snp-online.de,    www.snp-online.de

Wir sind eine überörtliche Partner-
schaft von Rechtsanwälten und su-
chen zur  Erweiterung unseres Teams 
am Standort Torgau ab sofort, ggf. 
zum nächst möglichen Zeitpunkt 
eine/n Rechtsanwaltsfachangestellte/
er in Vollzeit.
Sie stehen kurz vor dem Abschluss Ihrer 
Berufsausbildung, sind teamorientiert, 
umsichtig und haben ein freundliches 
Auftreten? Dann sind Sie bei uns richtig. 
Zu Ihren Aufgaben zählen u.a.: 
• �Erledigung der täglich eingehenden 

Korrespondenz (E-Mails, Briefpost, 
Faxe) 

• �Aktenanlage, Aktenführung sowie die 
Aktenablage 

• �Annahme und Weiterleitung von Tele-
fonaten

• �Fristenüberwachung
• �Mandantenbetreuung
• �Schreiben nach Diktat
• �Erstellen von Kostenrechnungen 
Wir freuen uns auf Ihre aussagekräftige 
Bewerbung, die Sie bitte richten an: 
Rechtsanwälte Wöhlermann, Lorenz & 
Partner, Bahnhofstrasse 1, 04860 Torgau, 
E-Mail: torgau@anwaltskanzlei-wlp.de

Fachanwalt für Familienrecht in da-
rüber hinaus zivilrechtlich ausge-
richteter Kanzlei in Dresden sucht 
zum nächstmöglichen Arbeitsbeginn 
eine/n Rechtsanwaltsfachangestell-
te/n für eine unbefristete Anstellung 
in Teilzeit (ca. 20 Stunden). 
Das Aufgabengebiet umfasst hauptsäch-
lich die Termin- und Fristenbearbeitung, 
allgemeine Korrespondenz, RVG-Ab-
rechnungen, sowie die Mandatsbetreu-
ung. Als flexible/r Bewerber/in mit guten 
Kenntnissen in allen berufstypischen Ar-
beitsbereichen, geübtem Umgang mit 
Computer und MS-Office, selbständiger  
Arbeitsweise, Freundlichkeit und Enga-
gement kommen Sie bitte auf mich zu. 
Es erwartet Sie ein angemessenes Gehalt 
sowie Weiterbildungsmöglichkeiten und 
ein gutes Arbeitsumfeld und -klima. 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte mit 
den üblichen Anlagen per e-mail an: 
RA.Nagel@t-online.de

Für die Erweiterung unseres Teams 
in Meißen suchen wir eine/n 
engagierte/n Rechtsanwaltsfachan-
gestellte/n mit mehrjähriger Berufs-
erfahrung. 
Zu Ihren Aufgaben gehören unter ande-
rem die Fristenkontrolle, Zwangsvollstre-
ckung, Mahnverfahren, Korrespondenz 
sowie die Postbearbeitung. Wir erwarten 

sehr gute Kenntnisse im Kosten- und Ge-
bührenrecht, einwandfreie Beherrschung 
der deutschen Sprache, eine selbständi-
ge, gewissenhafte und strukturierte Ar-
beitsweise, schnelle Auffassungsgabe, 
Verantwortungsbewusstsein, absolute 
Zuverlässigkeit und einen sicheren Um-
gang mit den MS-Office Programmen. 
Wir bieten Ihnen ein interessantes Auf-
gabenfeld mit vielseitigen Entwicklungs-
möglichkeiten in einem unbefristeten 
Arbeitsverhältnis in Vollzeit. 
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung mit 
Angabe Ihrer Gehaltsvorstellungen und 
des frühestmöglichen Eintrittstermins - 
bevorzugt per E-Mail - an eisenreich@
lwp.info, Lenga, Wähling und Partner, 
Rechtsanwälte, Bahnhofstraße 1, 01662 
Meißen, www.LWP.info

Rechtsanwälte Dr. Schübel u. Kolle-
gen suchen Rechtsanwaltsfachange-
stellte/n  unbefristet in Vollzeit. 
Standort: Plauen; aufgeschlossenes und 
freundliches Team sucht engagierte/n 
und qualifizierte/n Mitarbeiter/in für an-
genehme Zusammenarbeit.
Bewerbungen bitte an RA Dr. Schü-
bel & Kollegen, Straßberger Str. 
83, 08527 Plauen oder E-Mail:  
info@kanzlei-schuebel.de

Wir suchen zum nächst-
möglichen Termin eine/n 
Rechtsanwaltsfachangestellte(n) in 
Vollzeit. 
Wir bieten einen modernen, voll ausge-
statteten Arbeitsplatz in unserem Team. 
Wir erwarten gute Kenntnisse im Ge-
bühren- und Zwangsvollstreckungsrecht 
sowie eine selbstständige und gewissen-
hafte Arbeitsweise. Ein sicherer Umgang 
mit RA Micro ist von Vorteil.
Bitte senden Sie Ihre vollständige Bewer-
bung an: Hirsch, Thiem & Coll., Rechts-
anwälte, Tieckstraße 29, 01099 Dresden, 
E-Mail: haas@htc-rae.de,  www.htc-rae.
de

Wir suchen zur Verstärkung unse-
res Kanzleiteams in Dresden eine/n 
Rechtsanwaltsfachangestellte/n in 
Teilzeit.
Neben einer abgeschlossenen Ausbil-
dung verfügen Sie über Berufserfahrung 
und sind eine selbstständige Arbeitswei-
se gewohnt. 
Über Ihre aussagekräftige Bewerbung 
freuen wir uns. Dr. Klassen & Partner 
Dresden GbR, Kesselsdorder Straße 11, 
01159 Dresden, dresden@dr-klassen.de
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Wir sind eine mittelständische Anwalts-
sozietät mit 6 Berufsträgern und betreu-
en vorwiegend Unternehmen der Immo-
bilienwirtschaft. Unsere Schwerpunkte 
liegen insbesondere im Miet- und WEG-
Recht, Energie-, Grundstücks-, Bau- und 
Architektenrecht sowie Insolvenz- und 
Zwangsvollstreckungsrecht. 
Für unser junges, dynami-
sches Team suchen wir eine(n) 
Rechtsanwaltsfachangestellte(-n)/
Rechtsfachwirt(-in).
Ihre Bewerbung richten Sie bitte an die 
Rechtsanwälte Strunz & Alter, Herrn RA 
Martin Alter, Zschopauer Straße 216, 
09126 Chemnitz. Weitere Informationen 
unter www.strunz-alter.de.

Wir suchen ab sofort 
Rechtsanwaltsfachangestellte(n) in 
Vollzeit mit  RA-Micro-Erfahrung für 
unseren Standort Chemnitz. 
Zu Ihren Aufgaben gehören insbeson-
dere die Aktenführung, die Termin- und 
Fristenkontrolle,  die Gebührenberech-
nung und die Rechnungserstellung. 
Rechtsanwälte Tippmann & Otto, Augus-
tusburger Straße 234 09127 Chemnitz, 
Tel. 03717008790, E-Mail: chemnitz@
recht4you.com

Sie sind zuverlässig, verantwortungs-
bewusst, belastbar und haben ein 
sicheres und gepflegtes Auftreten, 
besitzen die Fähigkeit und das Inter-
esse an selbständiger Arbeit sowie an 
Fort- und Weiterbildung.
So bewerben Sie sich bitte unter ma-dd@
rechtsanwaelte-krause.de oder Rechts-
anwälte KRAUSE & PARTNER, Hübner-
straße 8, 01069 Dresden.

Rechtsanwaltsfachangestellte (m/w)
Unsere seit über 20 Jahren bestehende 
Kanzlei mit Sitz in Dresden und Görlitz 
sucht für den Standort DRESDEN ab so-
fort eine/n Rechtsanwaltsfachangestell-
te/n mit Berufserfahrung in Voll- oder 
Teilzeit. Wir erwarten gute Kenntnisse 
im Kosten-, Gebühren- und Zwangsvoll-
streckungsrecht sowie eine selbststän-
dige und gewissenhafte Arbeitsweise, 
inbesondere hinsichtlich der Fristenüber-
wachung. Ein sicherer Umgang mit RA  
Micro wäre von Vorteil.
Bitte senden Sie Ihre Bewerbung an: 
Rechtsanwälte van Recum, Schmidt 
& Marek, Robert-Blum-Straße 3, 
01099 Dresden, oder per Mail an: ka@
vanrecum.de

Zur Verstärkung unseres Teams 
in Zwickau suchen wir eine/einen 
Rechtsanwaltsfachangestellten (m/w) 
in unbefristeter Festanstellung in 
Vollzeit.
Näheres über uns erfahren Sie unter 
www.slk-rechtsanwaelte.de. 
Bitte senden Sie uns Ihre ausführlichen 
Bewerbungsunterlagen inkl. Verfügbar-
keit und Gehaltsvorstellung bevorzugt 
per Email an: SCHENK LECHLEITNER 
KRÖSCH Rechtsanwälte Steuerberater, 
Herrn Rechtsanwalt Matthias Lechleitner, 
Schumannstr. 9, 08056 Zwickau, karriere
@slk-rechtsanwaelte.de.   

Zur Erweiterung unseres Kanzlei-
teams suchen wir, eine RA-Fachange-
stellte/Rechtsfachwirt ab sofort. 
Berufserfahrung erwünscht, aber auch 
Berufsanfänger können sich bewerben. 
Kenntnisse in RA-Micro und in den Of-
fice-Programmen sollten vorhanden sein. 
Sie/Er sollte im Umgang mit dem Telefon 
sicher sein und Erfahrung in der Büro-
kommunikation haben. 
Bewerbung bitte an: info@rechtsanwalt-
reime.de, Kontakt: 03591/2996133, 
www.rechtsanwalt-reime.de.

Wir erweitern unser Büro in Chem-
nitz und suchen zur Verstärkung für 
unsere Mitarbeiter eine/n Rechtsan-
waltsfachangestellte/n. 
Sie erwartet ein angenehmes Umfeld mit 
leistungsgerechter Vergütung. Es soll-
te der gesamte Aufgabenbereich einer/
eines Rechtsanwaltsfachangestellten si-
cher beherrscht werden. Wir bieten Ih-
nen eine angehnehme Arbeitsatmosphä-
re in einem unbefristeten Arbeitsverhält-
nis in Vollzeit. Wir freuen uns auf Ihre 
Bewerbung unter Beifügung von aussa-
gekräftigen Unterlagen und gern mit der 
Angabe Ihrer Gehaltsvorstellungen. 
Bewerbungen bitte an Kanzlei BWP, 
Schloßberg 2, 09113 Chemnitz oder E-
Mail: chemnitz@rechtsanwaelte-bwp.de

Zur Verstärkung unseres Rechtsabtei-
lung-Teams am Standort Chemnitz 
suchen wir Rechtsanwaltsfachange-
stellte (m/w). 
Ausführlichere Informationen zu unse-
rem Unternehmen und den Aufgaben 
finden Sie unter www.eg-factory.de.   
Ihre vollständigen Bewerbungsunterla-
gen, inklusive Gehaltsvorstellung, sen-
den Sie bitte an: personal@eg-factory.
de. Wir freuen uns darauf, Sie kennen-
zulernen!

Wir suchen zum nächst-
möglichen Zeitpunkt eine/n 
Rechtsanwaltsfachangestelle/n. 
Sie sind motiviert und verfügen über ers-
te Erfahrungen in der Anwaltskanzlei und 
fundierte EDV-Kenntnisse (MS-Office 
und idealerweise RA-Micro)? Wir bieten 
eine leistungsgerechte Vergütung und 
Fortbildungsmöglichkeiten von Anfang 
an. Haben wir Ihr Interesse geweckt? Wir 
freuen uns darauf, Sie kennenzulernen.
Korn & Letzas Rechtsanwälte • Insol-
venzverwaltung, Karl-Tauchnitz-Str. 10, 
04107  Leipzig,   
E-Mail:  hoefner@korn-letzas.de

Zur Unterstützung unserer Kanzlei 
in Dresden suchen wir ab sofort eine 
engagierte Rechtsanwaltsfachange-
stellte (m/w) in Teilzeit. 
Weitere Informationen finden Sie unter 
www.rbs-legal.de/karriere. 
Ihre Bewerbung senden Sie bitte bevor-
zugt per Email an RBS RoeverBroenner-
Susat Rechtsanwaltsgesellschaft mbh, 
bewerbung@rbs-partner.de.

Kanzlei in Zentrumsnähe in Leipzig 
sucht  ab sofort freundliche und qua-
lifizierte Rechtsanwaltfachangestelle 
für 30 Std.Pro Woche.
Bewerbungen bitte an Kanzlei.Leipzig@t-
online.de

Unsere Kanzlei im Zentrum Leipzigs 
sucht einen neuen Mitarbeiter ( m/w). 
Wir sind ein aufstrebendes Team, das 
schon seit einiger Zeit etabliert ist und 
benötigen ab soforgt Verstärkung. Ihre 
Aufgaben umfassen alle anfallenden Ar-
beiten des Berufsbildes wie Terminverein-
barungen, Aktenführung, Termin -und 
Fristenüberwachung, Anfertigen von 
Schriftsätzen. Unser Schwerpunkt liegt 
im Zivil-, Zivilprozessrecht und Zwangs-
vollstreckung.
Anforderungen an Sie: Berufsausbil-
dung, gute Auffassungsfähigkeit, Kom-
munikationsfähigkeit, selbständiges 
Arbeiten, Organisationsfähigkeit und 
Eigeninitiative. 
hardy.poenisch@poenisch-ra.de

Kanzlei mit  drei  Berufsträgeren in 
Dresden sucht eine weitere Rechts-
anwaltsfachangestellte ( M/W) zu 
sofort. 
Bitte senden Sie ihre Bewerbungen an : 
Kuehne@kuehne-rechtsanwaelte.de
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Dort arbeiten, wo andere Urlaub ma-
chen!  
Im schönen Chiemgau im Süden von 
Bayern suchen wir zur Unterstützung 
unseres Teams in unserer modernen, 
lebhaften, dynamischen Kanzlei in Ro-
senheim ab sofort oder zum nächstmög-
lichen Zeitpunkt eine(n) engagierte(n) 
Rechtsanwaltsfachangestellte(n) in 
Teilzeit/Vollzeit. 
Aufgrund Ihrer Begeisterung für die 
Arbeit in einem jungen, erfolgreichen 
Team und Ihrer Berufserfahrung gelingt 
es Ihnen, die wesentlichen Arbeitsab-
läufe in der Kanzlei selbständig umzu-
setzen. Durch Routine, Kompetenz und 
Eigeninitiative bringen Sie sich aktiv ein 
und entlasten die Rechtsanwälte. Rou-
tine mit der Anwaltssoftware RA-Micro 
sowie Kenntnisse im Bereich Kosten- 
und Zwangsvollstreckungsrecht erlau-
ben Ihnen eigenverantwortliche Arbeit. 
Ihre Freude am Umgang mit Menschen 
spiegelt sich in Ihrem aufgeschlossenen, 
freundlichen, aber verbindlichen Auftre-
ten wider. Neugierig auf eine teamorien-
tierte neue Herausforderung?                          
Senden Sie Ihre aussagekräftigen Bewer-
bungsunterlagen mit Gehaltsvorstellung 
an: Dr. Herzog Rechtsanwälte, Herrn 
Dr. jur. Marc Herzog LL.M., An der Bur-
germühle 4, D-83022 Rosenheim, Tel. 
08031/409988-0, Fax 08031/409988-
88, www.drherzog.de,  mh@drherzog.
de

STOLPE Rechtsanwälte sucht für den 
Standort Chemnitz eine/n Rechtsan-
waltsfachangestellte/n in Teilzeit für 
eine unbefristete Anstellung. 
Sie sollten mit allen berufsspezifischen 
Aufgaben vertraut sein, um unsere 
Chemnitzer Kanzlei eigenverantwort-
lich und selbständig führen zu können. 
Kenntnisse in RA-Micro sind unbedingt 
nötig. 
Ihre vollständigen Bewerbungsunterla-
gen senden Sie bitte an bewerbung@
stolpe-rechtsanwaelte.de.

Wir suchen für unseren Standort 
Dresden eine/n Rechtsanwaltsfachan-
gestellte/n in Vollzeit/Teilzeit für eine 
unbefristete Anstellung.  
Sie sollten mit allen berufsspezifischen 
Aufgaben, insbesondere Schreiben nach 
Diktat, Kostenabrechnung, Zwangsvoll-
streckung, Terminverwaltung u.a., ver-
traut sein. Kenntnisse in RA-Micro sind 
von Vorteil. 
Ihre vollständigen Bewerbungsunterla-
gen senden Sie bitte an kontakt@rahle.de

Für unser Büro in Leipzig suchen wir 
per sofort eine engagierte Rechts-
anwaltsfachangestellte / einen en-
gagierten Rechtsanwaltsfachange-
stellten in Vollzeit, ggf. in Teilzeit. Ihre 
Tätigkeit wird sich auf alle klassischen 
Bereiche beziehen (Diktat, Abrechnung, 
Kostenfestsetzung, Zwangsvollstre-
ckung, allg. Büroorganisation). 
Reinhold & Linke, RA Linke, Emilienstra-
ße 13, 04107 Leipzig, Tel. 0341/982090, 
E-Mail: info@reinhold-linke.de

Unsere arbeits- und insolvenzrecht-
lich aufgestellte Kanzlei sucht zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt eine ver-
sierte Rechtsanwaltsfachangestellte. 
Die Stelle wird vorerst halbtags angebo-
ten. 
Bei Interesse richten Sie bitte Ihre Be-
werbung - vorzugsweise per Mail - an: 
Rechtsanwaltskanzlei Wackwitz, Win-
dorfer Straße 3, 04229 Leipzig, info@
rechtsanwalt-wackwitz.de

Unsere zivil- und insolvenzrechtlich 
aufgestellte Kanzlei sucht zum nächst 
möglichen Zeitpunkt eine Rechtsan-
waltsfachangestellte in Voll-/Teilzeit. 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte - vor-
zugsweise per Mail - an die Kanzlei Paul 
Heinz Ramm, Prinz-Eugen-Straße 23, 
04277 Leipzig; ramm@pahera.de; www.
pahera.de

Wir suchen zur Verstärkung unseres 
Teams eine(n) Rechtsanwaltsfachan
gestellte(n).
Wir erwarten von den Bewerbern neben 
Fleiß und Erfahrungen im Beruf auch die 
Fähigkeit, sich in einem Team einbringen 
zu können. Sie erhalten einen technisch 
modernen Arbeitsplatz und ein über-
durchschnittliches Gehalt. 
Schriftliche Bewerbungen senden Sie bit-
te an: Rechtsanwalt Christof Franz, per-
sönlich/vertraulich, Otto-Schill-Straße 4, 
04109 Leipzig

Wir suchen ab 01.02.2014 für 
unsere Kanzlei in Dresden mit 
derzeit fünf Berufsträgern 
eine(n) gut ausgebildete(n), 
engagierte(n) und teamfähige(n) 
Rechtsanwaltsfachangestellte(n) in 
Vollzeit.
Neben einem freundlichen, zielstrebigen 
Wesen zeichnen Sie sehr gute Kenntnis-
se im Gebühren- und Zwangsvollstre-
ckungsrecht und ein hoher Anspruch 
an die eigene, selbstverantwortliche Tä-
tigkeit aus. Dazu verfügen Sie über sehr 

gute Ausdrucks- und Umgangsformen. 
Sie sollten einen vorzugsweise über-
durchschnittlichen Berufsschulabschluss 
als Rechtsanwaltsfachangestellte(r) besit-
zen und die Programme Microsoft Word 
und Excel sicher, zügig und fehlerfrei be-
herrschen.
Wenn Sie sich angesprochen fühlen, 
senden Sie bitte Ihre vollständige Bewer-
bung nur per E-Mail an folgende Adres-
se: helge.ruebartsch@rincke-ruebartsch.
de. 
Vertrauliche Behandlung wird zugesi-
chert.

Zur Unterstützung unseres Teams 
suchen wir - eine  zivil- und wirt-
schaftsrechtlich orientierte Kanz-
lei in Heidenau - ab 01.01.2014 
zunächst in Teilzeit  eine(n) 
Rechtsanwaltsfachangestellte(n) 
auch gern mit Interesse oder Erfahrun-
gen im Bereich der Finanzbuchhaltung.  
Unsere –  familiär geführte - Kanzlei be-
findet sich in unmittelbarer Nähe zur S-
Bahn. Wir würden uns freuen, wenn wir 
Ihr Interesse geweckt haben und freuen 
uns auf Ihre Bewerbungen.
Rechtsanwälte Thomas Taugnitz; Sylke 
Taugnitz-Witt, Ernst-Thälmann-Str. 7, 
01809 Heidenau; Tel.: 03529/517733; 
info@rechtsanwaelte-taugnitz.de; www.
rechtsanwaelte-taugnitz.de

Wir suchen eine/n erfahrene/n und 
engagierte/n RA-Fachangestellte/n, 
gerne auch gepr. Rechtsfachwirt/in mit 
Freude an eigenverantwortlicher Tätig-
keit und effektiver Zwangsvollstreckung 
für unsere mittelständische Anwalts-
kanzlei in München. 
Bitte schicken Sie uns Ihre aussagekräfti-
gen Bewerbungsunterlagen an minisini@
heinicke-eggebrecht.de

Zur Verstärkung unseres Leipziger 
Teams suchen wir schnellstmöglich 
eine/n qualifizierte/n Rechtsanwalts-
fachangestellte/n in Vollzeit/Teilzeit.
WAS SIE ERWARTET:
Wir bieten Ihnen einen attraktiven Ar-
beitsplatz in der Leipziger Innenstadt, 
eine langfristige Perspektive in einem 
hochmotivierten und sehr kollegialen 
Team sowie eine leistungsgerechte Ver-
gütung.
WAS WIR VON IHNEN ERWARTEN:
Wir erwarten von Ihnen überdurch-
schnittliche Eigeninitiative, ein hohes 
Maß an Einsatzbereitschaft, Flexibilität, 
ein freundliches Auftreten sowie Teamfä-
higkeit, Selbstständigkeit und sehr gute 
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kommunikative Fähigkeiten.
Ihr Tätigkeitsfeld umfasst sämtliche be-
rufstypische Arbeitsaufgaben. Gute 
Englischkenntnisse sowie der sichere 
Umgang mit DATEV Anwalt pro (ehem. 
Phantasy) sind von Vorteil, aber keine 
Einstellungsvoraussetzung.
Wir freuen uns auf Ihre aussagekräfti-
ge Bewerbung per E-Mail oder per Post 
an unser Leipziger Büro. Für Rückfragen 
steht Ihnen Frau Stephanie Wolff gern 
zur Verfügung. 
PETERSEN HARDRAHT Rechtsanwäl-
te Steuerberater, Petersstraße 39-41, 
04109 Leipzig, T 0341 35582122, E 
s.wolff@petersenhardraht.de
Weitere Informationen zu uns und un-
serer Tätigkeit erhalten Sie unter: www.
petersenhardraht.de

Rechtsanwaltsfachangestellte(r) in 
Chemnitz gesucht! 
Rechtsanwaltskanzlei auf dem Kaß-
berg in Chemnitz sucht engagierte(n) 
Rechtsanwaltsfachangestellte(n) für eine 
unbefristete Vollzeit- oder Teilzeitstelle. 
Wir erwarten EDV-Kenntnisse, insbeson-
dere RA-Micro, und bieten ein vielseiti-
ges Tätigkeitsfeld an einem modernen 
Arbeitsplatz. 
Ihre aussagekräftige Bewerbung rich-
ten Sie bitte an: Nienhagen & Kollegen 
Rechtsanwälte, z.H. Frau Manthey, Wal-
ter-Oertel-Str. 1, 09112 Chemnitz; Tel. 
0371/450 420, www.nienhagen.com

Wir suchen für unseren Kanzleistand-
ort Hainichen möglichst zum sofor-
tigen Eintritt eine/n Rechtsanwalts-
fachangestellte/n zunächst befristet 
wegen Vertretung. 
Bewerbungen richten Sie bitte an: 
Rechtsanwaltskanzlei Lutz Lorenz, 
Dr.-Külz-Straße 10, 08280 Aue oder  
ralorenz-aue@t-online.de

Wirtschafts- und zivilrechtlich ausgerich-
tete Kanzlei mit sympathischem jungem 
Team im Zentrum von Leipzig sucht ab 
sofort eine/n Rechtsanwaltsfachan-
gestellte/n bevorzugt in Vollzeit. Wir 
erwarten neben einer guten fachlichen 
Qualifikation, hoher Einsatzbereitschaft, 
Teamfähigkeit und einem angenehmen 
Auftreten vor allem eine einwandfreie 
Rechtschreibung und die Fähigkeit zum 
selbständigen Arbeiten. Sehr gute Kennt-
nisse im Kosten- und Gebührenrecht 
werden vorausgesetzt. Erfahrung mit der 
Anwaltssoftware RA-Micro und in der 
Betreuung verkehrsrechtlicher Mandate 
sowie buchhalterische Grundkenntnisse 

wären von Vorteil, sind aber keine Ein-
stellungsvoraussetzung. Wir bieten eine 
angenehme Arbeitsatmosphäre und fle-
xible Arbeitszeiten. 
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung mit 
Angabe des frühestmöglichen Eintritts-
termins – bevorzugt per E-Mail – an 
weitz@nwk-rae.de, NWK Rechtsan-
wälte, Tschaikowskistraße 15, 04105 
Leipzig.

Bürogemeinschaft in Dresden mit fa-
milien- und strafrechtlichem Schwer-
punkt sucht Rechtsanwaltsfachange-
stellte ab Januar oder später. Auch 
Teilzeit ist möglich.
Kanzlei-Dresden@outlook.de

Leipzig: Wir sind eine mittelständische 
interdisziplinäre Kanzlei (Steuerberater/
Rechtsanwälte) im Zentrum von Leipzig. 
Wir suchen ab sofort eine/n Rechts-
anwaltsfachangestellte/n mit Buchhal-
tungskenntnissen, mit möglichst prakti-
scher Erfahrung in der Finanzbuchhal-
tung (Arbeitsschwerpunkt). 
Bewerbung nebst Foto und Lebenslauf 
richten Sie bitte an kanzlei@stb-recht.de.

Rechtsanwaltsfachangestellte(r) in 
Leipzig gesucht!
Rechtsanwaltskanzlei mit den Tätigkeits-
gebieten Arbeits- und Verkehrsrecht sucht 
eine(n) zuverlässige(n) und engagierte(n) 
Rechtsanwaltsfachangestellte(n) in Voll-
zeit. Unbefristeter Arbeitsvertrag. 
Bitte richten Sie Ihre Bewerbung an: 
Rechtsanwälte Schneider & Kollegen, 
Zimmerstraße 3, 04109 Leipzig oder 
kanzlei@ra-schneider-leipzig.de

Wir suchen zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt eine/n Rechtsanwaltsfach
angestellte(n)/ Rechtsfachwirt(in) in 
Vollzeit, vorzugsweise auf dem Gebiet 
Verkehrsrecht. Wir erwarten gute Kennt-
nisse im Kosten- und Gebührenrecht so-
wie eine selbständige und gewissenhafte 
Arbeitsweise. Ein sicherer Umgang mit 
ReNoStar wäre von Vorteil. 
Bitte senden Sie Ihre vollständige Bewer-
bung an: info@roth-anwaelte.de.

Rechtsanwaltsfachangestellte/r in 
Teilzeit für Dresden gesucht
Sie sind vertraut mit der Durchführung 
der Abrechnung, Terminkoordination, 
Reiseplanung sowie der Erstellung von 
Präsentationen? Sie überzeugen durch 
eine abgeschlossene Ausbildung zur/
zum Rechtsanwaltsfachangestellten so-
wie sehr guten MS-Office-Kenntnissen? 

Dann sind wir an einer Unterstützung 
durch Sie interessiert! 
Bitte senden Sie Ihre Bewerbung an mi-
riam.huhmann@riediger-legal.com

Ich suche zur Verstärkung meines 
Teams in Delitzsch eine/n Rechtsan-
waltsfachangestellte/en in Teilzeit 
oder Vollzeit. 
Kenntnisse in  RVG sind Voraussetzung, 
in RA-Micro erwünscht. 
Bewerbungen richten Sie bitte schrift-
lich an: Rechtsanwaltskanzlei Jacqueline 
Böhme, Hallesche Straße 6 in 04509 De-
litzsch

Wir suchen für unsere überwiegend 
zivilrechtlich ausgerichtete Kanzlei in 
Dresden eine RA-Fachangestellte für 
Aushilfs- und Schreibtätigkeiten auf 
freiberuflicher Basis. 
Sie verfügen über Kenntnisse im Reno
star, eine fehlerfreie Rechtschreibung so-
wie eine zuverlässige Arbeitsweise. 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte an: 
richter-ak-network@gmx.de

Etablierte Rechtsanwaltskanzlei 
sucht eine/n engagierte/n Rechtsan-
waltsfachangestellte/n als Elternzeit-
vertretung in Vollzeit insbesondere für 
die alleinige Führung eines Sekretari-
ats mit zivil-, miet- und baurechtlichem 
Schwerpunkt. Neben den berufstypi-
schen Tätigkeiten wären Kenntnisse mit 
RenoStar wünschenswert.
Zuschriften bitte an BSK Rechtsanwälte, 
Hospitalstraße 12, 01097 Dresden.

Rechtsanwalt in Bürogemeinschaft in 
Leipzig sucht ab sofort eine/n Rechts-
anwaltsfachangestellte/n für ca. 30 
Stunden/Woche.  Zu Ihren Aufgaben 
gehören alle in einer Kanzlei anfallenden 
Tätigkeiten. Ihnen wird eine Arbeitstätig-
keit in angenehmer Atmosphäre gebo-
ten.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte an:  
kontakt@fae-rae.de

Rechtsanwalt für Verkehrsrecht 
sucht eine/n engagierte/n und 
zuverlässige/n Rechtsanwaltsfach-
angestellte/n mit Buchhaltungskennt-
nissen ab sofort zur Unterstützung und 
Verstärkung. Es wird ein unbefristeter 
Arbeitsvertrag geboten. 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte an IVENZ 
Rechtsanwälte, Haydnstr. 12, 04107 
Leipzig oder per Mail an blumtritt@ivenz-
rechtsanwaelte.de, Ansprechpartnerin: 
Frau Blumtritt
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ALTHOFF KIERNER & PARTNER 
RECHTSANWÄLTE, Kanzlei für Immo-
bilien-, Bau- und Planungsrecht, derzeit 
tätig mit 9 Anwälten, sucht ab sofort, 
spätestens ab 01.01.2014, eine/n 
engagierte/n Rechtsanwaltsfachan-
gestellte/n im Umfang von 40 Wochen-
arbeitsstunden. Wir erwarten ein sehr 
gutes Fachwissen, eine gewissenhafte 
Arbeitsweise und Teamfähigkeit. 
Ihre Bewerbung senden Sie bit-
te ausschließlich per E-Mail an  
dresden@althoff-kierner.de - www.bau-
und-immobilie.de

Suchen ab 1/2014 RA-Fachangest. für 
kleine Kanzlei mit Schwerpunkt Familien- 
und Zivilrecht, unbefristet, Teilzeit 30 h, 
Option Vollzeit, Kennt. im Umgang mit 
RA-Micro von Vorteil
RAin Kunath, Gartenstr. 5, 01796 Pir-
na, Tel. 03501 / 491793, Fax: 03501 / 
491795, E-Mail:  info@ra-kunath.de

Wir suchen zur Verstärkung unseres 
Teams am Hauptsitz Leipzig eine/n 
Rechtsanwaltsfachangestellte/n in 
Vollzeit. Fachlich sollten Sie alle berufs-
typischen Tätigkeiten beherrschen und 
über Kenntnisse in RA-Micro verfü-
gen. Persönlich runden Sie Ihr Profil mit 
Freundlichkeit, Teamfähigkeit, Engage-
ment und Belastbarkeit ab. 
Wenn Sie sich angesprochen fühlen, dann 
freuen wir uns auf Ihre Bewerbung unter  
bewerbung@stolpe-rechtsanwaelte.de

Wir suchen eine/n engagierte/n  
Rechtsanwaltsfachangestellte/n in 
Vollzeit zur Besetzung eines unserer Part-
nersekretariate, vorzugsweise auf dem 
Gebiet Strafrecht. Neigung zum selbst-
ständigen, eigenverantwortungsvollen 
Arbeiten, gute Kenntnisse im Kosten-
recht und im Umgang mit dem PC, Freu-
de an organisatorischen Aufgaben und 
Teamfähigkeit werden vorausgesetzt. 
Berufserfahrung wäre von Vorteil. Ver-
traulichkeit wird zugesichert. 
Bewerbungen richten Sie bitte an: RAe 
Förster | Saage | Neuerburg, Düsseldorfer 
Platz 1, 09111 Chemnitz

Wir suchen ab sofort eine/n 
Rechtsanwaltsfachangestellte(n) für 
unsere Kanzlei mit 2 Rechtsanwälten 
und anspruchsvollen gewerblichen Man-
danten. Wir fordern freundliches und 
seriöses Auftreten sowie gründliche und 
selbständige Arbeitsweise. 
Bewerbungen bitte an: GR Rechtsan-

wälte, Ferdinand-Rhode-Str. 14, 04107 
Leipzig, info@gr-rechtsanwaelte.de, Tel. 
0341/9999220.

Wir suchen eine Schreibkraft als Un-
terstützung unseres Bürobetriebes für 
die Nachmittagsstunden auf 20 h-Basis. 
Kenntnisse im RA-Micro sind erwünscht, 
aber nicht Voraussetzung. 
Bewerbungsunterlagen senden Sie bitte 
an info@kanzlei-olnhausen.de

Für das Ausbildungsjahr 2013/2014 
stellen wir für unsere Dresd-
ner Kanzlei ab sofort noch ei-
nen Ausbildungsplatz für eine(n) 
Rechtsanwaltsfachangestellte(r) zur 
Verfügung. 
Gern auch für fortgeschrittene Auszubil-
dende. Voraussetzung sind Abitur oder 
ein guter Realschulabschluss sowie gute 
Rechtschreibkenntnisse und ein freundli-
ches Auftreten.
Bitte senden Sie Ihre aussagekräftige Be-
werbung per Email an: mario.branzk@
branzk.com

Wir sind eine überregionale Wirt-
schaftsrechtskanzlei mit insolvenz-
rechtlichem Schwerpunkt und suchen 
eine Auszubildende zur Rechtsan-
waltsfachangestellten (m/w) für 
unseren Standort in Dresden, zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt.
Näheres erfahren Sie unter: http://www.
slk-rechtsanwaelte.de/kanzlei/karriere/
ausbildung-zur-rechtsanwaltsfachange-
stellteer.html 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte per E-
Mail an: karriere@slk-rechtsanwaelte.de

Wir, das Team der STURMRECHTS-
ANWÄLTE, suchen zum 01.08.2014 
eine/n Auszubildende/n zur/zum 
Rechtsanwaltsfachgestellten. Voraus-
setzungen sind Abitur sowie sehr gute 
Rechtschreibkenntnisse. Englisch- oder 
Russischkenntnisse und EDV-Grundlagen 
sind vorteilhaft. Ihre Bewerbungsun-
terlagen richten Sie bitte an: STURM-
RECHTSANWÄLTE, Blasewitzer Str. 9, 
01307 Dresden oder an bewerbung@
sturmrechtsanwaelte.de

Wir suchen eine Azubi (m/w) ab 
August 2014, gerne auch eine die 
wechseln möchte. Ansprechpartner Hr. 
Radowsky, Radowsky & Dr. Steinführer, 
Delitzscher Landstraße 70, 04158 Leip-
zig, Telefon: 0341/4939-804, E-Mail: 
kanzlei@ra-radowsky.de

Ab 08/09 2014 suche ich eine aufge-
schlossene, zuverlässige und moti-
vierte Auszubildende für die Ausbil-
dung zur Rechtsanwaltsfachange-
stellten. 
Voraussetzungen: (sehr) guter Schulab-
schluss (Abitur, Mathe/Deutsch mind. 2), 
PC-Kenntnisse, Beherrschung des 10-Fin-
ger-Schreibsystems. Aussagekräftige 
Bewerbung mit Lebenslauf, Zeugnissen 
und Passfoto per E-Mail an kanzlei@ra-
hausmann.de.

Unsere Rechtsanwaltskanzlei sucht 
ab sofort eine Auszubildende/n 
Rechtsanwaltsfachangestellte/n. 
Wenn Sie Interesse haben, selbstständig 
zu arbeiten, engagiert sind, gern Kontakt 
mit Menschen haben und an sich selbst 
hohe Anforderungen stellen, dann sen-
den Sie bitte Ihre aussagekräftige Bewer-
bung an folgende Adresse: 
Rechtsanwälte Förster | Saage | Neuer-
burg, Düsseldorfer Platz 1, 09111 Chem-
nitz

Wir bieten eine Lehrstelle zur/m 
R e c h t s a n w a l t s f a c h a n g e s t e l l -
ten ab sofort, gern auch eine/r 
Auszubildende/r, die/der wechseln 
möchte, auch für fortgeschrittene 
Auszubildende. Voraussetzung: team-
fähig und flexibel
Bewerbungen vorzugsweise per E-Mail 
an: Rechtsanwalt-Helmut-Schwarz@t-
online.de, postalisch: Rechtsanwalts-
kanzlei Helmut Schwarz, Hoyerswerdaer 
Str. 24, 02997 Wittichenau

Wir suchen ab August 2014 eine/n 
Auszubildende/n. 
Sie sollten die Hochschulreife besitzen 
und sehr gute Umgangsformen beherr-
schen. Wir bieten Ihnen eine fundierte 
Ausbildung in einem freundlichen und 
teamorientierten Umfeld.
Wenn Sie sich angesprochen fühlen, 
senden Sie bitte Ihre vollständige Bewer-
bung nur per E-Mail an folgende Adres-
se: mandy.arlt@rincke-ruebartsch.de. 
Vertrauliche Behandlung wird zugesi-
chert.

Für das Ausbildungsjahr 2014/2015 
stellen wir zum 1. August 2014 einen 
Ausbildungsplatz zur/zum Rechts-
anwaltsfachangestellten  zur Verfü-
gung. 
Zu Ihrer Ausbildung gehört das Erlernen 
der Büroorganisation und Büropraxis, 
das Kostenrecht, die Fristenkontrolle 



anzeigen 03/2013

KAMMER aktuell          71 

sowie das Mahn- und Zwangsvollstre-
ckungsverfahren. 
Wenn Sie einen sehr guten Realschulab-
schluss oder (Fach-)Hochschulreife vor-
weisen können, sorgfältig und zuverläs-
sig arbeiten, gern organisieren und ein 
freundliches und souveränes Auftreten 
besitzen, dann bewerben Sie sich bei 
uns. 
Rechtsanwälte Michael Irrgang und 
Thorsten Hahn, Gartenstraße 12, 01796 
Pirna, E-Mail: rechtsanwaelte-irrgang-
hahn@arcor.de

Stellengesuche

Engagierte Rechtsanwältin mit zwei-
jähriger Berufserfahrung in ungekündig-
ter Stellung sucht eine neue Anstellung 
im Raum Dresden. Meine Schwerpunkte 
lagen bisher im Verkerhrsrecht, Zwangs-
vollstreckungsrecht und dem allgemei-
nen Haftungsrecht. 
Ich freue mich auf neue Herausforderun-
gen und kollegiale Zusammenarbeit.
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer Sachsen, Chiffre-Nr. 619/2013, 
Glacisstr. 6, 01099 Dresden.

Fachanwalt für Bau- und Architek-
tenrecht mit mehrjähriger Berufserfah-
rung auch im Familienrecht, Transport- 
und Speditionsrecht sowie allgemeinen 
Zivilrecht sucht Tätigkeit als freier Mitar-
beiter im Raum Zwickau, Chemnitz, Frei-
berg oder Dresden, gern auch in einem 
Unternehmen oder Verband.
Zuschriften bitte an die Rechtsanwalts-
kammer Sachsen, Chiffre-Nr. 622/2013, 
Glacisstr. 6, 01099 Dresden.

Rechtsanwalt, 10 Jahre Berufserfahrung 
sucht neue Anstellung im Raum Dresden. 
Tätigkeitsschwerpunkte: Arbeitsrecht, 
Vertragsrecht, Zivilrecht. 
Ich freue mich auf neue Herausforderun-
gen und gute Zusammenarbeit. 
anwalt-dd@web.de
Junge Rechtsanwältin mit zweijähriger 
Berufserfahrung, insbesondere in den 
Gebieten Verkehrsrecht, Familienrecht, 
Mietrecht und Zwangsvollstreckungs-
recht, sucht Anstellung (gern auch Teil-
zeit) im Raum Dresden und Umgebung. 
Die Bereitschaft zur Einarbeitung in an-
dere Rechtsgebiete ist selbstverständlich. 
Eine erste Kontaktaufnahme wird unter 
rechtsanwaeltin-dresden@gmx.de erbe-
ten.

Rechtsanwalt (39) mit mehrjähriger 
Berufserfahrung sucht neue Anstellung 
im Raum Dresden. Bisherige Tätigkeits-
schwerpunkte: Arbeitsrecht, Vertrags-
recht, Verkehrsrecht sowie allgemeines 
Zivilrecht. 
Bei Interesse kontaktieren Sie mich bitte 
unter: malecki@rechtsanwalt-malecki.de

Seit 2004 zugelassene und bisher selbst-
ständig tätige Rechtsanwältin (37) 
sucht Anstellung bei Rechtsanwaltskanz-
lei in Dresden und Umgebung (50 km), 
auch in Teilzeit. Bisherige Tätigkeitsge-
biete: Zivilrecht, FamR, MietR, Sozial-
recht. Bereitschaft zur Bearbeitung und 
Spezialisierung anderer Rechtsgebiete 
vorhanden.
Kontakt: mspallek@ymail.com

Engagierter Rechtsanwalt (2x befrie-
digend) im zweiten Berufsjahr sucht aus 
ungekündigter Stellung neue Herausfor-
derung in Leipzig. Schwerpunkte bislang: 
Mietrecht, Verwaltungsrecht, Kaufrecht, 
Zwangsvollstreckungsrecht. Wille und 
Bereitschaft zur Einarbeitung in andere 
Rechtsgebiete selbstverständlich. Weiter-
bildung erwünscht. 
Kontaktaufnahme bitte unter  
rechtsanwalt-leipzig@gmx.de.

Rechtsanwältin mit langjähriger Berufs-
erfahrung, abgeschlossener FA-Lehrgang 
Arbeitsrecht, weitere Schwerpunkte: 
Handels- und Gesellschaftsrecht, Insol-
venzrecht, FamR, allg. Zivilrecht, offen 
auch für andere Rechtsgebiete sucht 
neue Herausforderung. 
Kontakt unter Tel. 0170 5400216

Motivierte Rechtsfachwirtin, 25, in 
ungekündigter Anstellung sucht neue 
Herausforderung (Vollzeit) in Leipzig/Um-
gebung. Mit RA-Micro und den berufs-
typischen Aufgaben bin ich bestens ver-
traut. Buchführungs- und ZV-Kenntnisse 
sind vorhanden. Meine Stärken: schnelle 
Auffassungsgabe, belastbar, Teamfähig-
keit aber auch selbständiges Arbeiten. 
Bei Interesse Kontaktaufnahme unter:  
refawi13@gmx.de

Rechtswirtin mit Erfahrungen
7 Jahre Alleinkraft, 10 Jahre Bürovor-
steherin, 7 Jahre Sachbearbeiterin Insol-
venz möchte sich mittelfristig verändern 
(Chemnitz und Umgebung, ggf. auch 
Leipzig oder Dresden)
Kontakt unter anfrage-Chemnitz@gmx.
de

Rechtsfachwirtin (35) in ungekünd. 
Anstellung mit 13jähr. Berufserfahrung 
sucht nach neuer unbefristeter berufli-
cher Herausforderung im Leipziger Nor-
den sowie nördlich vom Leipziger Zent-
rum (max. 35 h/Woche). Ich bin zuverläs-
sig, selbständig und mit allen berufstyp. 
Aufgaben (Mahnwesen/ZV, RVG, Phono-
diktat, RA-Micro, MS-Office) vertraut. 
Bei Interesse Kontaktaufnahme unter:  
refawi78@web.de

Volljuristin (32 J.), bisher. Berufserfah-
rung: 2 J. Tätigkeit als angestellte RAin 
mit Schwerpunkt Insolvenzrecht, 1 J. 
Beschäftigung öffentl.Verw. Sachge-
biet Insolvenz/Vollstreckung, sucht neue  
Herausforderung im Raum Zwickau, 
max. 30 h/Wo. 
Bei Interesse bitte Kontaktaufnahme un-
ter: bewerbung-81@web.de
Kauffrau für Bürokommunikation mit 
langjähriger Berufserfahrung (professio 
neller Umgang mit MS-Office) sucht Ne-
benjob auf 450 €-Basis ab 14:00 Uhr 
für allgemeine Sekretariatsaufgaben, u. 
a. Erledigung der Korrespondenz nach 
(Phono-)Diktat. 
Kontaktaufnahme bitte unter:  
bewerbung.dresden@gmx.de

Motivierte Rechtsfachwirtin, 28, in 
gekündigter Anstellung sucht neuen 
Wirkungskreis (Vollzeit) in Dresden/Um-
gebung. Mit RA-Micro und den berufs-
typischen Aufgaben bin ich bestens ver-
traut. Kenntnisse im Mahn sowie ZV-Ver-
fahren, Miet-, Arbeits- sowie Baurecht 
sind vorhanden. Meine Stärken: schnelle 
Auffassungsgabe, belastbar, Teamfähig-
keit aber auch selbständiges Arbeiten. 
Bei Interesse kontaktieren Sie mich 
bitte unter 017656729286 oder  
susann.scheibe@gmx.de

Rechtsanwaltsfachangestellte aus 
Görlitz in ungekündigter Stelle sucht 
neue Herausforderung gern in Vollzeit/
unbefristet. Ich bin mit allen berufsty-
pischen Aufgaben bestens vertraut und 
verfüge über Buchhaltungskenntnisse. 
Ich arbeite gern im Team und selbstän-
dig, bin belastbar und strukturiert in mei-
ner Arbeitsweise. Bei Interesse übersen-
de ich Ihnen gerne meine Bewerbungs-
unterlagen. 
E-Mail: refa-gr@gmx.de

Gelernte ReFa (30) in ungekündigter 
Anstellung mit mehrjähriger Berufser-
fahrung sucht in Leipzig neue Heraus-
forderung (Vollzeit)! Bevorzugt wird die 
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Anzeigenpreise 2014

Für Anzeigen im Rundschreiben und auf der Homepage der RAK Sachsen gelten seit 01.06.2012 folgende Preise:

1. Kleinanzeigen (ungestaltet, nur Fließtext) 

Nichtgewerbliche
Stellenangebote / -gesuche von Mitgliedern 

und Rechtsanwaltsfachangestellten 
Andere**

bis 400 Zeichen* ohne chiffre kostenfrei 30,00 €

über 400 Zeichen* ohne chiffre 30,00 € 50,00 €

bis 400 Zeichen* mit chiffre 50,00 € 70,00 €

über 400 Zeichen* mit chiffre 70,00 € 100,00 €

* 	 mit Leerzeichen (inkl. Kontaktdaten), maximal 800 Zeichen
** 	 Anzeigen, die keine Stellenangebote bzw. -gesuche sind und sämtliche Anzeigen Dritter 
 
2. Gestaltete Anzeigen (mit Logo, Rahmen, Schriftzügen etc. – Formate: PDF, TIFF oder JPG)

Für Mitglieder und Rechtsanwaltsfachangestellte Andere

Ganze Seite 1.000,00 € 1.500,00 €

Halbe Seite 500,00 € 750,00 €

1/4 – Seite 250,00 € 500,00 €

1/8 – Seite (Mindestgröße) 125,00 € 250,00 €

Aussicht auf eine Anstellung im Vollstre-
ckungswesen und/oder Forderungsma-
nagement, gern auch im Immobilienbe-
reich o.ä. Zusatzqualifikation: Abschluss 
Fernstudium Finanzbuchhaltung nach 
SAP®ERP 11/2013.
Kontakt: BewerbungReFa@gmx.de

RA-Fachangestellte (41) in ungek. An-
stellung mit 21-jähriger Berufungserfah-
rung sucht in Leipzig/Umgebung neue 
Herausforderung (35 h/Woche). Gute 
Kenntnisse in RA-MICRO/MS-Office/Dic-
taNet/Buchführung/ZV u. Mahnverfah-
ren (EGVP) sowie RVG. Ich arbeite selb-
ständig u. bin belastbar u. flexibel. 
Bei Interesse bitte melden unter bagkat@
web.de. 

Rechtsanwaltsfachangestellte mit 10-
jähr. Berufserfahrung (in ungekündigter 

Stellg.) sucht ab Dezember 2013 neue 
Herausforderung (Teilzeit/35h/unbefris-
tet) im Raum Kamenz, Radeberg und 
Dresden.  Ich bin mit allen berufstypi-
schen Aufgaben vertraut und verfüge 
über Kenntnisse in Bereich Mahnverfah-
ren/Zwangsvollstreckung. Ich bin selb-
ständig, belastbar und kann eine struk-
turierte Arbeitsweise vorweisen. Bei Inte-
resse übersende ich Ihnen gerne meine 
Bewerbungsunterlagen. 
bewerbungra-fachangestellte84@gmx.
de

RA-Gehilfin, Ausb. Rechtsfachwirtin, 
ungekündigt, sucht neue Herausforde-
rung im Raum Chemnitz, Vollzeit (nach 
18.00 Uhr im Wechsel möglich), ca. 20 
Jahre Berufserfahrung mit sämtlichen 
berufstypischen Aufgaben und Kanzlei-
organisation, vorrangig Vergütungsab-

rechnung und FIBU, selbständig, kosten-
bewusst, engagiert, zuverlässig, sicherer 
Umgang mit RA-Micro.
Kontakt: bewerbung-refa@gmx.de

Gelernte Rechtsanwaltsfachange-
stellte (32) mit Berufserfahrung sucht 
im Raum Chemnitz und Umgebung eine 
neue berufliche Herausforderung in Teil-
zeit. Neben den berufstypischen Auf-
gaben verfüge ich über Kenntnisse im 
Mahnwesen/Zwangsvollstreckung. 
Bei Interesse übersende ich Ihnen gerne 
meine Bewerbungsunterlagen. 
E-Mail: refaerz@yahoo.de
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geschäftsstelle der Rechtsanwaltskammer sachsen

Anschrift: 
Atrium am Rosengarten
glacisstraße 6
01099 Dresden

Telefon: +49 (0)351 318 59 0
Telefax: +49 (0)351 336 08 99
E-mail: info@rak-sachsen.de
Internet: www.rak-sachsen.de

RECHTS
ANWALTS
KAMMER
SACHSEN

RECH
ANWA

Redaktionsschluss „KAMMERaktuell“ 01/ 2014: 17. Januar 2014 

Rechtsanwältin
Jacqueline Lange, 
LL.m.
geschäftsführerin,
Zulassung (A-L)
0351-31859 26

Rechtsanwältin
Jana frommhold
geschäftsführerin,
Zulassung (m-Z)
Abwicklungen 
0351-318 59 28

Rechtsanwältin
Kathrin Dietzmann
Referentin, berufs-
recht/beschwerden,
in Elternzeit

Ass. jur. 
hendryk Loose
Referent, berufsrecht,  
Juristenausbildung
0351- 31859 43

Roswitha chlubek
sekretariat,
fachanwaltschaften
0351-31859 21

Daniela hielscher
buchhaltung,
Anwaltsausweise
0351-31859 23

Kerstin müller 
sachbearbeitung/
Zulassung m-Z
0351-31859 29

britta Uhlmann
sachbearbeitung/
fortbildung, 
0351-31859 44

Rita Dreiblatt
sachbearbeitung/
beschwerden, 
Empfang
0351-31859 40

Ass. jur.
Jana Dielefeld
Referentin, berufs-
recht, vermittlung, 
fachanwaltschaften 
0351-31859 31

Kathleen Kretzschmar
sachbearbeitung/
Ausbildung, Referen-
darausbildung, bera-
tungsstellen
0351-31859 27

Rechtsanwalt
Jörg freund
Referent
berufsrecht, Ausbil-
dung, seminare
0351-31859 30

silke Keil
sachbearbeitung/
Zulassung A-L
0351-31859 25

 
manuela Jurowiec
sachbearbeitung/
beschwerden, Emp-
fang
0351-31859 11
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in Zusammenarbeit mit dem 
AnwaltVerband Sachsen, Berliner Anwaltsverein, 

AnwaltVerband Brandenburg, Landesanwaltverband Mecklenburg-Vorpommern,  
Landesverband Sachsen-Anhalt im Deutschen AnwaltVerein e.V.  und dem Thüringer Anwaltsverband

22. Leipziger

Juristenball
Samstag, 8. März 2014
asisi Panometer Leipzig

Niveauvolles Unterhaltungsprogramm und Tanz, 
u.a. mit der kultiviert erfrischenden KonradKaterKapelle

Tombola mit hochwertigen Preisen zugunsten des 
Leipziger Fördervereins des Jugendsinfonieorchesters 

der Musikschule „Johann Sebastian Bach“ e.V.

Exzellente Speisen und Getränke

Charmante Moderation durch 
Rechtsanwalt Uwe Karsten

Tischkarte 70,00 €, mit Frühbucherrabatt* 60,00 €
Komforttisch (10 Sitzplätze) 800,00 €, 
mit Frühbucherrabatt* 700,00 € 
Festmenü 30,00 € pro Person, Gourmetmenü 50,00 € pro Person
Flanierkarte 40,00 €, mit Frühbucherrabatt* 30,00 €

*Frühbucherrabatt wird bei Zahlungseingang bis 31.12.13 gewährt. 
Menüs gibt es nur im Zusammenhang mit dem Kauf einer Tischkarte 
und beinhalten keine Getränke; sie sind nicht rabattierbar.

Bitte benutzen Sie für die Kartenbestellung auch die Möglichkeit der 
Kartenbestellung unter www.leipziger-juristenball.com oder unter
www.saxonia-catering.de/balle/leipziger-juristenball

Titel / Name / Vorname

Straße / Hausnummer

PLZ / Ort

Telefon / Fax

Datum Unterschrift / Stempel

Ich / wir nehme(n) mit insgesamt _____ Personen am 22. Leipziger Juristenball am 8. März 2014 teil und bitte(n) um Über-

sendung von Karten wie oben angegeben. Den Preis in Höhe von insgesamt ______ € habe(n) ich / wir am __________ auf 

das angegebene Konto zur Überweisung gebracht.

Firma / Gesellschaft / Kanzlei / Institution / Funktion

 Ich nehme mit insgesamt ______ Personen an der 
 Führung im Bundesverwaltungsgericht teil.

  Ich nehme mit insgesamt ______ Personen an der 
 Führung im Museum der Bildenden Künste teil. 

Details zu den Führungen (Kosten, Termine, Adressen) entnehmen Sie bitte der Einladungskarte, auch digital unter leipziger-juristenball.com einzusehen. 
Die Eintrittspreise sind vor Ort zu entrichten.

 
 Bitte legen Sie eine Rechnung für meine Steuerunterlagen bei.

Sie können diese Seite zum 
Zwecke der Kartenbestellung 
auch gern ausgefüllt per Fax 
an 0341.2118512 senden.
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